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Seit Ende 1928 steht das gesamte politische und soziale Leben 
der Welt im Ze ichen der Weltwirtschaftskrise, der schwersten, die 
der Kapitalismus je erlebt hat. 
Die Krise ist ungewöhnlich in ihrer Intensität. Die Zahl der 
Arbeitslosen in der Welt, der Rückgang des Produktionsumfangs 
und der Rückgang der Großhandelspreise sind Symptome der furcht~ 
baren Erschütterung, unter der das Wirtschaftssystem der kapita-
listischen Welt leidet. 
Die Krise ist ungewöhnlich auch in ihrem Umfang. Sie hat, wenn 
auch mit ve rschiedener Intensität, alle Länder der Erde erfaßt, die 
Industrieländer West- und Mitteleuropas. die Vereinigten Staaten 
von No rdame rika und Japan ebenso wie die großen Rohstoff Quellen 
der Erde, Osteuropa, Südamerika, Australien. Nahezu alle Wirt-
schaftszweige sind von der Krise betroffen, die Industrie ebenso 
wie die Landwirtschaft. 
Die Krise ist das ErgebniS des kapitalistischen Wi rtschafts-
zyklus, der seit Beginn des n~unzehnten Jahrhunderts in West- und 
Mitteleuropa, seit kürzerer Zeit in den Hauptzentren des Wirt-
schaftslebens außerhalb Europas, stets die gleichen Phasen - Auf-
schwung, Hochkonjunktur, Krise, Depression und allmählicher 
Wiederaufstieg - durchmißt. Sie ist zugleich aber auch die folge 
st ruktureller Wandlungen der Weltwirt schaft sowohl in ihrer welt -
wirtschaftlichen Gliederung als auch im Aufbau der einzelnen 
nationalen W irtschaften. Sie wird furchtbar verschärft und droht, 
erheblich verlänge rt zu we rden, durch die gleichzeitige schwere 
Krise der Landwirtschaft in der ganzen Welt. 
Die furchtbare Erschütterung de r materiellen Lebensgrundlagen 
in nahezu allen Ländern hat die geistige Haltung breiter Massen 
der Bevölkerung, der Arbeiterschaft, vor a llem aber der durch die 
ungeheuren Entwicklllngsprozesse in der Wirtschaft schwer be-
troffenen Mittel schichten und der unter der Agrarkrise leidenden 
Bauernschaft aufs stärkste beeinflußI. Die Massenarbeitslosigkeit 
un'd der ständ ige Kampf um die Behauptung oder gar die Eroberung 
der Arbeitslosenunte rstützung hat die Arbeiterschaft in ihrer geisti-
gen Haltung ebenso beeinfIußt, wie die proletarischen Schichten 
des Mittelstandes durch die Mechanisierung ihrer Arbeit und die 
HerabdTÜckung ihres Lebensstandards. wie die Bauernschaft durch 
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die Senkung der Preise der Agrarprodukte infolge der Weltagrar-
krise geistig in Bewegung geraten. 
So ist das Problem der Gesellschaftsordnung selbst gestellt. 
Niemals seit den Umsturztagen des Kriegselends ist in den Massen 
so sehr die Frage diskutiert worden, ob dieses Massenelend hin-
genommen werden müsse, ob die Gesellschaftsordnung, unter der 
sie leben, die beste, die einzig mögliche ist, oder ob es irgendwo 
einen Ausweg gibt. 
Nicht immer findet dieses Suchen, dieser Protest gegen die 
kapitalistische Organisation der Gesellschaft den richtigen Aus-
druck. Noch immer gelingt es dem Kapitalismus, den Protest gegen 
ihn zu verfälschen, zu verhindern, daß er die Macht des Sozialis-
mus stärke, ihn in die Formen des Faschismus zu leiten und damit 
aus der Auflehnung gegen das herrschende System Hilfstruppen 
für die brutalste Form der kapitalistischen Ausbeutung, für die 
faschistische Unterjochung der Arbeiterbewegung, zu gewinnen. 
Dazu tragen in hohem Maße gewisse politische Faktoren bei, die 
die Weltwirtschaftskrise verschärfen und der nationalistischen 
Agitation, in Deutschland vor allem, Vorwände liefern, um die Ver-
antwortlichkeit des Kapitalismus für die Krise zu verschleiern. Die 
Gemeinsame Kommission der Sozialistischen Arbeiter-Internationale 
und des Internationalen Gewerkschaftsbundes, die mit der Prüfung 
der Probleme der Wirtschaftskrise und der Arbeitslosigkeit betraut 
war, hat in einer zusammenfassenden Darstellung, die sie in ihrer 
Sitzung am 21. und 22. Januar 1931 in Zürich ausarbeitete, auf eine 
Reihe dieser politischen Faktoren hingewiesen: 
Die gewaltigen Zahlungen, die Deutschland als !R:eparalionen an seine 
Gläubiger zahlen muß und diese als Kriegs'Schulden ~n die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika zahlen müssen, tragen ebenso zur Desorgani-
sierung der Weltwirtschaft bei. Der Realwert aller dieser Zahlungen ist 
durch das Sinken der Waren preise bedeutend erhöht worden. Diese 
Zahlungen können auf die Dauer nicht anders als in Waren geleistet wer-
den. 'Ihre Leistung in Waren wird durch die Hochschutzzollpolitik der 
Oläubigerstaatcn erschwert. Diese Schwierigkeiten verstärken die Ten-
denz zu Schleuderexporten. Eine Annullierung oder wenigstens Herab-
setzung aller dieser aus dem Kriege hervorgegangenen Zahlungsverpflich-
tungen w·äre unzweifelhaft ein Mittel, die Schw.ierigkeiten der Weltwirt-
schaft zu erleichtern. Es unterliegt jedoch keinem Zweifel, (faß die öffent-
liche Meinung in den Vereinigten Staaten liir eiuen Schulden nachlaß, der 
eine solche Lösung ermöglichen wiirde, nur in dem Maße gewonnen wer-
den kann, als sich die europäischen Staaten zur internationalen Ab-
rüstung entschließen. 
Aber auch abgesehen davon ist es klar, daß die politische Unruhe 
die Wirtschaftskrise verschärft und nur die Schaffung eines gesicherten 
friedens durch die internationale Abrüstung das Wiedergesunden der 
Weltwir.tschaft ermöglichen kann. Die Gleic·hhelt der Sicherheit für alle 
Staaten muß erreicht werden nicht durch Wiederaufrüstung der bereits 
entwaffneten, sondern durch bedeutende Abrüstung der noch nicht ab-
gerüsteten Länder. 
Die Kommission erkennt an, daß wie jeder einzelne Staat auch die 
europäische Staatengemeinschaft eines Mechanismus bedarf, der die fried· 
liche Revision ihrer Verfassung ermöglicht. Aber sie warnt eindringlich 




Schlagwort der R.evision der friedensverträge eine Reihe VOll Staalen 
zu einer dem frieden gefährlichen Allianz zu sammeln. Indem sie auf 
diese Gefahr, indem sie weiter auf die schwere Zerrüttung der italieni-
schen Wirtschalt und auf die schweren wirtschaftlichen folgen der deut-
schen Septemooflwahlen hinweist, erklärt sie die liquidierung der faschi-
stischen Diktaturen uoo Diktaturbestrebungen für eine Voraussetzung 
iener politischen Beruhigung Europas, ohne die die Weltwirtschaft nicht 
gesunden kann. 
Die Kommissi-on ist sicb dessen bewußt, daß die ·Störung der Handels-
beziehungen mit der Sowjelunion, mit China, mit Indien gleichfalls zu 
den Ursachen der internationalen Wirtschaftskrise gehört. Sie fordert 
neuerlich die \Viederherstel1ung der normalen diplomatischen und die 
Förderung der wirtschaftlichen Beziehungen aller Staaten zur Sowjet~ 
union; die tatkräftige Unterstützung der Anstrengungen der Arbeiter 
Indiens, Chinas, der Kolonialländer um die Hebung ih'rer überaus niedri~ 
gen Lebenshaltung; aber auch, da die nationale Befreiung sich als eine 
Voraussetzung der Entfesselung der wirtschaftlichen und sozialen Kräfte 
erwiesen hat, die Unterstützung der nationalen Befreiungskämpfe dieser 
Völker. 
Spielen so in der Verschärfung der Weltwirtschaftskrise poli-
tische Faktoren eine bedeutende Rolle, so ist umgekehrt die Krise 
selbst zur Quelle politischer Prozesse geworden, die dem Kampf 
der Arbeiterklasse ungeheuer erschwerte Aufgaben stellen. 
Die rasch steigende Massenarbeitslosigkeit, die gegen 30 
Millionen Menschen aus dem Produktionsprozeß herausgerissen 
hat, hat in den Vordergrund des Kampfes der sozialistischen Par-
tf.: ien und der Gewerkschaften die Aufgabe der physischen er-
haltung der Arbeitslosen gestellt. Alle sozialen Probleme treten 
zurück hinter der einen großen Pflicht: das nackte Leben der 
Arbeitslosen zu sichern, die Folgen der Wirtschaftskrise zu mildern 
und darübe r hinaus jene Maßnahmen zu vertreten, die dem weiteren 
Wachstum der Arbeitslosigkeit zu steuern und die Wiedereinreihung 
der Arbeitslosen in den Produktionsprozeß zu befördern geeignet 
sind. 
Im Gefolge der Wirtschaftskrise, untrennbar verknüpft mit den 
strukturellen Veränderungen des Wirtschaftsprozesses und des 
gesellschaftlichen Aufbaus, hat der Faschismus die Grenze über-
schritten, die ihm noch vor wenigen Jahren durch die Entfaltung 
der modernen Technik gezogen schien. Glaubte man damals, das 
Reich des Faschismus se i auf jene Länder beschränkt, in denen 
"statt der Pferdekräfte das vierbeinige Pferd herrscht", so ist 
nun die faschistische Gefahr vorgedrungen auch in Länder hoch-
entwickelter Technik. Italien ist das Zentrum der faschistischen An-
sch läge auf die Arbeiterklasse geblieben. Jugoslawien ist seit dem 
St>aatsstreich vom Januar 1929 in die Reihe der diktato risch 
regierten Staaten getreten. Die Hauptkriegsschauplätze des ge-
waltigen Ringens, das Faschismus und Demokratie einander gegen-
überstellt, sind in der Berichtsperiode Deutschland, Polen, Finn-
land und Österreich geworden. 
Dieser Vorma rsch der faschistischen Gefahr ist in seinem 
Wesen verknüpft mit den ökonomischen Prozessen, die die Mittel~ 
schichten der Gesellschaft in eine - durch die faschistische Propa~ 
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ganda verfälschte - frontstelJung gegen den Kapitalismus, große 
Teile der Bauernschaft in schwere Notlage gebracht und viele 
Arbeitslose mit Hoffnungslosigkeit erfüllt haben. Auf dieser 
sozialen Grundlage a llein war es den bürgerlich-reaktionären 
Kräften möglich, große Armeen gegen die Demokratie zu mobil i-
sieren und die Verteidigung dessen, was in einem Menschenalter 
proletarischen Klassenkampfes erobert worden wa r, zur politischen 
Hauptaufgabe der Sozialdemokratie zu machen. 
Kampf gegen die Wirtschaftsk rise, Kampf gegen den Faschis-
mus - das waren die beiden Hauptlosungen der sozialistischen 
Parteien in den letzten drei Jahren. Beide Aufgaben aber setzen 
eines voraus: die Erhaltung und die Organisation des Friedens. 
Beide Aufgaben sind zugleich der wesentlichste Beitrag zur Ver-
teidigung des Friedens. So verknüpft sich der Kampf um die Er-
haltung der Freiheit mit dem Kampf um die Bewahrung des Frie-
dens. Und so mündet auch der Kampf um die Abrüstung in den 
einen großen Strom, der die Arbeiterbewegung ihrem Ziele ent-
gegenführt. 
Das wichtigste e reignis, das auf diesem Gebiet zu verzeichnen 
war, ist der Sieg der britischen Arbeiterpartei bei den Wahlen vom 
30. Mai 1929, der die zweite Arbeiterregierung in Großbritannien 
brachte und damit einen machtvollen Faktor des Friedens und der 
Demokratie in die Weltpolitik einfügte. Daneben bestehen gegen-
wärtig nur vier andere Regierungen, in denen angeschlossene Par-
teien vert reten sind : Dänemark, Spanien, die Tschechoslowakei und 
Estland. In Dänemark bilden die Sozialisten gemeinsam mit den 
Radikalen seit den Wahlen vom 24. April 1929 die Regieru ng. In 
der Tschechoslowakei wurde die tschechisch-deutsche Bürgerblock-
regierung du rch die Wahlen vom Oktober 1929 gestürzt und eine 
neue Regierung gebildet, in der die tschechoslowakische und die 
deutsche Sozialdemokratie vertreten ist. In Spanien brachte die 
Revolution im Gefolge der Gemeindewahlen vom 12. April 1931 die 
Sozialisten in Gemeinschaft mit bürgerlichen Republikanern aller 
Schattie rungen an die Macht. fn Estla nd sind die Sozialdemok ratcn 
seit Anfang 1931 durch zwei Mitglieder in de r Rcgierung vertreten. 
Diese kurze übersicht kennzeichnet die hauptsächlichen Pro-
bleme, mit denen sich die Sozialistische Arbeiter-Internationale 
während der Periode seit dem Brüsseler Kongreß zu beschäftigen 
hatte. Sie können gegliedert werden in die folgenden Haupt-
abschnitte: Der Kampf um die Verteidigung der Demokratie und 
die Abwehr des Faschismus; der Kampf um die Linde rung de r 
Wirtschaftskrise; der Kampf um die Bewahrung des Friedens und 
die Abrüstung. 
Der Kampf für die Demokratie. 
1. Die Abwehr des Faschismus. 
Zwei Erscheinungen kennzeichnen die Offensive des Systems 
der Diktatur in den drei Jahren, die sei t dem Kongreß in Brüssel 
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vergangen sind: der Sieg des KönigsabsoJutismus in Jugoslawien 
und der Angriff des Faschismus in Deutsch land, finnland, Oster-
reich und Polen. 
So verschieden auch die soziale Bedeutung und die Erscheinungs-
fo'rmen de r antidemokratischen Vorstöße in diesen fünf Ländern 
sein mögen, international gesehen, gehören sie zusammen: der Sieg 
der der Demokratie und der Arbeiterschaft feindlichen Kräfte in 
einem Lande stärkt in seinen Auswirkungen die diktatorischen 
Kräfte in allen anderen, Mögen die Wu rzeln, aus denen die Ten-
denzen zu r Vernichtung der Demokratie hervo rgehen, in dem 
einen Lande auf den Bedürfnissen der nationalen Einheit, in dem 
ande ren auf denen der nationalen Selbständigkeit beruhen, in den 
Wirkungen handelt es sich um internationale Bundesgenossen der 
faschistischen Kräfte, die den Sturz der Demokratie um der Nieder-
werfung der Arbeiterschaft willen herbeiführen wollen. 
Die erste Tagung der Exekutive. die nach dem Brüsseler Kon-
greß stattfand - sie tagte in London am 10. und 11. Februar 1929 
-, mußte sich mit dem absolutistischen Staatsstreich in J u g o-
s I a wie 11 beschäftigen, der den Parlamentarismus beseitigt, die 
gesamte Staatsmacht in den Händen des Königs konzentriert. die 
sozialistische Partei aufgelöst hatte, und sich noch heute in der 
Illusion wiegt, durch diese Gewaltmaßnahmen die inneren Probleme, 
die zwischen den einzelnen Stämmen des jugoslawischen Volkes 
bestehen, lösen zu können. 
Der Exekutive lagen sch riftliche Berichte aus Jugoslawien vor, 
die von A die rund L 0 n g u e t (Frankreich) durch Refe rate ergänzt 
wurden. Die französische, englische, tschechoslowakische und öster-
reichische Delegation legten gemeinsam eine Entschließung vor, die 
von der Exekutive einstimmig beschlossen wurde. Im Namen der 
britischen Delegation gab Susan La w ren c e dazu die Erklärung 
ab. daß ihre Delegation sich die Entschließung völlig zu eigen 
mache und mit aller Energie in ihrem Sinne tätig sein werde. Die 
Entschließung hat folgenden Wortlaut: 
Das jugoslawische Volk gehört zu jenen Nationen, die iür ihre nati-
onale Befreiung und Einigung die größten Opler gebracht haben. Ganze 
Jahrhunderte unter der Fremdherrschaft, in sechs Staaten geteilt, nach 
drei Balkankriegen und nach dem Weltkriege, nach dem Verlust von 
Millionen ihrer Volksgenossen, haben die Südslawen zuletzt durch eine 
nationale Revolution ihre Einigung im einheitlichen Jugoslawischen Staate 
gefunden. 
Aber in einer Zeit. in der das faschistische Italien seine Anstrengun-
gen verstärkt, die reaktionären Nachbarstaaten Jugoslawiens - Bulgarien, 
Ungarn, Albanien - unter seine führung zu bringen und Jugoslawien 
einzukreisen. und da daher das Lebensinteresse des iugoslawischen Vol-
kes es erfordern würde, sich gegen die Bedrohung durch das faschistische 
Italien und seine reaktionären Verbündeten auf die europäische Demo-
kratie und Arbeiterklasse zu stützen. hat die höfisch-militärische Clique 
in Belgrad einerseits die bäuerliche Demokratie in Serbien gespalten und 
zu korrumpieren gesucht, andererseits die Gegensätze zwischen Serben 
und Kroaten ausgenützt, um schließlich die politische freiheit in Jugosla-
wien zu vernichten, alle Rechtsgarantien zu zerstören und den Absolntis-
mus aufzurichten. 
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Dieser Absolutismus hat, wie alle politischen Parteien, auch die sozia· 
listische Partei aufgelöst. Er hat die Arbeiterklasse aller Möglichkeiten 
legalen Kampfes beraubt, während er gleichzeitig mit den Unternehmer-
verbänden über die reaktionäre Revision der Arbeilerschutzgesetze 
verhandelt. 
Angesichts dieser Tatsachen 'Sendet die Exekutive der S. A. T. der 
Arbeiterklasse Jugoslawiens ~hren Gruß. Sie erklärt ihre volle Solidarität 
mit den Sozialdemokraten Jugoslawiens und Icrder! al1e Sozialistischen 
und Arbeiterparteien auf, die iug-oslawische Sozialdemokratie tatkräftig 
zu unterstützen in ihrem Kampfe für die Wiederherstellung der Demo-
kratie in Jugoslawien. 
Auch in späteren Exekutivsitzungen wurde die Lage in Jugo-
slawien erö,rtert. Das Bureau der S. A. r. nahm im November 
1929 einen Bericht Louis d e B r 0 u c k e r e' s entgegen, der im. 
Auftrage der S. A. I. Jugoslawien und Bulgarien besucht hatte. 
Im Verlaufe des Jahres 1929 wurde die Lage in Pol e nimmer 
gefahrvoller. Immer deutlicher trat hervor, daß die Minderheits-
regierung, auf die sich Pilsudski stützte, bereit war, zu gewalt-
samen Mitteln zu greifen, um dem Parlament eine Verfassungs-
reform aufzuzwingen, die die persönliche Herrschaft Pilsudskis 
bedeuten sollte. 
Die Sozialistische Arbeiter-Internationale suchte durch eine 
R.eihe von Kundgebungen der internationalen Solidarität die Front 
der sozialistischen Arbeiter Polens im Kampf gegen die Diktatur 
Pilsudskis zu unterstützen. 
Schon auf dem Parteitag in Sosnowice, an dem die Sozialisti-
sche Partei Polens volle Klarheit über ihre Entschlossenheit, das 
System Pilsudskis zu bekämpfen, schuf, versicherte der Sekretär 
der S. A. 1., Friedrich A die r, die polnischen Sozialisten der werk-
tätigen Solidarität der Arbeiter aller Länder. Diese Solidaritäts-
aktion setzte ein mit einer R.eihe großer Massenversammlungen, 
die am 18. Juni 1929 in Warschau eröffnet und in Lodz und Krakau 
fortgesetzt wurde. Es sprachen über das Thema "Diktatur oder 
Demokratie" C. T. Cramp, Arthur Crispien, Paul Löbe, 
Emile und Jeanne Va n der v eid e. Die Kundgebungen wurden 
'von der Sozialistischen Partei Polens (P. P. S.) im Einvernehmen 
mit den anderen der S. A. I. angeschlossenen sozia listischen Par-
teien Polens organisiert und machten in der Öffentlichkeit den 
stärksten Eindruck. 
Unmittelbar darauf folgten Versuche, die öffentliche Meinung 
in den Demokratien des Westens Europas gegen die Versuche, eine 
Diktatur in Polen aufzurichten, in Bewegung zu setzen. Die Haupt-
rolle dabei fiel, angeSichts der internationalen Bedeutung Frank-
reichs und Großbritanniens, den Sozialisten in diesen beiden Ländern 
zu. Führende Genossen der Sozialistischen Partei Frankreichs, so 
insbesondere Leon BI u mund Jean L 0 c q u in, der Vorsitzende 
der französisch-polnischen Kammergruppe, ebenso aber auch Ab-
geordnete der britischen Arbeiterpartei, wiesen in öffentlichen 
Kundgebungen auf die Gefahren für Polens Selbständigkeit und 
den Frieden in Europa hin, die aus einem Versuch, eine Diktatur 
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in Polen aufzurichten, hervorgehen würden. Mehrere Kundgebungen 
der Solidarität gingen dem sozialistischen Sejmmarschall Daszyns-
ki zu, der immer mehr zum Symbol der Demokratie und zum 
persönlichen Gegenpol Pilsudskis wurde. 
Nach der Auflösung des Seim erreichte der Terror in Polen 
seinen Höhepunkt. Mit allen Mitteln suchte Pilsudski, ein gefügiges 
Parlament zu schaffen, das die Revision der Verfassung in seinem 
Sinne beschließen sollte. Die Verhaftung von achtundachtzig Ab-
geordneten des ehemaligen Seim. die zu den proletarischen oder 
bäuerlichen Oppositionsparteien gehörten, die überfÜhrung vieler 
von ihnen in das Gefängnis von Brest-Litowsk, die Ungewißheit über 
ihr Schicksal, die erbärmlichen Brutalitäten, denen sie ausgesetzt 
wurden - alles das rief in der Arbeiterbewegung der ganzen Welt, 
aber weit darüber hinaus bei allen ehrlichen Demokraten die 
heftigste Empörung hervor. 
Dieser Entrüstung gab das Bureau der Sozialistischen Arbeiter-
Internationale in einem Aufruf "An die Arbeiter aller Länder" Aus-
druck, der unmittelbar nach der Kunde von der Verhaftung der 
OPPOSitionellen Sejm-Abgeordneten erlassen wurde. Der Aufruf hat 
folgenden Wortlaut: 
An die Arbeiter aller Länd e r! 
Pilsudskis Plan, sich durch Neuwahlen ein gefügiges Parlament zu 
schaffen, war von allem Anfang an auf Terror und Korruption aufgebaut. 
Nun hat die Regierung einen Streich geführt, der seinesgleichen in der 
parlamentarischen Geschichte nicht kennt. Abgeordnete des eben auf-
gelösten Seim wurden verhaltet mit der unverhüllten Absicht, die Oppo-
sitionsparteien und zwar Arbeiter wie Bauern gleichermaßen ihrer Führer 
während des Wahlkampfes zu berauben . . Diese Massenverhaltung von 
Männern, deren Parteien unzweifelhaft die Mehrheit des Volks in Polen 
repräsentierten. zeigt, durch welche schamlcsen Gewalttaten die Minder-
heitsregierung Pilsudskis sich an der Macht behaupten will. 
Die Demokratie iu Polen ist in -schwerster Gefahr! Die polnische Re-
publik, die "Schou !:luge unter <ler Herrschaft einer militaristischen Clique 
senfzt. droht, dem oHenen Faschismus zu verfallen! 
nie faschistischen Schandtaten der Obcrstcnclique um Pilsudski sind 
aber keineswegs bloß eine innerpolitische Angelegenheit lPolens, sie 'Sind 
zugleich eine wirkliche Gefahr für den europäischen Frieden. Die unbe-
schränkte Macht des polnischen Mili tarismus bedeutet die Vergewaltigung 
der Lebensrechte der nationalen Minderheiten in PolelJ, bedeutet eine ge-
fährliche Zuspitzung der Beziehungen IPolens zu seinen Naehbarstaaten. 
Nur die polnische Demokratie. an ihrer Spitze der polnische Sozialismus, 
kann diesen furchtba ren Gefahren wirksam Einhalt gebieten. 
Ar 'beiter aller Länder! 
Demonstriert übera!1 gegen die Schandtaten der Regierung Pilsudski! 
Demonstriert überall gegen die drohende unumschränkte Herrschaft 
des Militarismus in Polen! 
Brandmarkt überall die Vergewaltigung der Freiheitsrechte der pol-
nischen Wähler~chaft! 
Die Sache der Demokratie in Polen ist die Sache der internationalen 
Arbeiterklasse, der Weltdemokratie und aller, die den Weltfrieden be-
wahren wollen! 
Zürich, im September 1930. 
Das Büro der Sozialistischen Arbeiter-Internationale. 
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Unterdessen war auch in Ö sterre ich und in f innland die 
Situation außerordentlich gefahrvoll geworden. In beiden Ländern 
ging der faschismus zur Offensive über. und es war die Haupt-
aufgabe der sozia listischen Parteien in beiden Ländern, die Demo-
kratie gegen die planmäßigen Vorstöße des faschismus zu sichern. 
In beiden Ländern handelte es sich zunächst um den Kampf gegen 
eine Verfassungsrevision, die den Arbeiterparteien aufgezwu ngen 
werden und so auf scheinba r legalem Wege die Verfassung im 
Sinne der Diktatur umgestalten sollte. 
In Österreich vor allem hatte sich der Kampf zwischen der 
Sozialdemokratie und den tleimwehren in einem Maße zugespitzt, 
das furchtbare bewaffnete Auseinandersetzungen unausweichlich 
erscheinen ließ, umso mehr als sich die R.egierung lange Zeit als 
willfähriges Werkzeug der faschistischen Kräfte e rwies. Unter 
diesen Umständen kam dem Parteitag der österreichischen Sozial-
demokratie. der vom 8. bis 10. Oktober 1929 in Wien stattfand, die 
größte Bedeutung zu. Die Teilnahme zahlreicher sozialistischer 
Delegierter aus dem Ausland machte den Parteitag zu einer Kund-
gebung der internationalen Solidarität mit der kämpfenden Arbeite r-
schaft Österreichs. In der Eröffnungssitzung des Parteitags 
sprachen: A. B r a c k e (Frank reich), C. T. C r a m p (Großbritan-
nien), Karl Pe y c r (Ungarn), Oltor We I s (Deutschland) und der 
Sekretär der S. A.1. friedrich A die r. überdies sprachen die aus-
ländischen Delegierten in zwei großen Massenversammlungen zu 
den Wiener Arbeitern über "Die politische Lage Österreichs und die 
Internationale." 
Wenige Wochen später hatte sich der Kampf zwischen der 
Arbeiterpartei und dem faschismus in Öste rreich auf die frage 
einer Verfassun gs revision konzentrie rt, die unter dem Druck der 
faschistischen Truppen von den sozialdemokratischen Abgeordneten 
eqneßt werden und so auf scheinlegalem Wege die Diktatur auf-
richten soll te. 
Auch in diesem falle hat die Internationale auf die öffentliche 
Meinung in Europa erfolgreich eingewirkt. In zahlreichen Artikeln 
und R.eden nahm der Vorsitzende der Exekutive, Va n de r v eid e , 
zur Lage in Österreich Stellung. Am 4. November 1929 stellten 
die Labourabgeordne len Charles R.oden B u x tOll, M. Philipps 
Pr i c e und Oeorge Lai h a a im britischen Unterhaus Anfragen 
über die Situation in Österreich, die vom britischen Außenmi nister 
Arthur H e n der s 0 n beantwortet wurden. 
Am 24. November 1929 tagte in Wien eine R.eichskonferenz der 
österreichischen Sozialdemokratie. die die Haltung der Partei im 
Kampf um die Revision der Verfassung festzu legen hatte. Zur 
gleichen Zeit fand in Brüssel eine Bureausitzung der S. A. I. statt, 
die sowohl zu den Abwehrkämpfen der Demokratie in österreich, 
als auch zum Kampf gegen die Befestigung der Diktatur in Polen 
in folgender Resolution Stellung nahm: 
LlO 
Die Fortschritte der Sozialdemokratie in allen Ländern, wo die Ar-
beiter politische Rechte erobern konnten. rufen nun ein Wiederaufleben 
der Aktivität Jener Gruppeu hervor. die im Zeichen des Nationalismus und 
des Monarchismus, auf die Schwäche. die Mitschuld oder die offene 
Helfershelferschaft der bürgerlichen Parteien rechnend, Vorbereitungen 
für den Bürgerkrieg treffen, terroristische Attentate vollbr·ingen und offen 
drohen. zu Gewalttaten zu sch reiten, um die demokratischen und republi-
kanischen Einrichtungen zu vernichten. 
In Pol e n verheimlicht eine Minderheitsregierung. die als Deck-
mantel für eine Militärkama rilla dient, nicht länger mehr ihre Absicht, 
die Armee aufzurufen, um dem Parlament eine Verlassungsrcform auf-
zuzwingen, die nicht weniger bezweckt, als die Vernichtung der 'Souve-
ränen Rechte des Parlaments. 
In Ö s t e r r e ich hai die Regierung Schober unter dem Druck der 
Heimwehren einen Entwurf zu r Verlassuugsrevision eingebracht. gegen 
den sich die Sozialdemokraten einmütil!: zur Wehr setzen mußten. weil 
seine Durchfiihruug in erster Linie die Beseitigll1ll!: der Autonomie Wiens 
zu r Folge gehabt 'und dem Bundespräsidenten bei vorgeblichen Aus-
nahmczuständcn das Recht auf diktatorische Vollmachten. sowie ein 
Notverordnungsrecht unter Umgehung des Parlaments zuerkannt hälte, 
Ein derartiger Vorschlag kann gesetzmäßig nicht durchgebracht wer-
den, -da die Parteien der Rcgierungskoalition nicht über die verfassungs-
m:ißig notwendige Zweidrittelmehrheit verfügen. 
Andererseits ist die Sozialdemokratie entschlossen. 'Sich mit allen 
Mitteln gegen möglicherweise versuchte Gewaltstreiche zu verteidi.l':en. 
Die Sozialistische Arbeiter-Internationale prangert die geheimen 
Riistun.l':en der Heimwehr an. die zn furchtbaren internationalen Ver-
wicklungen fuhren können. Sie fordert gemäß den Beschlüssen des letz-
ten Parteitages der österreiehischen Sozialdemokratie die A1zllÖSllng aller 
bewaffneten Formationen und ihre wirksame Entwafiuung. Sie wi rd wie 
bisher alles ins Werk setzen. um blutige Konflikte zu verhindern. die, 
welches auch ih r Resultat sei, den wirtschaftlichen, finanziellen und mo-
ralischen Zusammenbruch eines Landes besiegeln würden, dessen ~xi­
stenzbedingungen schon jctzt nur zu schwierig sind. 
Die Sozialistische Arbeiter-Internationale sendet der Reichskonferenz 
der österreichischen Sozialdemokratie. die morgen in Wien stattfinden 
und die entscheidenden Beschlüsse in dem so heldenmiitig geWhrten 
KamDf gegen alle KräHe der Reaktion fassen wird. ih ren brUderlieben 
Gruß. Sie richtet den gleichen Gruß briiderlicher Liebe und Solidarität 
an die Sozialistische Partei Polens, von der das Schicksal der bürger-
lichen und politischen Freiheiten entscheidend abhängt. die von einem 
militärischen Staatsstreich bedrcht sind. Sie begrUßt mit Freude die 
immer inniger werdende Verbindung der sozialistischen Kräfte der ver-
schiedenen polnischen Nationalitäten in ihrem gemeinsamen Kampf gegen 
die Diktatur. 
Aber nicht nur in Österreich und In Polen sucht sich die Einheits-
front aller reaktionären Kräfte gegen die Demokratie aufzurichten, er-
mutigt und subventioniert von den schlimmsten Elementen eines kosmo-
politischen Kapitalismus. 
Die Internationale ruft alle Arbeiter auf. zur Befreiung derer. die 
schon die T yrannei des Faschismus erdulden, zur tatkräftigen Hilfe 
derer. die an der Spilze des Kampfes für die proletarische 'Freiheit stehen. 
die Einheitsfront der Sozialdemokratie immer vollständiger zu ver-
wirklichen. 
Auf diese Botschaft sandte de r Vorsitzende de r Sozia ldemo-
kratischen Arbeiterpartei Öste rreichs, Sei t z, namens der Reichs-
konferenz folgende Antwo rt: 
Die Reichskonferenz der Ö'Sterreichischen Sozialdemokratie erwidert 
die Grüße des Internationalen Bureaus, dankt allen Bruderparteien für 
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die Sympathie und Solidarität in ihrem Kample und versichert die Inter-
nationale der unbeugsamen Entschk>ssenheit der österreichischen Arbei-
ter, den faschistischen Ansturm abzuwehren und die republikanische 
Demokratie gegen alle reaktionären Verfassungspläne zu schützen. 
Seitz. 
In Verbindung mit der Bureausitzung fand in Brüssel eine ein-
drucksvolle Massenkundgebung der Brüsseler Arbeiterschaft statt, 
die die kämpfenden Arbeiter Polens und Österreichs ih rer werk-
tätigen Solidarität versicherte und sich die oben wiedergegebene 
Resolution zu eigen machte. In der Versammlung sp rachen: Va n-
der v eid e (Belgien) , der Sekretär A die r, BI u m (Frankreich), 
We I s (Deutschland) und Gi 11 i e s (Großbritannien). 
Seit dem März 1930 trat in Fi n n I a n d der Kampf zwischen 
der Demokratie und dem Faschismus in eine neue Phase. Die 
sogenannte Lappobewegung benützte die Parole "Kampf gegen den 
Kommunismus", um Gewaltakte Iypisch faschistische r Art zu ver-
fiben, Ve rtrauensmänner der Arbeiterschaft zu entführen, sogar 
Bürgerliche zu bedrohen, wenn sie sich den faschistischen Plänen 
nicht gefügig erwiesen. In wenigen Wochen erreichte die Bewegung 
dank der Unterwürfigkeit der bürgerlichen Parteien ihren Höhe-
punkt. Sie forderte eine Verfassungsänderung, die die Kommu-
ni sten außerhalb des gemeinen Rechtes stellen sollte und praktisch 
die gesamte Arbeiterbewegung zu treffen bestimmt war. 
Am I. Juli 1930, knapp vor dem Zusammentritt des R.eichs-
tages, als die Gefahr bestand, daß er unter den Druck der Lappo-
bewegung gestellt werde, um die Ausnahmegesetze zu beschließen, 
erließ der Parteiausschuß und die Reichstagsfraktion der finnischen 
Sozialdemokratie einen Aufruf "an das arbeitende Volk Finnlands", 
in dem die Lage folgendermaßen gekennzeichnet wurde: 
Wenn die Volksvcrtretulig diesmal zusammcntritt, drohen finstere 
Kräfte unsercr gallzell demokratischeIl Ordnung und den wertvollsten 
Rechten der Arbeiterklasse. Im Lande werden Gewalttaten verübt, die 
den fr ieden der Staatsbürger verletzen. Man versucht, die Autorität des 
R.eichstages zu schmälern. 
Es fällt der Arbeiterklasse und allen Staatsbürgern, die au f dem 
Boden der Demokratie sich betätigen wollen. zu, diesen Angriff der Re-
aktion entschieden zu bekämpfen, indem sie ein festes ßoIlwerk zum 
Schutze unserer wertvollsten Rechte und unserer freien Entwicklungs-
möglichkeiten bilden, Die finsteren Kräfte müssen zurückweichen. wenn 
sie eine sta rke front zum Schutzc der Demokratie vor sich sehen_ Die 
Empörung, die die verderbliche Tätigkeit der Kommunisten in weiten 
Kreisen hervorgerufen hat. versuchen die Feinde der Volksfreiheit aus-
zunützen, indem sie den Versuch machen, sie auch gegen die Demokratie 
zu richten. Ourch betriigerische Vorspiegelungen ist es den R.eaktionären 
gelungen , unter ihrer Filhrung auch Gruppen redlich er StaatSbürger zu 
einigen, die keinen Kampf gegcn die Demokratie führen wollen und auch 
nicht wisscn, <laß sie es tun. 
Die Sozialdemokratische Partei hat stets, seitdem es einen Kommu-
nismus im Lande gegeben hat, ihn im interesse der Arbeiterklasse be-
kämpft. Die Partei kann es aber nicht zulassen. daß im Namen des 
Kampfes gegen den Kommunismus alle durch die Verfassung gewährten 
staatsbürgerl ichen Rechte vom administrativen Gutdünken abhängig ge--
macht werden. Wenn diese Rechte bedroht werden, dann meldet sich die 
Sozialdemokratische Partei mit aller Kraft zu ihrem Schutz. 
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Unverzüglich setzte auch die Solidaritätsaktion der Sozialisten 
der anderen Länder ein. Zunächst nahmen die sozialdemokratischen 
Parteien Skandinaviens in öffentlichen Kundgebungen Stellung 
gegen die faschistischen Angriffe in Finnland. So erließ der Vor-
stand der Schwedischen Sozialdemokratie eine Kundgebung, in der 
er e rklärte: 
In der schwierigen Situation, in der sich die Sozialdemokratie Firm-
lands befindet, verlassen von allen. außer einzelnen bürgerlichen Per-
sönlichkeiten, wollen wi r unserer Bruderpartei unsere ganze Sympathie 
und unsere ganze Solidarität versichern, in ihren Bestrebungen Mittel 
und Wege zu finden, um d ie Pläne der Zerstörung der Demokratie zu 
durchkreuzen, Mögen unsere Preunde in ihrem schweren 'Kampf für die 
Aulrcchterhaltung der Demokr3tie nicht ermüden ! Sie mögen wissen, daß 
die ganze europäische Demokratie ihre Hoffnung an sie knüpft und daß 
ein erfolgreicher Kampf für die Prinzipien der Demokratie einmal die 
Geschichte veranlassen wird, der Sozialdemokratie das größte Verdienst 
dara!! zuzuschreiben, daß sie ihr Land von einer 'Reaktion gerettet hat, 
deren I deale mil jeder höheren Kultur unvereinbar sind. 
Bald aber g riff die Solidaritätsbewegung weit über die Grenzen 
Skandinaviens hinaus, insbesondere a ls die Sozialdemokratische 
Partei Finnlands durch die .. Internationale Information" folgenden 
Aufruf "An die Arbeiter aller Länder" richtete: 
Zu einem Zeitpunkt, da die Reaktion die kostbarsten 'Errungenschaf-
ten der finnischen Arbeiterschaft bedroht, wenden wir uns an euch, um 
eu re Aufmerksamkeit auf den Kampf zu lenken, den die finni -
sche Sozialdemokratie zur Ve r teidigung der Demo -
kratie und der Rechle der Arbeiterklasse führen muß, 
Auch in finnland, wo weder die soziale Zusammensetzung der Be-
völkerung noch die demokratische Entwicklung des Volkes einem reak-
tionären Regime einen geigneten Nährboden ·bielen, sind und e m 0 -
kr a t i s ehe EIe m e n t e da. welche schon lange mißvergnügt den 
Einfluß gesehen haben, den die arbeitenden Volksschich -
te n _ die Lohnarbeiter, Kleinbauern und ähnliche - mit H j I f e der 
demokratischen StaatSordnung errungen haben, Die Reak-
tionäre haben versucht, die Demokratie und den Par!amen tl'!fismus ver-
dächtig zu machen, und sogar ausgesp r oc h en faschisti sc he 
B estrebungen sind vorhanden. 
Lange blieben diese Bestrebungen von geringer Bedeutung. Aber die 
unverantwortliche Politik der K om m uni s t e n hat sie In der letzten 
Zeit ungeheuer gefördert. Die in f innland betriebene kommunistische 
Propaganda ist zwar unfähig, die bestehende staatliche Ornung ernst-
lich zu bedrohen. Indem sie aber in Ruß I a n d ihre Stütze sucht, die un-
abhängige staatliche Stellung und die gesetzliche Ordnung des eigenen 
Landes mißachtend, hai sie in den patriotischen K r eisen der 
finnischen Bevölkerung lebhafte Entrüstung erweckt, und diese Ent-
rüstung nützen j e t zt die reaktionären Kr eise aus, um 
auch solche Kreise unter ihre fnhrung zu ·bringen, die sonst keineswegs 
willig wären, die Reaktion zu fördern. Auf solche bürgerliche Kreise, die 
die Sache durchschauen, wird ein ha r I e r D r u c k ausgeübt, um sie 
zur Einwilligung in die reaktionären forderungen zu zwingen. Die lei-
denschaften werden aufgepeitscht, so daß eine ruhi"ge überlegung er-
schwert wird, und eine ganze Reihe von fa s chi s t i s ehe nUn ~ 
la t c n hat ein Gefühl der Unsicherheit hervorgerufen. Eine kommuni-
stische Druckerei ist zerstört worden, zahlreiche, meistens kommunisti-
sche, aber zum Teil auch sozia ld emokratische Vertra.u-
en sleute sin d entführt worden; mehrere IKommunistcn sind 
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sogar über die russische Grenze gejagt und aus der Si t z u n g 
einer Kommission des Reichstages 'Zwei komm u ni -
stische Abgeordnete weggeschleppt wo r den. Auch 
gegen Biirgerli che werden Drohungen ausgespro -
ehe n, wenn sie sich weigern, den reaktionären Zumutun~en zu gehor-
chen. Die Arbeiterbewegung ist infolge dieser Zu -
stände zum Teil gelähmt und sogar der Reichstag sei -
nes freien Beschlußrechtes tatSächlich beraubt 
werden. 
Diese Lage versuchen jetzt die Reaktionäre dazu auszunutzen, um 
im Namen der "Bekämpfung des Kommunismus" 0 e set z e durchzu-
setzen. die sich in ihren Wirkungen gegen die Arbeiterklass e 
und den sozialen Fort sch ritl überhaupt wcnden würden. Ihre 
Bestrebungen finden ih rcn kennzeichnendsten Ausdruck in der forderung 
einer Wahlrecht s reform, 'Wodurch latsächlich etwa zwei 
fünftel der Bevöl k erung ihr Stimmrecht verlieren 
würden. 
Die Regierung hat, den Wiinschen der Reaktionäre zum großen Teil 
entgegenkommend, dem Reichstage Gesetzentwürfe vorgelegt, welche 
nicht nur bezwecken, die Kommunislen aus dem Reichs t ag 
und den Gemeindevertretungen zu vertreiben, sondern auch 
Im Namen der Bekämpfung des -Kommunismus die wie h t i g s t e n 
staatsbürgerlichen Rechte einzuschränken. ode r 
von der administ r ativen Willkür ab'hängig z u 
machen. 
Die finnische Sozialdemokratie hat vom Anfang der kommunistischen 
Bewegung an du rch ih re A 'U fkl ä run gsa rbei t den Kommunismus 
bekämpft, und dieser hat jetzt schon zum großen Teil sei n e n ein -
fluß verlo r en. Zus:::leich aber bekämpft die Sozialdemo -
kr a ti e entschieden die Bestrebungen der Re a k I ion. welche, die 
angebliche kommunistische Gefahr ausnützend, die -Rechte der Arbeiter-
schaft uud die Demokratie bedrohen. 
Die Lag eis t ern s t und die Reaktion rücksichtslos bei der Wahl 
ihrer Mittel. Die finnische Arbeiterschaft bedarf in ihrem schwierigen 
'Kampfe ihrer ganzen Kraft, aber auch moralischer Unter -
stützung durch die Klassengenossen andere r Länder. 
Schon in vergangenen Zeiten, als die finnische Arbeiterklasse ihre 
Rechte gegen den rnssischen Imperialismus verteidigte, wurden ihr von 
den Arbeitern anderer Länder zahlreiche Beweise brüderlicher Solid3ri-
ät zuteil. Sie bedeuteten eine Anerkennung der Arbeit, die die finnische 
Arbeiterschaft hier im fernen Norden auf dem Gebiete des SOzi3!ismus 
verrichtet halle. Wir be d ü r f end i e s e rUn t e r s t ü t zu n g i m m e r 
n oe h, wenn wir gegen mächtige reaktionäre Kräfte die Demokratie 
und die Möglichkeit eines künftigen sozialen fortschrittes verteidigen. 
Wir biiten euch. Genossen. die finnischen Ereignisse gcnau zu ver· 
folgen, denn das Schicksal eines jeden. wenn auch kleinen Ltlndes und 
seiner Arbeiterklasse berührt die I n t ern a t ion ale und die 
Mens chheit. 
Der Vorstand der Sozialdemokratischen Partei Finnlands: 
Der Vorsitzende: Der Sekretär: 
K. Harvala. K H. Wiik. 
Gleichzeitig lenkte auch die Entführung des sozialdemok rati-
schen Vizepräsidenten des finnischen Reichstags, 11 a k k i I a , durch 
Lappobanden die Aufmerksamkeit der Weltöffentl ichkeit auf die 
Vorgänge in Finnland. So richteten am 21. Juli 1930 einunc1sechzig 
sozialistische Abgeordnete aus sechzehn Ländern, die bei der 
Tagung der Interparlamentarischen Union in London anwesend 
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waren, ein Protesttelegramm an den finnischen Ministerpräsidenten 
Sv i n huf v ud , in dem sie den schärfsten Protest gegen die 
Hakkila zugefügte l'nsulte erhoben und erklärte, daß ihre Sympa· 
thie auf der Seite jener stehe, die die Demokratie ernstlich ver-
teidigen, insbesonde re auf der Seite der Sozialdemokratischen 
Partei. 
Ungeachtet dieser Proteste ging die faschistische Offensive 
weiter, noch gesteigert durch die Erregung des Wahlkampfes um 
die Zweidrittelmehrheit im finnischen Reichstag, die die Möglich-
keit. verfassungsändernde Gesetze gegen die Arbeiterparteien 
durchzusetzen. geben sollte. Diese Lage veranlaßte die Exekutive 
de r Sozialistischen Arbeiter-Internationale in ihrer Sitzung vom 
August 1930, folgende einstimmig angenommene Resolution zu 
beschließen: 
Die seit dem letzten Winter in finnland aufgetretene Bewegung" 
faschistischen Charakters, die sogenannte Lappobewegung, hat bereits 
energische Proteste der sozialistischen Arbeiterbewegung ausgelöst. 
Die Anh'änger dieser Bewegung haben, ohne daß die finnische Re--
gierung oder die Behörden Finnlands gegen sie ernsthaft eingeschritten 
wären, eine Gesetzwidrigkeit nach der anderen begangen, Mitbürger ihrer 
Freiheit beraubt und mißhandelt, die Integrität des finnischen Reichs· 
tages verlelzt und schließlich in allerletzter Zeit gesetzlich gewählte Ge--
meinderatsmitglieder aus den kommunalen Körperschaften verjagt. 
Sie suchen die bevorstehenden finnischen Reichstagswahlen zu ihren 
Ounsten zu veriälsehen, indem sie einzelne Mi!burger in gesetzwidriger 
Weise ihres Stimmrechtes berauben, indem sie allen, die sich nicht dem 
Diktat der Lappoleute unte rwerfen wollen, drohen, daß sie mit Gewalt 
an der Ausübung ihre Stimmrechts verhindert würden und sie kundigen 
an, daß sie nach den Wahlen einen Wahlrechtsraub an mindestens zwei 
Fünflein der stimmberechtigten Bevölkerung durchsetzen wollen. 
Die Kommunisten in Finnland haben nicht nur die Arbeiterbewegung 
ernstlich geschwächt und ihre Aktionskraft herabgeminder t, sondern sie 
haben auch der Reaktion die Möglichkeit gegeben, den Versuch zu unter-
nehmen, die verhängnisvollen fehler der gesamten kommunistischen Po-
litik zur ·Rechtfertigung der faschistischen Schandtaten zu verwenden. 
Aber die Sozialdemokraten Finnlands und die gesamte Sozialistische 
Internationale, die mit unbeugsamer Entschlossenheit den Kampf gegen 
die bolschewistische Verirrung führen, werden stets mit Entschlossenheit 
den betrügerischen Charakter dieses .. Rechtfertigungsversuches" demas-
kieren. für die Lappoleute, die täglich Attentate gegen die Demokratie 
und gegen die bürgerliche freiheit verüben, gibt es keine EntSChuldigung, 
ebensowenig wie für die Faschisten anderer Länder. 
Die Sozialistische Arbeiter-Internationale protestiert gegen die bar-
barischen Taten der Lappobcwegung, gegen ihre Angriffe auf die demo-
kratischen Rechte und die bürgerliche freiheit, sie protestiert aber auch 
gegen die erniedrigende Nachgiebigkeit und Zaghaftigkeit der finnischen 
Regierung angesichts all dieser Gesctzesverletzungcn. 
Die Sozialistische Arbeiter-Internationale steHt fest, daß die liuni· 
sehe Sozialdemokratie tapfer und opferbereit den Kampf gegen den finni-
schen Faschismus aufgenommen hat. In ihrem mit mutiger Entschlossen· 
heit geführten Verleidigungskampf steht die Sozialdemokratie unter allen 
politischen Parteien allein, sie wird aber zum Sammelpunkt aller Kräfte 
Finnlands, vor a!\cm auch aller Kräfte in der Arbeiterschaft selbst, die 
sich der Umgestaltung Finnlands aus einem demokratischen Rechtsstaat 
in ein Reich der Diktatur von Gnaden der Lappoleute widersetzen wollen. 
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Als Vertreter der überwältigenden Mehrheit der politisch organi-
sierten Arbeiter der Welt begrüßt die Sozialistische Arbeiter- Internatio-
nale den Abwehrka mpf der finnischen Soziaklemokratle für die Siche-
rung der Demokratie, fo rdert sie auf, diesen Kampf unermüdllch fort-
zusetzen, alle Möglichkeiten zu benützen, um den faschistischen Angriii 
zurückzuschlagen, lind versichert sie ihrer sclidarischen Unterstützung. 
Mit den Wahlen vom 14. September 1930 kam die fasc histische 
Gefahr in 0 e u t s c hi a n d in ihrer vollen Bedeutung zum Aus-
druck. Der Sieg der Nationalsozialisten und die geistige Knecht-
schaft der meisten bürgerlichen Parteien gegenübe r der faschisti -
schen Welle zwangen die deutsche Sozialdemokratie, die Verteidi-
gung der demokratischen Republik zur Basis ihres politischen 
Kampfes zu machen, Der Verlauf des Ringens zwischen Demokratie 
und Faschismus in Deutsch land , dessen Ausgang für ganz Europa 
entscheidend sein wird, beeinflußt im höchsten Maße die politische 
Gestaltung in allen ande ren vom Faschismus bedrohten Ländern. 
Die faschistischen Vorstöße in Deutschland, Polen, Öste rreich 
und Finnland veranlaßten den Vorsitzenden des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes, Walter M. Citrine, die Einbe rufung einer 
gemeinsamen Sitzung der Vorstände des Internationalen Gewerk-
schaftsbundes und der Sozialistischen Arbeiter-Internationale an-
zuregen. Diese Sitzung fand am 29. Oktobe r 1930 im Rathaus in 
Köln statt und e rörterte die Lage in P o l e n , 0 s te r re i eh, 
Deut sc hland und Finnland. Die beiden Vorstände faßten 
einstimmig folgende Entschließung, die die politische Situation in 
den vom Faschismus am stärksten bedrohten Ländern zeichnete: 
Der italienische Faschismus, der jede geistige ßewegunscslrciheit ver-
nii;htet hai, wird immer offener von den rea'ktionärsten Gruppen aller 
Länder als Vorbild gepriesen, obwohl die Wirtschaft Italiens einer Kata-
strophe zutreibt und das Land zum Zentrum <Ier Krie,gsgefahr geworden 
ist. Die Methede der Vergewaltigung der Mehrheit des Volkes, der 
zynischo Gewaltstreich als bestes Mittel zur Austragung politischer 
Kämpfe. fi ndet immer mehl Nachahmung. Eine Welle der Reaktion geht 
durch Europa, unverhüllt wi rd der Demck ratie der Kampf angesagt. 
Die W ahlen in f i n n I a n d haben bewiesen, daß trotz allen Terrors 
der Lappoleute die große Mehrheit des Volkes am demokratischen Par-
lamentarismus festzuha lten gewillt ist. Diese <leutliche Kundgebung des 
Volkswillens haben die f aschisten mit der gewaltsamen Verschleppung 
des freisinnigen früheren Staatspräsidenten beantwortet. Uas Mißlingen 
dieser Schandtat hat die Hüllen von einer großen Konspiration fallen las-
sen, der Plan des Staatsstreiches gegen die demokratische Verfassung 
ist offenkundig geworden. 
Pilsudski, der sich seit Jahren durch die niedrige Art seiner Be-
kämpfung des Parlamentarismus und dessen Repräsentanten vor aller 
Welt bloßgeste!!t hat. lebt sich nun in noch nie dagewesenen Terrorakten 
gegen die unzweifelhafte Mehrheit des pol ni sc h e n Volkes aus. 68 
Abgeordnete, ein volles Viertel aller OpPOSitionsparteien des aufgelösten 
Seim, sind in den Kerker geworfen worden. ,Man will sie verhindern, am 
Wahlkampf teilzunehmen und versucht, Erklärungen des Verzichts auf 
die Kandidatur zum Seim Zll erpressen. Sie sind von der Außenwelt vo!!-
ständig abgeschnitten, ihr Schicksal ist unbekannt, Ja man weiB nicht, 
ob noch a!!e am Leben sind. 
Ebenso ergeht es Tausenden anderer Inhaftierter, unter denen sich 
die bekanntesten Vertra.uensmänner der Arbeiterklasse, wie der Vor-
sitzende der Gewerkschaften, K·w a p i n s k i, befinden, Unbekümmert 
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um das Urteil der Welt schreckt PHsudski vor keiner Gewalttat zurück . 
.oie berüchtigten "galizischen Wahlen" unter dem habsburgischen Regime 
werden weitaus in den Schatten gestellt durch das, was sich gegenwä.rtig 
in Polen vollzieht. freiheitsberaubung wie unter den Romauoffs, Wahl-
betrug wie unter den Habsburgern, das ist die Synthese, die Pilsudski ver-
wirklicht hai, durch die er den Ausdruck des Volkswillens in den Wahlen 
zu fälschen hofft. Der Sieg der polnisc'hen Demokratie über Pilsudski 
würde die Wiederherstc!lung des unabhängigen Polens als Glied eines 
demokratischen Europas bedeuten, des unabhängigen Polens, für das 
die internationale Arbeiterbewegung stets eingetreten ist. 
In die reaktionäre Minderheitsregierung in Ö s t C 'T re Ich haben 
die Christlichsozialen zwei f üh rer der Heimwehren, die im Parlament 
bisher überhaupt nicht vertreten sind, berufen. Ihnen wurde das Mini-
sterium des Inneren und der Ju stiz ausgeliefert. Die erste Erklärung 
des "Filrsten" Starhemberg, des neuen Ministers des Inneren, war, daß 
diese Minderheitsregierung gesonnen sei, im Amte zu bleiben, auch wenn 
die Wahlen gegen sie entscheiden. Inzwischen werden alle leitenden 
ßeamtenpostcli mit verläßlichen Elementen der Faschisten besetzt. Dcr 
Amtsantritt des neuen Generaldirektors der Bunde<;bahnen und die 
gleichzeitige ungesetzliche Sistierung der Parlamentskommissäre für 
das Heerwesen hatten eine Welle tiefster Beunruhigung erzeugt. Kaum 
hatte die Aussprache im Unterausschuß des Nationalrates die öffentliche 
Meinung einigermaßen darüber beruhigt. daß ein reaktionärer Putsch 
nicht unmittelbar bevorstehe. als der Heimwehrminister SI:uhemberg 
daran ging, den Beamtenstab des Polizeipräsidiums durch Elemente zu 
ersetzen, die zu allen reaktionären Untaten bereit sind. 
Die GroßjährigkeitserklärulIJt des 0110 Habsburg, die im November 
erfolgen seil, mahnt nicht nur die Arbeiter U n gar n s, sondern ganz 
Mitteleuropas zur strengsten Wachsamkeit. Ein Königsputsch in Ungarn, 
zu dem intensive Vorbereitungen von den Legitimisten getroHen werden, 
bedeutet nicht nUT einen neuen Vorstoß der Reaktion in Mitieleuropa, 
sondern ernsteste Kriegsgefahr. 
In Deutsc ·hland haben die Vertreter der reaktionären Dema-
gogie bei den Wahlen großen Zulanf erhalten. Ihr Spiel mit Diktatur und 
Putsch kann Deutschland in den kommenden Monaten vor ernste Ge-
fahren stellen. Die deutsche Sozialdemokratie 'hat es aber in diese r 
äußerst schwierigen Situation bisher vermocht. die faschistischen Be-
strebungen Z1l durchkreuzen. Die internationale Arbeiterbewegung spricht 
ihr den Dank aus, daß sie in dieser Periode reaktioniirer Vorstöße mil 
vollem Bewußtsein die Verteidigung der Demokratie zum Angelpunkt 
ihrer Taktik im tiefsten Klasseninteresse des Proletariats gemacht hat. 
Die Arbeiter Österreichs und Polens gehen in den nächsten Wochen 
in den Wahlkampf. Die heißesten Wünsche der gesamten internationalen 
Arbeiterbewegung begleiten sie, ihr 'Kampf ist ein wesentlicher Teil des 
großen Kampfes, den die Arbeiterklasse zu führen hat, um die Voraus-
setzungen ihrer gewerkschaftlichen und politischen Arbeit zu sichern. 
des Kampfes um die Erhaltung der Demokratie. 
Das Schicksal der Arbeiter aller Länder ist untrennbar miteinander 
verbunden. es fordert in höherem Grade wie jemals früher tätige inter-
nationale Solidarität. Die Arbeiterbewegung jedes Landes hat die Pflicht, 
alles aufzubieten, um die Bourgeoisie zu verhindern, die Länder der 
oOiktatur und der faschistischen Gefahr dureh Anleihen oder durch andere 
'F-ormen finanzieller Hilfe zu unterstützen. Die demokratischen Elemente 
in allen Ländern müssen geschlossen dem Block der faschistischen Dik-
1atu ren entgegentreten. 
In dieser Periode bedrohlicher faschistischer Vorstöße rechnen der 
1. 0. B. und die S. A.1. auf Wachsamkeit und Klugheit, Mut und Ent-
schlossenheit der Arbeiter der bedrohten Länder und sie fordern die 
Arbeiter aller anderen Länder allf, den Kampf gegen den Faschismus 
mit allen geeigneten Mitteln zu unterstützen. 
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Noch während der Beratungen der beiden Vorstände traf die 
Nachricht ein, daß in Polen der Vorsitzende des freien Gewerk-
schaftsbundes, K w a p in s k i, und der Führer der deutschen 
Sozia ldemokraten in Polen, Zer b e, auf Grund lächerlicher An-
klagen zu schweren Freiheitsstrafen verurteilt worden waren. Es 
wurde beschlossen, den beiden Genossen Sympathietelegramme zu 
übersenden. 
Des weiteren faßte die Sitzung eine Reihe von Beschlüssen, um 
insbesondere auf die Lage in Pol e n einzuwirken. Dazu gehörte 
die Entsendung einer Dei e g a t ion zu den polnischen Wahlen, 
die beauftragt wurde, über den Wahlterror der polnischen Regierung 
Bericht zu erstatten. 
Schon die nächsten Wochen brachten die Entspannung in 
Ö s t e r r e ich. Der glänzende Wahlsieg, den die österreichische 
Sozialdemokratie am 9. November 1930 erfocht, verjagte mit einem 
Schlag den Spuk der faschistischen Minderheitsregie rung und 
führte im weiteren Verlauf die völlige Zersetzung der faschistischen 
Heimwehrbewegung herbei. 
Auch in F i n n I a n d gelang es der Sozialdemokratie, die 
faschistischen Vorstöße abzufangen und durch ihren zähen Kampf 
die faschistische Bewegung nach und nach lahm zu legen. 
Die Wahlen, die in Pol e n am 16. November 1930 stattfanden, 
brachten das dem Terror der Pilsudski-Regierung entsprechende 
Resultat. Es gelang, mit aUen Mitteln der brutalen Gewalt, der List. 
der Rechtsbeugung und der Drohung, den Parteien des "Centro-
lew", die unter der Führung der Sozialistischen Partei Polens 
standen, einige Mandate abzunehmen. Trotzdem gelang es Pilsudski 
nicht, die von ihm gewünschte Zweidrittelmehrheit für den Regie-
rungsblock zu erringen. überdies blieb, wenngleich durch eine 
halbfaschistische Abänderung der Geschäftsordnung eingeschränkt. 
die Tribüne des Seim erhalten. Von dort aus brandmarkte der 
OpPOSitionsblock in einer Interpellation die G r e u eid e s Ge-
fängnisses von Brest-Litowsk. Die Kommission zur 
Untersuchung der Lage der politischen Gefangenen veröffentlichte 
in einer Broschüre von 58 Seiten unter dem Titel "Auf Befehl des 
Marschall Pilsudski - Die Hölle von Brest-Litowsk vor dem 
polnischen Seim" den Wortlaut der Interpellation vom 16. Dezember 
. 1930, gemeinsam mit einem wirksamen Vorwort Va n der v eid e s. 
Die Broschüre erschien in französischer, englischer, deutscher und 
polnischer Sprache und wurde insbesondere anläßlich der Tagung 
des Völkerbundsrates vom Januar 1931, die sich mit Beschwerden 
über den ' Wahlterror in Polnisch-Oberschlesien zu beschäftigen 
hatte, verbreitet. Auch darüber hinaus hat die Broschüre in der 
öffentlichkeit sehr starken Eindruck gemacht und große Verbrei-
tung gefunden. Wie unbequem diese Veröffentlichung, die die 
Schande der polnischen Regierung der Weltöffentlichkeit zur 
Kenntnis brachte, von der polnischen Diktatur empfunden wurde. 
geht aus den heftigen Beschwerden und Anklagen hervor, die die 
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polnische Regierung im Sejm gegen die "schwarze Broschüre" 
richtete. 
Ober die Lage in S pan i e n . insbesondere die Vorgänge im 
Dezember 1930, erhielt die Internationale einen ausführlichen Be-
richt von Be s t e i r 0 und S abo r i t, de r in der "Internationalen 
Information" (NT. 1, Jahrgang 1931) veröffentlicht wurde. 
Den entsche idenden Sieg über das System der Diktatur brachten 
die Gemeindewahlen, die am 12. April 1931 stattfanden. Seit dem 
Sturz der Diktatur Primo de Rivera's befand sich Spanien ständig 
im Zustand revolutionäre r Gärung. Die sozialistische Partei und 
die freien Gewerkschaften hatten an dieser Bewegung den stä rksten 
Antei l, umsomehr als sie die einzigen Massenorganisationen dar-
stellten, auf die sich die revolutionäre Bewegung stützen konnte. 
Der Sieg der spanischen Revolution war nicht nur für Spanien 
selbst, sondern auch international von ungeheurer Bedeutung, da 
er die moralischen Kräfte des Widerstandes gegen den Faschismus 
in allen Lände rn gewaltig stä rkte. 
Knapp bevor der Sieg der spanischen Revolution erfolgte, wurde 
der Maiaufruf der Internationale erlassen. Er kenn-
zeichnete die Lage in den Ländern, in denen der Kam pf zwischen 
Demokratie und Faschismus am stä rksten zugespitzt wa r, in 
folgenden Worten: 
... Mit der größten Anteilnahme verfolgen die Ar.beiter aller Länder 
den heroischen Widerstand der Arbei ter und Bauern P o l e n s gegen 
die Diktatu r einer OliizierscliQue, die die Opposition der barbarischsten 
Unterdrückung preisgibt und den Namen des neuerstalldenen Landes mit 
Schmach befleckt. Die Sozialistische Partei Arg eilt i n ie n s steht im 
harten Kampf gegen die Befestigung der Militärdiktatur. In S pan i e 11 
gilt der Kampf der Sozialisten, deren Bewegung erfreulich an Umfang 
geWinnt. dem Sturz der Monarchie, der Eroberung .Jer demokratischen 
Republik. Die Arbelter f In n I a n d s haben den Vormarsch des faschis-
mus in ihrem Lande ztlm Stehen gebracht. die ö s t e r r eie his c h c 
Sozialdcmckratie hat dem Heimwehrfaschismus eine schwere Niederlage 
zugefügt. In 0 e u t s chI a n d kämpft die Sozialdemokratie nicht nur 
für die deutsche Republik und die Errungenschaften von mehr als fünf 
Jahrzehnten proletarischen Klassenkampfes, sondern zugleich auch filr 
die Demokratie und deu frieden in ganz Europa. Der Ausgang des 
Kampfes in Deutschland. den die gesamte Sozialdemokratische Partei in 
fieberhaher Aktivität führt. wird filr fllropa von geschichtlicher Be-
deutung sein. 
Seither hat die Lage in 0 eu t s c hi a n d eine gewisse Erleich-
te rung erfahren. Der Leipziger Pa rteitag ve rmittelte ein Bild der 
ungebrochenen Kraft der sozialdemokratischen Bewegung in 
Deutschland, die sich in vollste r Aktiivität befindet. Die gesamte so-
zialistische Arbeiterbewegung in allen Ländern ist sich de r histori-
schen Tragweite der Kämpfe in Deutsc hland bewußt und zu r voll-
sten werktätigen Solidarität mit den Arbeitern, die unter der Füh-
rung der deutschen Sozialdemokratie für den Sieg der Demokratie 
in der Welt kämpfen, bereit. 
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In einem Aufruf "A 11 d i e Par t e i!" schilderte am 18. Juni 
1931 der Parteivorstand der deutschen Sozialdemokratie die Lage 
in folgenden Worten: 
"Wir ve rhehlen nicht die Schwere des Kampfes, nicht die Größe 
der Gefahr. Kommt eine Rechtsdiktatu r, so ist nicht nur jede Hoff-
nung auf eine Erleichterung der Reparationslasten zerstört, sondern 
auch dem Fortschritt des Sozialismus die brutale Gewalt entgegen-
gestellt. Die Demokratie, die politischen Rechte der Arbeiter zu 
erhaltcn, ist doppelt notwendig in einer Zeit, in de r das Versagen 
des kapitalistischen Systems den Kampf für den Sozialismus zur 
Forderung de<: Tages macht." 
In einem Artikel "Die Aufgabe der In ternationale und ihre 
Aktionsmöglichkeiten", der in der .. Internationalen Information" 
am 26. Juli 1930 erschien, schrieb der Vorsitzende der Exekutive 
der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Emile Va n de r v e i d e, 
nach einer Darstellung der Lage in Europa: 
.. Unter diesen Umständen fragen sich manche Genossen, wie wir 
woh l wissen, ob die Internationale a lles tut. was in ihrer Macht 
steht und was daher zu tun ihre Pflicht ist. um die Demokratie 
und den Frieden erfolgreich zu ve rteidigen. Ich will den Versuch 
machen, die se Frage so objektiv wie möglich zu beantworten. Es 
gab eine Zeit, ich denke dabei an die Vo rk riegsverhältnisse, da wir 
eine Vereinigung von meistens recht schwachen Oppositionsgruppen 
waren und es bei einem vo rhandenen oder drohenden internationalen 
Konflikt zwangsläufig unsere einzige Zuflucht war, an die öffent-
liche Meinung zu appellieren. Derartige Aufrufe haben sicherlich 
auch jetzt noch ihre volle Wirksamkeit und man kann vielleicht 
bedauern. daß ihnen nicht aUe Sektionen der Internationale die 
große Bedeutung, die sie fü r den Zusammenhang mit den Massen 
haben, beimessen. Andererseits aber werden die Genossen, die von 
de r S. A. I. eine energischere Aktion fordern, ohne immer die Be-
sch ränktheit ihrer Hilfsmittel in Bet racht zu ziehen, gut da rnn 
tun, die Bedeutung dessen, was sie mit anderen Mitteln tun 'kann 
und a uch wirk lich t ut . nicht zu unterschätzen. 
Es ist zum Beispiel klar, daß für eine glückliche Lösung eines 
Problems wie der Saarfrage die gemeinsamen Beratungen unserer 
französischen und deutschen Genossen viel mehr auszurichten ve r-
mögen, als di rekt von der S. A. I. organisierte Kundgebungen. Wenn 
sich auf dem Balkan etwas ereignet, wenn uns die Genossen aus 
Ungarn ihre Befürchtungen hinsichtlich der Wiedereinsetzung der 
Habsburger mitteilen, so ist der Schlüssel de r Lage in Paris oder 
London zu suchen. Und wenn man bei dieser Ge legenheit nicht 
mehr öffentl iche Versammlungen abgehalten hat, muß man sich 
hüten, daraus den Schluß zu zichen, daß dic S. A. I. nicht auf dem 
Wege über ih re Sektionen gehandelt habe. 
übrigens: solange in G roßb ri t a n n ie n ei n e Arbe i te r-
re g i e ru n g an der Macht sein wird, darf man nach der Erfahrung 
der letzten Monate darauf rechnen, daß sie Bestrebungen, in Europa 
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neue Ursachen der Unsicherheit oder des Zusammenstoßes hervor-
zurufen, im Schach halten wird." 
Z. Für die Opfer politischer Verfolgungen. 
Während der gesamten Berichtsperiode war die S. A. I. immer 
wieder genötigt, gegen die Brutalitäten zu protestie ren, mit denen 
in den Ländern der Diktatur die sozialistische Arbeiterbewegung 
niedergehalten, Arbeiter, die sozialistische Gesinnung verdächtig 
sind, verfolgt, die sozialistischer Propaganda unterdrückt wird . 
Kaum eine der Beratungen der Organe der Sozialistischen Arbeiter-
Internationale ging vorüber, ohne daß eine Aktion zur Rettung von 
Sozialisten erforderlich gewesen wäre, die wegen ihrer Gesinnung 
am Leben oder mit einer schweren Freiheitsstrafe bedroht wurden. 
Die Exekutive der S. A. I. nahm bei ihrer Londoner Tagung im 
Februar 1929 einen Bericht der Kommission zur Untersuchung der 
Lage der politischen Gefangenen entgegen und beschloß gemäß 
dem Antrag des Berichterstatters, er i s pie n (Deutschland), 
folgenden "Appell an die Solidarität": 
Der Vormarsch des sozialistischen Proletariats vollzieht sich nicht 
in einer geraden Linie. 
In England ist es bis zur Schwelle der Machtergreifung vorgestoßen, 
in anderen Ländern, wie in Belgien. Dänemark, Deutschland, Deutsch-
österreich, finnland, Frankreich, Norwegen, Schweden, hat es starken 
Einfluß auf Staat und Gesellschaft. In wieder anderen Ländern. wie 
Polen, Litauen, Jugosla\vien. Spanien, hemmen diktatorische Kräfte die 
sozialistische Bewegung. Endlich haben wir Länder, wo die Arbeiter 
entrechtet sind. In Italien vernichtet bUnde Wut der R.eaktion und des 
Kapitals sozialistische Menschen geistig und körperlich. 
Leider werden auch in Sowjetrußland Proletarier terrorisiert in dem 
trügerisc'hen Glauben. daß durch EntrechtunJ>; und gewaltsame Bevor-
mundung breiter Massen die sozialistischen Ideen verwirklicht werden 
könnten. 
Die Proletarier in den demokratischen Ländern. in denen die Arbeiter 
politische Bewegungsfreiheit besitzen. haben in erhöhtem Maße doppelte 
Pilichten. 
Vor allem Erhaltung und Ausbau der Demokratie als feste Boll-
werke gegen die Reaktion. 
Die Vernichtung von Demokratien und die Ausschaltung jeder 
öffentlichen Kontrolle in den diktatorisch regierten Ländern bedeutet 
auch eine ungeheure Gelahr für den Weltirieden. 
Wichtiger denn je ist aber auch die Bekundung der internationalen 
Solidarität, um die Sozialisten in den Ländern ohne Demokratie wider-
standsfähig zn erhalten. Unsere Genossen in den Ländern ohne Demo-
kratie geben aller Welt ein Beispiel von überzeugungstreue. Verfolgt 
und gehetzt, eingekerkert und verbannt, frierend und hungernd, halten 
sie an ihrer sozialistischen Gesinnung lest. obJ':leich die Verleugnung 
ihrer Gesinnung genÜJ>;en würde, sie von allem Terror zu befreien. 
Wir wissen, daß Diktatur und Systeme von Terror nur Episoden in 
der Geschichte des Kampfes zwischen Arbeit und Kapital sind. daß der 
Sozialismus auch über diese 'Gewalten hinweg rum Sieg schreiten wird. 
Wir hellen den Sieg beschleunigen, wenn wir unseren verfolgten 
Genossen helfen. Wir zählen die verfolgten Genossen mit Stolz zu uns. 
Ihr Opfermut, ihr heldenhaftes Ausharren dürfen nicht vergeblich sein. 
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In vielen Fällen müssen die Genossen zuerst genügend Brot und 
Kleider haben. um sich vor dem Hungertod und vor dem Erfrieren zu 
retten. bevor sie politisch kämpfen können. 
Die Lage der Deportierten und von den Ausnahmegerichten Ver-
urteilten auf den liparischen Inseln . Italiens und in den Gefängnissen 
Litanens erlordert die Bekundung nnserer Solidarität. In Polen befinden 
sich Tausende von Männern und Frauen wegen politischer Vergehen 
im Gefängnis. darunter viele dafür, daß sie ku lturelle freiheiten für ihre 
Nationalitälen gelcrdert haben. In Ungarn und den Balkanländern wer-
den zahlreiche Personen in die Gefängnisse geworfen, weil sie Au f-
fassun gen vertreten, die im Geg"ensatz zu denen ihrer Regierungen 
stehen. In den kolonialen Gebieten, die keine Selbstregierung besitzeu, 
wird die Agitation für nationale Freiheit oft mit Kerker bestraft. 
Aber auch in der SowJelunion werden Sozialisten und, wie es die 
IEreignisse um Trotzki von neuem <let ganzen Welt vor Augen führen, 
selbst Kommunisten. die nicht völlig regierungstreu sind, ohne jegliche 
Untersuchung und ohne rechtliche Garantien als Konterrevolutionä re er-
klärt, zn Hunderten und Tausenden gefangengesetzt und nach Sibirien 
oder Zentralasien verbannt. 
Diese Opfer des Terrors müssen von einer Unterstützung von 
13 Mark monatlich vegetieren. Dazu werden sie aus den Gewerkschaften 
und aus den Genossenschaften ausgeschlossen, so daß ihnen iede Er-
werbsmöglicllkeit genommen wird und sie in der Versorgung" lIIit 
Lebensmitteln außerhalb der Gesetze stehen. 
Wir können und wollen nicht dulden, daß unsere Genossen in den 
Ländern ohne Demokratie ihrem Schicksal überlassen bleiben. 
Wer sonst sollte sich zu den terrorisierten Genossen bekennen, wer 
ihnen Beistand leisten, wenn nicht wir? 
Zur Unterstützung der Genossen in den Ländern ohne Demokratie 
hat die Sozialistische Arbeiter-Internationale den M a t I eo t t j fon d s 
gegründet. Er wird aus freiwilligcn Beiträgen erhalten. 
L aßt uns den Matteottifond s durch eine UIII-
fa sse nde Samm]ungsaktion stärken ! 
J eder kann helfen, auch dur c h den b es cheiden sten 
Beitrag! 
Vor a llem hat die Lage in I tal i e n ständig die Aufme rksa m-
keit der Internationale auf s ich gelenkt. 
Die Sitzung der Exekut ive der S. A. I. im feb ruar 1929 be-
schäft ig te s ich im Zusammen hang mit de r Erörterung der Lage 
der nationa len Minderheiten insbesonde re mit ihrer Stellung im 
faschistischf)n Ital ien. Die e insti mmig beschlossene Entschließung 
forde rt die Ausdehnung des völkerrechtlichen Schutzes der 
nationalen Minderheiten auf a lle Staaten, "insbesondere auch auf 
die von dem völkerrecht lichen Schutz ausgesch lossenen deutschen 
und s lawischen Minderheiten in Italien". 
Die darauf folgende Exekutivsitzung, die im August 1929 in 
Zürich stattfand, beschloß gemäß dem Bericht der Komm ission 
zur Untersuchun g der Lage der politischen Gefangenen die 
h erausgabe einer Broschürense rie über die Le iden der politischen 
Gefangenen in den verschiedenen Ländern, von denen e ine Ita lien 
gewidmet se in sollte . Diese Broschüre ist unterdessen bere its unter 
dem Titel " Die politischen Gefangenen im faschistischen Ita lien" 
in deutscher Sprache im Verlag J. H. W. Diet-.l' Nachf. in Berli n 
erschienen. Sie schildert auf achtundfünfzig Druckseiten die fu rcht-
baren und entwürdigenden foltern, denen der politische Gefangene 
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--- und das kann im faschistischen Italien jeder freiheitlich Denkende 
iiber kurz oder lang werden - wehrlos ausgeliefert ist. 
Zur Charakterisierung des faschistischen Systems trägt auch 
eine Flugschrift bei, die das Sekretariat der Sozialistischen Arbeiter-
Internationale im September 1930 herausgab und allen Mitgliedern 
der Völkerbundversammlung und den in Genf anwesenden Journa-
listen übermittelte. Sie enthielt - ohne ein Wort beizufügen - den 
Text der kriegshetzerischen Rede, die Mussolini am 18. Mai 1930 
in Florenz gehalten hatte und erschien unter dem Titel "Benito 
Mussolini über die Abrüstung". 
Einen außerordentlich wichtigenl Fortschritt im Kampf gegen den 
italienischen Faschismus bedeutet die Vereinigung der der S. A. I. 
angeschlossenen Partito Socialista Unitario dei Lavoratori Italiani 
mit der Partito Socialista Italiano, die auf dem Einigungskongreß in 
Paris am 19. und 20. Juli 1930 erfolgte. Die Exekutive hatte schon 
im Mai 1930 die Oeschäftskommission ermächtigt, im Namen der 
Exekutive die Aufnahme der geeinigten Partei in die S. A. I. zu 
vollziehen. Die geeinte Parfei stellte in ihrem Beschluß über den 
Beitritt zur S. A. I. fest, daß der entscheidende Grund für den Bei-
tritt gegeben war "durch die unerschütterliche Solidarität der S. A. I. 
im Kampf gegen den Faschismus. Die Aktion der S. A. I. hat in 
dieser Hinsicht nicht die geringste Schwäche aufgewiesen und sie 
ist für die Opfer, wie für die Mitkämpfer von Nutzen gewesen. Alle 
Missetaten und alle Anschläge, alle Fallen und alle Drohungen des 
'faschismus, sowohl wenn sie die Rechte und Interessen der Ar-
beiter verletzten, als auch wenn sie den Fr.ieden gefährdeten, sind 
von der S. A.1. bloßgestellt worden." 
Sehr eingehend beschäftigte sich die Exekutive in ihrer Sitzung 
im Februar 1931 in Zürich mit der Lage in den Ländern des Faschis-
mus, insbesondere in Italien und Polen. Sie nahm bei dieser Ge-
legenheit einen ausführlichen Bericht der italienischen Delegierten 
über die Verschärfung der faschistischen Diktatur entgegen. 
Die Lage in Li tau e n hat gleichfalls immer wieder die Auf-
merksamkeit der Internationale auf sich gelenkt. Die Exekutiv-
sitzung, die im August 1929 in Zürich stattfand, beschloß nach einer 
Debatte über die Lage in Litauen einstimmig folgenden Protest: 
Die Exekutive der S. A.1. hat mit der größten Entrüstung ver-
nommen, daß die gegenwärtige Diktatur in Litauen fünf litauische Sozial-
demokraten, darunter den Generalsekretär der litauischen sozialdemo-
kratischen Partei, Galinis, vor das feldgericht zu stellen beabsichtigt, 
das mit mehreren Todesurteilen enden soll. 
Die Exekutive erhebt flammenden Pf()te$t gegen dieses neue Ver· 
brechen der litauischen Reaktion, die das Regime des Terrors und der 
Verfolgungen von Sozialisten und Arbeitern noch immer aufrecht erhält 
und fordert die angeschlossenen Parteien auf, ihren ganzen Einfluß 
geltend zu machen, um die Opler der faschistischen Justiz zu retten. 
Im Zusammenhang damit sandte das Sekretariat der S. A. I. fol -
gendes P rotesfprogramm an den litauischen Ministerpräsidenten: 
Die Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-Internationale erhob in 
ihrer Sitzung schärfsten Protest gegen das standgerichtliche Verfahren 
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~egen unsere sozialdemokratischen Genossen und fordert , daß keinerlei 
Todesurteile vollzogen werden. 
Aber schon die darauf folgende Sitzung des Bureaus der S. A. I., 
die im Novembe r 1929 in Brüssel stattfand, mußte sich auf Grund 
eines Berichtes, den Va n der v eid e erstattete, mit neuen Ve r-
folgungen in Litauen beschäftigen. Hierauf wurde einstimmig fol-
gende Entschließung gefaßt: 
Das blutige Terrorregiment Woldemaras' ist unter der Verachtung 
der' Demokratie Europas zusammengebrochen. Das neue Regime Litauens 
geht trotz der Ankündigung der Rückkeh r zum Parlamentarismus in 
allen seinen bisherigen Taten den Weg der gewaltsamen, grausamen 
Unterdrückung aller Meinungsfreiheit weiter. 
Das Bureau der S. A. J. hat die Lage in Litauen eingehend geprüft 
und fordert vor allem die Rückkehr zum ordnungsgemäßen Gerichts-
verfahren ohne jede Ausnahme, es prOlestier! gegen die Militä riusliz. 
gegen alle Todesurteile und fo rdert eine allgemeine, vollständige Am-
nestie für alle politischen Gefangenen in Litauen und die Emigranten. 
Das Bureau der S. A. L versichert die schwergeprüfte Sozialdem~ 
kratie Litauens seiner vollen Solidarität und erwartet, daß die Genossen 
ihren Widerstand gegen ihre Bedrücker mit Mut und Ausdauer weiter-
füh ren werden. 
Durch ein Oerichtsurteil wurde zwar festgestellt, daß die Auf-
lösung der Sozialistischen Partei widerrechtlich erfolgt war. Aber 
an der tatsächlichen Lage de r Dinge wurde dadurch nur wenig ge-
iindert. Auch der Sturz Woldemaras' brachte trotz aller Verspre-
chungen seiner Nachfolger keinen entscheidenden Kurswechsel. 
Bei ihrer Berliner Tagung im Mai 1930 hatte die Exekutive be-
schlossen, Arthur er i s pie n als ihren Vertreter zu den Feierlich-
keiten des zehnten Jahrestages der Konstituierenden Nationalver-
sammlung, die am 15. Mai 1930 stattfinden sollten, nach Kowno zu 
entsenden. Noch während der Tagung der Exekutive traf jedoch die 
Nachricht ein, daß die Regierung die Feier, die von den litauischen 
Sozialisten in Gemeinschaft mit den anderen Linksparteien des 
Landes begangen werden sollte, verboten hat. Die Exekutive sandte 
daraufhin folgendes Telegramm an die litauischen Parteigenossen : 
Da die Feier verboten ist, sende! Euch die Scnialistische Inter-
nationale auf diesem Weg brüderliche Grüße. Die Peier mag man ver-
bieten können, nichl aber die unbezwingliche Idee des Sozialismus. 
Vandervelde, Adler. 
Die Lage der Sozialisten in So w jet ruß lall d hat sich in de r 
Berichtsperiode in keiner Weise gebessert. Noch immer sind sie 
Opier der Diktatur, die sie ohne Gerichtsurteil, auf admin istrativem 
Wege, in den Kerker oder in die Verbannung schickt. Noch immer 
opfert die Diktatur das Leben, die Freiheit und die Mensche nwürde 
VOll Tausenden. 
Die zahllosen Todesurteile und Hinrichtungen in Rußland ver-
anlaßten das Bureau der S. A. I. in seiner Sitzung im Novembe r 
1929 zu folgendem Protest: 
Das Bureau der Internationale kann an den Verbrechen der bolsche-
wistischen Diktatur nicht stillschweigend vorübergehen, die vorgebllch 
im Namen des Proletariats begangen werden. 
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Das Bureau der S. A.I. geißelt mit besonderer Entrüstung die 
Massenhinrichtußgen in Rußland. die in der allerletzten Zeit einen seit 
1919 nicht meh r dagewesenen Umfang angenommen haben und verlangt 
von den füh rern der russischen -Regierung, die behauptet, im Interesse 
des Sozialismus zu wirken, daß das Terrorsystem in Rußland aufgehoben 
und dem arbeitenden Volk Rußlands das freie Selbstbestimmungsrecht 
gewährt werde. 
Die gemeinsame Sitzung der Vo rstände des Internationalen Ge-
we rkschaftsbundes und der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, 
die in Köln im Oktober 1930 stattfand, faßte einstimmig folgende 
Protestentschließung : 
Die gemeinsame Sitzung des Vorstandes des J. 0. B. und des Bureaus 
der S. A. I. lenkt die Aufmer-ksamkeit der Arbeiter aller Länder auf die 
M ass e n hin r i ch tun gen, die die Sowjetregierung ohne jegliches 
Gerichtsverfahren gegen russische Intellektuelle, Bauern und Arbeiter 
ausführen läßt. Die gemeinsame Sitzung appelliert ,an das Gewisseu der 
zivilisierten Welt, den ganzen Einfluß auszuüben, um zu verhindern, daß 
vollkommen Unschuldige unter der falschen Besch!lldigung wirtschaft-
licher Sabotage oder angeblicher Verschwörungen dem Henker über-
liefert werden. 
Die Kommission zur Untersuchung der Lage der politischen Ge-
fangenen gab eine von l~. Ab r a m 0 w i t s c h ve rfaßte Broschüre 
heraus, die unter dem Titel "Die politischen Gefanltencn in der 
Sowjet-Union" auf 52 Seilen das furchtbare Schicksal derer sch il-
dert, die es wagen, der offiziellen Parteilinie in Rußland entgegen-
zutreten, eine andere Meinung zu äußern, als gerade der offiziellen 
Parteilinie entspricht. Die Einleitung der Broschüre stammt VOll den 
beiden Vorsitzenden der Kommission, D e B r 0 u c k e r e und 
er i s pie n. Sie erschien in deutscher Sprache im Verlage J. H. W. 
Dietz Nachf. in 8erlin. 
Als die Exekutive im Februar 1931 in Zürich zusammentrat, er-
hielt sie die Nachricht VOll dem bevorstehenden Prozeß gegen das 
angebliche "Unionsbureau" der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
Rußlands. Auf einstimmigen Beschluß der Exekutive sandte ihr Vor-
sitzender Va n der v e I d e ein P rotestschreiben an den Rat der 
Volkskommissäre in Moskau (Siehe Bulletin Serie 2, Nr. 9). 
Nach Abschluß des Prozesses wurde das Material, das die un-
erhörten Verleumdungen, die in diesem Prozesse gegen die Sozial -
demokratie gerichtet worden waren, kennzeichnete, gesammelt und 
in de r Form einer Broschüre unter dem Titel "Der Moskaue r Pro-
zeß und die Sozialistische Arbeiter-Internationale" vom Sekretariat 
der S. A.1. herausgegeben. Die Broschüre ersc heint auch in eng-
lischer und französischer Sprache. 
Die Stellung des internationalen Sozialismus zu der konterrevo-
lutionären Stabilisieru ng in U 11 ga r n kam in einem Beschluß der 
Exekutive im Juli 1929 zum Ausdr uck, der die Haltung der S. A. I. 
zur Frage der Revision des Trianoner Friedensvertrages verknü pft 
mit dem Sieg der Demokratie in Ungarn. Der einsti mmig gefaßte 
Beschluß lautet : 
Die Exekutive erklärt: 
Die S. A. J. uuterstützt den Kampf der ungarischen Arbeiterklasse 




Europas und für die republikanische Ordnung der Nachbarstaaten ist. 
Sie wird nicht aufhören, ihren ganzen Einfluß gegen das gegen-
wärtige uugarische Regime einzusetzen. 
Das ungarische Volk hat densc'Iben Anspruch auf die Unterstützung 
der Internationale im Kampf um sein Selbstbestimmungsrecht wie jedes 
andere Vclk, aber dieser Anspruch kann .nicht benützt werden, um die 
Unterstiitzung dcr Internationale fiir ein antidemokr·atisches Regierungs-
system in Ungar,n zu erlaugen. 
Nur ein demokratisches und friedliches Ungarn wird die volle 
Unterstützung der Internationale für die freie Entwioklung des nngarischen 
Volkes erlangen können. 
Die Exekutivsitzung im August 1930 lenkte die Aufmerksamkeit 
der Oeffentlichkeit durch folgende Entschließung auf die furchtbaren 
Massakers der Türken in Kur dis t an: 
Die Exekutive der S. A. L lenkt die Aufmerksamkeit der Welt aui 
die -Gemetzel, durch die die türkische Regierung llichi nur den Kampf 
der Kurden um ihre Freiheit niedcl'Zuwerfen, sondern auch die friedliche, 
an dem Aufstande unbeteiligte kurdische Bevölkerung auszurollen, dem 
kurdischen Volke das Schicksal der Armenier zu bereiten sucht, ohne 
daß die öffentliche Meinung der kapitalistischell Nationen gegen diese 
blutige Barbarei Protest erhebt. 
Die Exekutive macht weiter auf die ernsten Gefahren für den Frie-
den aufmerksam, die aus der Verletzung des -persischen Gebietes durch 
türkische Truppen hervorgehen können. Es ist ein Beweis der skanda-
lösen Unzulänglichkeit der internationalen Organisation der Welt, daß 
eine kriegerische Macht in das Gebiet eilles schwächeren NachlJarvolkes 
einbrechen kann, ohne daß die OrganiS?tion der Menschheit es schützt. 
Indem die Exekutive auf die Gefahren aufmerksam macht, die aus 
den Ereignissen in Kurdistan hervergehen können, fordert sie die öffent-
liche Meinung der Welt auf zum Protest, sowohl gegen die Gewalttaten 
der türkischen Oligarchie als auch gegen das teilnahmslose Schweigen 
der kapitallstischen Regierungen zu den blutigen Vorgängen, deren 
Opfer das kurdische Volk ist. 
• 
Das von der Kommission zur Untersuchung der Lage der poli -
tischen Gefangenen herausgegebene Mitteilungsblatt ist in der Be-
richtsperiode weiter als Beilage der " Internationalen Information" 
erschienen. Die "M i t t eil u n gen über die Lage der politischen 
Gefangenen" (P. G.) bringen - soweit wie möglich unter Mit~ 
arbeit der der S. A. r. angeschlossenen Parteien - zuverlässiges 
Material über politische Verfolgungen und über die Lage der 
Gefangenen in den einzelnen Ländern. In diesen Veröffentlichun-
gen finden vor alem alle Versuche der Reaktion und des Faschis-
mus, die demokratischen Rechte und die politischen Freiheiten 
der Arbeiterklasse zu mißachten, eine ausführliche Darstellung. 
Das Material, das über die politischen Verfolgungen, über die 
Ausschreitungen der Diktaturen und über die faschistischen Grau-
samkeiten veröffentlicht wird, soll das Interesse de r Öffentlichkeit 
für das Schicksal der politischen Gefangenen steigern und den Kampf 
der S. A. I. und des klassenbewußten Proletariats gegen die Ve r-
folgungen der Reaktion in den einzelnen Ländern unterstützen. 
Einen besonderen Platz nimmt dabei der Kampf gegen die Todes~ 
strafe ein, den die S. A. I. mit aller Konsequenz führt. 
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Die " Internationale Information" und die "Mitteilungen" haben 
inSbesonde re die Lage der Arbeiterbewegung in I tal i e 11 , Li-
tau e n und Pol e n eingehend behandelt und dadurch die Arbeiter-
presse aller Länder zum Sprachroh r für den' Protest gegen die fa-
schistischen Verfolgungen de r Arbeiterbewegung machen können. 
Diese ständige und unablässige Arbeit, deren Wirksamkeit a us dem 
Eifer hervorgeht, mit dem beispielsweise die pol nischen Behörden 
sich für die Verbreitung der "Internationalen Information" inter-
essieren, ist ein außerordentlich wichtiger Teil des Kampfes um die 
Aufrüttelung de r öffentlichen Meinung, die zum großen Teil den 
furchtbaren Dingen, die sich in den Ländern der Diktatur abspielen, 
teilnahmslos zusieht. 
Die "Kommission zur Untersuchung der Lage der politischen 
Gefangenen" besteht a us folgenden Mitgliedern: 
ArbeitsausscllUß: d e B r 0 u c k e r e ('Belgien), Vorsitzender; 
er i S Die n (Deutschland), Vorsitzender-Stellvertreter; B r 0 c k-
w a y (Großbritannien), K lee r e k 0 per (Holland); L 0 n g u e t 
(Frankreich); Ersatzmänne r: W i n t e r (Tschechoslowakei) und 
G r i m m (Schweiz). 
Mitglieder: Kalhia A die r (Österreich), An der se 11 (Däne-
mark), Co m p ton (Großbritannien), Gi 1I i e s (Großbritannien), 
tI ein z (Jugend-Internationale), K ahn (Frankreich) , M ö ll e r 
(Schweden), Pop p (Internationales Frauenkomitee), T au b (Tsche-
choslowakej), W e I s (Deutschland), W i j k (Finnland), W i s c h n a 
(Lettland). 
Der Arbeitsaussc11uß der Kommission hielt in Anwesenheit eini-
ger weiterer Mitglieder, die der anschließend an die Kommissions-
sitzung stattfindenden Exekutivtagung beiwohnten, um 10. Februar 
1929 in London eine Be ratung ab. Die Kommission erörterte die 
Möglichkeiten, dem Matteottifonds erhöhte Mittel zuzuführen, und 
arbeitete einen "Appell an die Solidarität" aus, der die Arbeiterorga-
nisationen aller Länder zu gesteigerte r Sammeltätigkeit für den 
Matteottifonds, den Hilfsfonds für die Arbeiterbewegung der Länder 
ohne Dcmokratie, aufruft. Des weitercn beschloß die Kommission 
die Hera usgabe einer Reihe von Broschüren, in denen die Lage der 
politischen Gefangenen in den Ländern des Faschismus, des Bolsche-
wismus und des Imperialismus dargestellt werden soll. 
In der unmittelbar auf die Sitzung des Arbeitsausschusses folgen-
den Sitzung der Exekutive der S. A. I. erstattete er i s pie n 
(Deutschla nd) über die Beratungen einen eingehenden Bericht. De r 
Bericht wurde, ebenso wie der im Namen der Kommission vorge-
legte "Appell an die Solidarität" von der Exekutive einstimmig 
genehmigt. 
rm Zusammenhang mit der Tagung der Exekutive in Zürich im Juli 
1929 fand am 28. Juli eine Sitzung dcs Arbeitsausschusses der Kom-
mission zu r Untcrsuch ung dr Lage der politischen Gefangenen statt. 
Die Sitzung nahm Berichte über die künftigen Arbeiten entgegen, 
insbesondere über die Herausgabe der Broschürenreihe, in de r die 
Lage de r politischen Gefangenen dargestellt wird. 
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Im Namen der Kommission erstattete er i s p je n (Deutschland) 
der Exekutive der S. A.1. Bericht. Die Exekutive nahm den Bericht 
einst immig zur Kenntnis. 
In der von der "Kommission zur Untersuchung der Lage der 
politischen Gefangenen" he rausgegebenen Broschürenreihe sind bis· 
her im Verlag J. H. W. Oietz Nachi., Berlin, in deutscher Sprache 
erschienen : "Die politische n Gefangene n in de r 
So wie t · U n io n" und" 0 ie p o l iti sc he n Ge fa n ge n e n 
im faschistischen I talien". 
Außerdem hat die Kommission im Verlag der Sozialistischen 
Arbeite r.lnternationale, Zürich ]931, unter dem Titel " Auf Be · 
fehl des Marschal l s Pilsudski - die Hölle von Brest· 
Litowsk vor dem polnischcn Seim" den Text der am 16. Dezember 
1930 vom Abgeordeten Czapinski ei ngebrachten Interpellation über 
die Verfolgungen der oppositionellen Abgeordnete n im Kerke r von 
Brest-Litowsk herausgegeben. In der Broschüre, die durch ein Vor-
wort von Emile ValIderveide eingeleitet wird, ist der gesamte Text 
de r Interpellation in vier Sprachen - deutsch, englisch, französich, 
polnisch - wiedergegebell. 
Um Arbeit und Brot. 
Schon das Jahr 1928 hatte deutliche Zeichen des wirtschaftlichen 
Niederganges gebracht. Im Verlaufe des Jahres 1929 zeigten sich 
ernste Krisenzeichen in der Produktionsmittelindustric ve rschiede-
ner europäischer Staaten. Mit dem amerikanischen Börsenkrach im 
Herbst 1929 griff der wirtschaftliche Niedergang auf die gesamte 
Wcltwirtschaft über. Die Teilkrisen. die schon vorhcr manche Län-
der und einzelne Wirtschaftszweige erfaßt hatten. wurden ergänzt 
durch eine umfassende Weltwirtschaftskrise, in der sie verschär-
fende Krisenelemente darstellten. Die Illusion des amerikanischen 
"Wirtschaftswunders" ging in der Krise ebenso unter wie der Irr-
glaube an die kapitalistische P lanwirtschaft der Kartelle und Trusts. 
Der Brüsseler Kongreß hatte bereits in einer eingehenden Reso-
lution über wirtschaftliche P robleme Wege zur Linderung de r Teil-
krisen in einzelnen Ländern. die damals bestanden, gewiesen. Als 
die Exekutive im Mai 1930 in Berlin zusammentrat, nahm sie Stel-
lung zu den Problemen. die die vell entfaltete Weltwirtschaftskrise 
der Arbeiterbewegung aller Länder stellte. Gemäß einem Referat 
von Robe rt 0 r i m m (Schweiz) beschloß sie einstimmig folgende 
Resolution: 
Die internationale Wirtschaftskrise zeigt. daß die Anarchie der 
kapitalistischen Produktionsweise immer mehr unvereinbar wird mit den 
Lebensinteressen der Arbeitermassen aller Länder. 
Die Lebensmitlelspeicher sind voll. Aber die kapitalistische Organi-
sation der Weltwirtschaft macht die reichliche Versorgung der Welt mit 
Lebensmitteln zur Quelle einer zerstörenden Krise der Landwirtschaft 
der Welt. 
Die industrielle Rationalisierung steigert in ungeahntem Maße die 
Produktivität der Arbeit. Aber die kapitalistische Organisation der 
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Weltwirtschaft macht die Steigerung der Produktivität der Arbeit zu 
einer Quelle' unerhörter Arbeitslosigkeit. 
Die internationale Krise wird noch verschärft durch die Exzesse 
des Protektionismus sowohl auf dem europäischen Kontinent als auch 
in den Vereinigten Staaten. 
Die Kapitalistenklasse nützt die Krise aus zum Druck auf die 
Arbeitslöhne, zu reaktionären Vorstößen gegen die Arbeitslosenyersiche.-
rung und gegen die Arbeiterschutzgesetzgebung, zur reaktionären Revi-
sion der Steuersysteme. 
Die S. A.1. fordert die sozialistischen und Arbeiterparteien auf, so-
wohl diesen reaktionären Vorstößen als auch den Orgien des Protek-
tionismus den stärkstmöglichen Widerstand entgegenzusetzen. 
Während Millionen Arbeiter und Angestellte arbeitslos sind, werden 
die beschäftigten Arbeiter und Angestellten durch die .Rationalisierung 
zu immer erschöpfenderer AnSpannung ihrer Muskeln 'und Nerven an~ 
getrieben. Dieser \Viderspruch wird die Arbeiterklasse zwingen, den 
Kampf um die internationale Herabsetzung der Arbeitszeit unter die 
48stündige Arbeitswoche hinab aufzunehmen. 
Dieser Kampf setzt jedoch voraus, daß der Achtstundentag-, das 
Resultat der vergangenen Kämpfe um die Verkürzung der Arbeitszeit 
und der Ausgangspunkt der kommenden Kämpfe um die künftige weitere 
Herabsetzung der Arbeitszeit, gesichert werde. 
Die S. A. I. erinnert daher alle ihre Sektionen an die Notwendigkeit, 
ane Möglichkeiten auszunutzen, olim die Ratifikation .Jer Konvention von 
Washington durchzusetzen. 
Im übrigen erwartet die S. A. 1., daß alle Sektionen die internationale 
Wirtschaftskrise ausnützen werden, um die arbeitenden Massen a!ler 
Länder mit dem Bewußtsein der Notwendigkeit des Kampfes gegen die 
-kapitalistische Gesellschaftsordnung, mit dem Willen zum Kampfe für 
die sozialistische Organisation der Weltwirtschaft zu erfüllen. 
In der nächsten Sitzung der Exekutive, die in Zürich im August 
1930 stattfand, wurden die Weltwirtschaftskrise und die Aufgaben, 
die sie der internationalen Arbeiterbewegung stellt, eingehend d is ~ 
kutiert. Das einleitende Referat hielt A. f. B r 0 c k w a y (Groß-
britannien). Die Exekutive faßte 'hierauf einstimmig folgenden Be-
schluß: 
Angesichts der schweren Arbeitslosigkeit 'und der Notwendigkeit 
für die sozialistische und Arbeiterbewegung in allen Ländern, eine 
gemeinsame Aktion zu führen, um der Arbeiterklasse in dieser Krise 
zu helfen; 
überzeugt, daß die Weltwirtschaftskrise die Notwendigkeit der 
stärksten Anstrengungen für den übergang von der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung. der letzten Wurzel der Arbeitslosigkeit, zu einer 
sozialistischen Wirtschaftsordnung beweist; 
beschließt die Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, 
den Internationalen Gewerkschaftsbund einzuladen. eine gemeinsame 
[l(ommission einzusetzen, die die Aufgabe haben soll, vorzubereiten; 
1. ein Programm fil r gemeinsame Aktion, 
Z. die Einberufung einer besonderen Wcltkonferenz zum frühest praktisch 
möglichen Zeitpunkt, zu der auch andere bedeutende Organisationen 
der Arbeiterklasse eingeladen werden 'können, um eine gleichzeitige 
internationa1e Aktion ei-nzuleitcn. 
Gemäß diesem Beschluß wurde eine Gemeinsame Kommission 
des Internationalen Gewerkschaftsbundes und der Sozialistischen 
Arbeiter-Internationale zur Prüfung der Probleme der Weltwirt-
schaftskrise und der Arbeitslosigkeit eingesetzt, die am Zl. und 28. 
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Oktober 1930 in Köln zusammentrat. Die Kommission arbeitete in 
den zweitägigen Beratungen ein eingehendes Arbeitsprogramm aus 
und beschloß einmütig ein Kampfprogramm, das die wichtigsten un-
mittelbaren Forderungen zur Linderung der Not der Arbeitslosen 
enthält. Das Program m hat folgenden Wortlaut: 
Oie .Kommission ist sich bewußt, daß das kapitalisllsche System, 
das für die heutige Krise verantwortlich ist. ihr ohnmächtig gegenüber-
steht und nicht imstande ist, wirksame Abhilfe zu schaffen. Zur Abwehr 
der schlimmsten Not lenkt die Kommission die Aufmerksamkeit der 
Arbeiterklasse auf folgende grundsätzliche Punkte: 
,oie Wirtschaftskrise, die in last allen Ländern mit ungeheurer 
Wucht wütet, hat mehr als IZ Millionen Arbeiter in Europa und in den 
Vereinigten Staaten Amerikas, sowie weitere Millionen in den anderen 
Weilteilen zur Arbeitslosigkeit verdammt; sie bedroht das Lebens-
schicksal der gesamten Arbeiterschah in einem früher niehe gekannten 
Maße. Der fluch des kapitalistischen Wirtschaftssystems. das periodisch 
neue Krisen erzeugt. die geringe Stabilität des Friedens, die Vorstöße 
des Faschismus und andere politische Störungen sind die Hauptursachen 
des gegenwärtigen Notstandes der arbeitenden Massen, Die herrschen-
den Klassen tun nicht nur nichts, um die Krisenfolgen Hir die Arbeiter-
schaft zu lindern, sondern tragen durch eine tolle Politik der Schutz-
zölle. durch ökonomischen Nationalismus und zahlreiche andere Maß-
nahmen ncch zur Versch:irlung der Notlage bei. Die Unternehmerklasse 
versucht in Verkennung ihrer Verantwortlichkeit, die hohen Löhne als 
die Ursache der Krise anzugebell. Die Tatsachen widerlegen ollen diese 
Behauptung: im Laufe der letzten Jahre ist der Lohnanteil an den 
Prcduktionskosten gefallen, während gleichzeitig die Zahl der Arbeits-
losen fast eine Verdoppelung erfah ren haI. Zynisch schlagen die Unter-
nehmer eine Herabsetzung der Löhne und der Arbeitslosenunterstützung 
vor. ohne sich um das Ttlrchtbare Elend zu kümmern, das auf diese Weise 
für die Arbeiterklasse entstehen würde. Gegen diese Angriffe des Unter-
nehmertums muß die Arbeiterschaft in allen Ländern durch dic Gewerk-
schaften und die sozialistischen Parteien den Ab weh r kam p f mit 
all e r Kr a i t f ü h r c n ; mit der Abwehr gegen die soziale Reaktion 
muß sie ihren Kampf um die Versorgung der Krisenopfer und um die 
Verminderung der Arbeitslosigkeit verbinden, Nier liegen die dringHell-
sten Oegenwartsaufgaben im Rahmen des großen Kampfes der Arbeiter-
klasse zur überwindung des KapitalismuS und zur Verwirklichung des 
Sozialismus. I. O. B. und S. A. I. j{emeinsam rufen die Arbeiter in allen 
Ländern auf, die folgenden forderungen mit Einsatz aller Enerj{ie zu 
vertreten, um den Druck der Krise zu überwinden und die Leiden ihrer 
Opfer zu mildern: 
J. Abwehr jeder Senkung des Re all 0 h n s, da durch Vermindernng 
der Massenkaulkraft die Zahl der Arbeitslosen weiter wachsen 
müBte. 
2. Erhöhung der 1'1\ ass e n kau f k r a f t und dadurch Verminderung 
der Arbeitslosigkeit durch Bekämpfung der Maßnahmen kapitalisti-
scher Wirtschaftsverbände, die die Anpassung der Preise vcn fertig-
waren an die gesunkenen Rohstollpreise verhindern. 'Kampf ge~en 
die künstliche Hcchhaltung der ,Kleinhalldelspreise gegenüber den 
gesunkenen Großhandelspreisen. 
3. Einführung, Erhaltung und Ausbau einer hin r eie h end e n Sie h e-
rung der Leb e nsmöglichkeiten der Arbeitslo·sen. 
4. Gerechtere VeTleilung der Arbei.tsgelegenheit während der Krise 
durch Verkürzung der Arbeitszeit. Zum Ausgleich der 
verschärften Anspannung der Arbeitskräfte in der rationalisierten 
Wirtschaft ist die dauernde gesetzliche Verkürzung der Arbeitszeit 
international anzustreben. 
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5. Um die politischen Quellen der Krisenverschärfung zu verstopfen, 
gilt es, alle Kräfte für die Sicherung des Fr iedens unter deli 
Völkern zu mobilisieren, durch die internationale Abrüstung, durch 
die allgemeine Streichung der Kriegsschulden, durch die Bekämpfung 
des faschismus und der Diktatur, in welcher Form sie immer auf-
treten mag, durch die Sicherung der lDemokralie, die die Grundlage 
jeder SOzialen und frei'hcitlichen Politik ist. 
Zur Durchführung der Vorarbeiten des Studienprogramms wur-
den Unterkommissionen und Berichterstatter gewählt, die das Er-
gebnis ihrer Arbeiten der Vollkommission vorlegte n, die am 21. und 
22. Januar 1931 in Zürich tagte. 'über die Beratungen wurde der 
Presse folgende Mitteilung übergeben: 
Die von dem I. G. B. uud der S. A. I. eingesetzte Kommission zur 
Prüfung der Probleme der Wirtschaftskrise und der Arbeitslosigkeit hat 
in ih rer Sitzung am 21. und 22. Januar die ihr von ih ren Unterkom-
missionen vorgelegten fünfzehn lßerichte über die Einzelprobleme, die 
sich aus der internationalen Wirtschaftskrise ergeben. geprüft und die 
Ergebnisse ihrer Prüfung in einer Reihe von Resolutionen zusammen-
gefaßt. Diese R.esolutionen werden in einer besonderen Broschüre, die 
der I. G.ß. herausgeben wird. zur Kenntnis der Arbeiterorganlsationtn 
aller Länder gebracht werden. 
Die wIchtigsten feststellungen und fcrderungen dieser Resolutionen 
werden im folgenden .wiedergegeben: 
Der Produktionsapparat der Weltwirtschaft sowohl in der Industrie 
als auch in der Landwi rtschaft ist seit dem Krieg gewaltig angeschwollen. 
Aber die Erzeugnisse. die produziert werden ,können, können keinen 
Absatz finden, Hat die Akkumulation von Profiten zugereicht, den Pro-
duktionsapparat in wenigen Jahren in unerhört schnellem Tempo aus-
zubauen und zu vervollkommnen. so hat das Anwachsen der Löhne in 
derselben Zeit nicht zugereicht. den Konsum der Massen im gleichen 
Maße zu vergrößern, wie die Produktionsfähigkeit der Industrie und der 
Landwirtschaft ver größen worden ist. Dieses Mißverhältnis zwischen 
·Produktionsfähigkeit und Konsum, die Grundtatsache der Krise, ist in 
erster Linie darauf zurückzu'führen, daß die Profite, die zum großen Teil 
akkumuliert und zu r Vergrößerun!<:: und Vervollkommnung des Produk-
tionsapparates verwendet werden. schneller angeschwollen sind als die 
Löhne, die zum überwiegenden Teil konsumiert, zum Kauf von Konsum-
gütern verwendet werden. Die Herabsetzung der Löhne kann dieses Miß· 
verhältnis nicht mildern, sondern nur verschärfen. Wenn die Unter-
nehmer jedes Landes durch Lohndruck ihre Konkurrenzfähigkeit gegen-
über den Unternehmern anderer Länder zu stärken versuchen, so ist das 
Ergebnis aller dieser An strengungen nur die Senkung des Massen-
konsums in der ganzen Weltwirtschaft, also nnr die Verschärfung der 
internati onalen Absatzkrise. Die Kcmmission betrachtet es daher als 
wichtigste Aufgabe der Arbeiterbewegung In dieser Zeit. -sich mit aller 
Tatkraft und in allen Ländern dem Lohndruck zu widersetzen. 
Die Rationalisierung hat die Produktivität der Arbeit in wenigen 
Jahren !<::ewaltig gesteigert. Aber die durch die technische Entwicklung 
und durch die Intensivierung der Arbeit entbehrlich !<::tlWordcncn Arbeits-
kräfte sind nicht in andere Produktionszweige übergeführt worden. Ihre 
Arbeitskraft liegt Jetzt brach. Es ist unbedingt notwendig. die Arbeits-
zeit der so bedeutend gesteigerten Produktivität der Arbeit anzupassen, 
Die Kommission betrachtet es angesichts der riesigen Arbeitslosigkeit in 
der Welt für zeitgemäß uud ul1~rläßlich, den Kampf um die fünftage-
woche (Vierzigstundenwoche) international auf'.:unehmn. 
Daneben muß der Arbeitsmarkt auch durch Einführung der Arbei ter-
urlaube, wo sie noch nicht bestehen, durch Erhöhung des schulpflichtigen 
Alters. durch ürgauisatiClI des Arbeitsnachweises entlastet werden , 
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Die Kommission hat mit Nachdruck daranf hingewiesen, daß nicht 
die Einschränkung der Staatsausgaben in Zeilen der Wi rtschaftskrise, 
sondern größtmögliche Aufwendungen für produktive öffentliche Arbeiten 
jenes Mißverhä ltnis zwischen Produklionsfähigkeit und Konsum, das die 
Grundtatsache der Krise bildet, zu mildern vermögen. 
In jedem Staat ist eine nationale Stelle zu errichten, welche auf 
Grund eines für längere Zeit im voraus ausgearbeiteten Investi tions-
programms die zur Durehfiihrung dieses Programms erforderlichen 
Arbeiten und Bestellu ngen auf Zeiten großer Ar,beitslosigkeit konzentriert. 
Diese Methode, den Beschäftigungsgrad gleichmäßiger zu gestalten, 
wird desto wirksamer sein. je größer der Anteil des Staates und der 
Gemeinden an der Gesamtwirtschaft ist. Die Erweiterung dieses Anteil s 
ist daher eine Voraussetzung wirksamer Beeinflussung des Beschäfti-
gungsgrades durch das Gemeinwesen. 
Die Kommission fordert mit Nachdruck, daß die Arbeitslosen und 
die Ku rzarbeiter. soweit und solange ihnen nicht vollkommene Be-
schäiiigung gesichert werden 'kann, die notwendige Unterstützung für 
die ganze Zeit der Arbeitslosigkeit oder Ku rzarbeit finden miissen. Sie 
fordert die Arbeiterbewegung zur Verteidigung der überall von den Un-
ternehmern angegriffenen Arbei tslosenversicherung auf. Sie fordert die 
$cllalfung von Einrichtungen, die dem Arbeitslosen ein Recht auf die 
notwendigen Unterhaltsmittel sichern. in allen Ländern. 
Die fortschreitende Organisiernng nationaler und internationaler 
'Kartelle und Monopole trägt unzweifelhaft durch die Fixierung künstlich 
hoher Preise in Krisellzeiten und du rch die Organisierung von Dumping-
'ExP9rlen, die den Weltmarkt desorganisieren, dazu bei. die Krise zu 
verlängern. Die Kommission forderi daher die Arbeiterparteien zum 
Kampf für die öffentliche Kontrolle aller monopclistischen Zusammen· 
schlüsse und ihrer Preisbildung unter Mitwirku ng der Gewerkschaften 
und der Konsumgenossenschahen auf: die internationalen Kartelle sollen 
in ähnlicher Weise du rch ein beim Völkerbunde zu err ichtendes inter-
nationales Wir tschaftsorgan kontrolliert werden. 
Die Verschärfung des Protektionismus nach dem 'Kriege hat zur 
Desorganisierung der Weltwirtschaft sehr viel beigetragen. Die Be-
schlüsse der KommisSion machen es der Arbeiterbewegung aller Länder 
zur Bf1ieht, auf ihre Regierungen den stärkstmöglichen Druck zu üben, 
um ihren sofortigen Beitritt Zli der Konvention über den Zollwaffenstill-
stand zu erlangen und um alle Regierungen zu bewegen. in die von der 
'britischen Arbeiterregierung vorgeschlagenen Verhandlungen über Kon-
ventionen, durch die die Zollsätze für verschiedene WarengruPDen 
international ermäßigt werden sollen, einzutreten. 
Die deflationistische P olitik in verschiedenen Ländern hat gleich· 
falls die Krise verschärft. Die ungleichmäßige Verteilung des Goldes 
in der Weltwirtschaft ist eines der die Weltwirtschaft störenden 
Elemente. Die Kommission forder t: wirksame Kontrolle der Regierungen 
über die Notenbanken. Teilnahme von Vertretern der Arbeiterorgani-
sationen an der Leitung der Notenbanken. engste Zusammenarbeit der 
Noten1lanken, Verwandlung der B. I. Z. in ein Organ der internationalen 
Kreditpolilik, Bekämpfuug der Kapitalflucht aus kapitalistischen Ländern. 
eine auf gleichmäßige Verteilung des Goldes gerichtete internationale 
Kreditpolilik. 
Die gewaltigen Zahlungen, die Deutschland als Reparationen an seine 
Gläubiger zahlen muß lind diese als KriegsschuldeIl an die Vereinigten 
Staaten von Amerika zahlen müssen, tragen ebenso zur Desorganisierllng 
der Weltwirtschaft bei. Der Realwert aller dieser Zahlungen ist durch 
das Sinken der Warenpreise bedeutend erhöht worden. Diese Zahlungen 
können auf die Dauer nicht anders als in Waren geleistet werden. Ihre 
Leistung in Waren wird du rch die Hochschu lz-zol1politik der Gläubiger· 
staaten erschwert. Diese Schwierigkeiten verstärken die Tendenz zu 
Schleuderexi>Orten. Eine Annullierung oder wenigstens Herabsetzung 
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aller dieser aus dem Kriege hervorgegangenen Zahlungsverpi!ichluugen 
wäre unzweifelhaft ein Mittel, die Schwierigkeiten der Weltwir tschaft zu 
erleichtern. Es unterliegt jedoch keinem Zweifel, daß die öffentliche 
Meinung in den Vcreinigten Staalen für einen SchutdennachlaB, der eine 
solche Lösung ermöglichen würdc, nur in dem Maße gewonnen werden 
kann, als sich die europäischen Staaten zur Internationalen Abrüstung 
entschließen. 
Aber auch abgesehen davon ist es klar, daß die politische Unruhe 
die Wirtschaftskrise verschärft und nur die Schaffung eines gesicherten 
Friedens durch die internationale Abrüstung das Wiedergesunden der 
Weltwirtschaft ermöglichen kann. Die Glcichheit der Sicherheit für alte 
Staatcn muß erreicht werdcn nicht durch Wiederaufrüstung der bereits 
entwaffnetcn, sondern durch bedeutende Abrüstung der noch nicht ab-
gerüsteten Länder. 
Die Kommission erkennt an, daß wie jeder einzelne Staat auch die 
europäische Staatengemeinschaft eines Mechanismus bedarf, der die 
friedliche Revision ihrer Verfassung ermöglicht. Aber sie warnt ein-
dringlich vor den Bestrebungen des faschistischen Imperialismus Italiens, 
mit dem Schlagwort der Revision der Priedensverträge eine Reihe von 
Staaten zu einer dem Frieden gefährlichen Allianz 'Zu sammeln. Indem 
sie auf diese Gefahr, indem sie weiter auf die schwere Zerrüttung der 
italienischen Wirtschaft und auf die schweren wirtschaftlichen Polgen 
der deutschen Septemberwahlen hinweist, erklärt sie die Liquidierun g der 
faschi stischen Oiktaturen und DiktaturbeSlrebungen fUr eine Voraus-
setzung jener politischen Beruhigung Europas, ohne die die Weltwirt-
schaft nicht gesunden kann. 
Die Kommission ist sich dessen bewußt, daß die Störung der 
Handelsbeziehungcn mit der Sowjetunion, mit China, mit Indien g'leich-
falls zu den Ursachen der internationalen Wirtschaftskrise gehört. Sie 
fordert neuerlich die Wiederherstellung der normalen diplomatischen und 
die förderung der wirlschafilichen Beziehungen aller Staaten zur 
Sowjetunion; die tatkräftige Unterstützung der Anstrengungen der 
Arbeiter Indiens, Chinas, der Kolonialländcr um die Hebung ihrer über-
aus niedrigen Lebenshaltung; aber auch, da die nationale Befreiung sich 
als eine Voraussetzung der Entfesselung der wirtschaftlichen und sozialen 
Kräfte erwiesen ,hat, die Unterstützung der nationalen Bcfrciungskämpfe 
dieser Völker. 
Die Kommission gibt sich keiner Täuschung darüber hin, daß die 
vollständige Beseitigung dt!r Arbeitslosigkeit nur erfOlgen kann durch 
die überwindung der kapitalistischen Gesellschaftsordnung, durch die 
Aufrichtung der sozialistischen Gesellschaft, und foNlert die gcwerk-
schaftlichen und politischen Arbeitcrorganisalionen aller Länder auf, den 
energischsten Kampf für die Ziele der internationalen Arbeiterbewegung 
zu fiihren. 
Die einzelnen Entschließungen über die verschiedenen Aspekte 
des Problems der Wirtschaftskrise und der Arbeitslosigkeit wurden 
in einer Zl Seiten starken Broschüre zusammengefaßt, die im Ver· 
lag des Internationalen Gewerkschaftsbundes, Amste rdam, unter dem 
Titel " Im Kampf gegen Weltwirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit" 
erschien. Die En tschließungen betreffen folgende Probleme: Lohn-
politik, Ve rkürzung der Arbeitszeit, Organisation des Arbeitsmark-
tes, bezahlte Urlaube, tfera ufsetzung des Schulentlassungsalte rs, 
öffentliche Arbeiten, Arbeitsloscnversiche rung, Rationalisierung, 
Kartelle und Monopole. Bezichungen der Agrarkrise zu r Industrie-
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krise, Zollpolitik, Protektionismus, Dumping, Geld und Kredit, 
politische faktoren der Wirtschaftskrise.') 
In der darauf folgenden Sitzung der Exekutive der S. A. 1., die 
am 21. und 22. Februar 1931 in Zürich stattfand, erstattete Qtto 
Bau e r (Österreich) Bericht über die Verhandlungen und die 
Schlußfolgerungen der Kommission. Er betonte insbesondere die Be~ 
deutung der von der britischen Arbeiterregierung geforderten Ver-
handlungen über die Herabsetzung der Zölle auf einzelne Waren-
gruppen. Gemäß einem Antrag G r i m m (Schweiz) faßte die Exe-
kutive einstimmig fO'lgenden Beschluß : 
I. Die Exekutive der S. A. I. nimmt Kenntnis von den Resolutionen 
der von der S. A. I. und dem I. G. ß. eingesetzten lJ<ommission zur 
Beratung der Krisen- und Arbeilslosigkeitsprobleme und erklärt sich mit 
den aufgestel!ten RichtrJinien und Forderungen einverstanden . 
2. Die Exekutive der S. A. J. fordert die internationale Arbeiter-
·klasse auf, den Kampf für die Durchsetzung dieser Fordcrungen energisch 
aufzunehmen und ihn im Bewußtsein zu steigern, daß die gel!:cnwärtige 
iKrise des Kapitalismus immer dringlicher die überwindung der kapita-
listischen Gesellschaftsordnung zur unausweichlichen Notwendigkeit 
macht. 
Auf Antrag W i bau t ' s {Holland} w urde ferner einstimmig fol -
gender Beschluß gefaßt: --
Die Exekutive der .S. A.1. stellt fest, daß internationale Konventionen 
über die H erabsetzung der Zölle für einzelne Waren~ 
g r u p p e n als Mittel zur allgemeinen Herabsetzung der Zölle auf der 
ganzen Linie zu gelangcn, empfehlenswert sind. 
Zum Problem der Arbeitslosenversicherung faßte die Exekutive 
folgende Entschließung: 
In Anbetracht der furchtbaren Verheerungen, die das fe h i en d e r 
Arbeitslosenversicherung in vielen Ländern ohne Demokratie 
in wirtschaftlicher und sozialer Beziehung zur folge hat, sol! das 
Internationale Arbeitsamt ständig einen besonderen Druck auf die 
Regierungen dieser Länder im Interesse der Einführung der Arbeits-
losenversicherung ausüben. 
Im Auftrage der österreich ischen Sozialdemokratie stellte atto 
B a u e rfolgenden Antrag über die Ve rkü r z u ng de r Ar-
bei t s z e i t. dem die Exekutive einmütig zustimmte: 
Die IExekutive begrüßt die von der gemeillsamen Kommission des 
r. G. B. und der S. A. r. znr Prüfung der ArbeitslOSigkeit beschlossene 
Forderung nach der fünftagewoche. 
J e mehr mit der Rationalisierung der Arbeitsverlahren die natür-
·lichen. spontanen Arbeitspausen ausgemerzt wurden. je ununter-
brochener, hastiger und eintöniger -die Arbeit wird, desto dringender 
notwendig wird die weitere Verkürzung der Arbeitszeit. 
Je größer die Arbeitslosigkeit ist, desto unerträglicher ist der 
Widerspruch, daß die beschäftigten Arbeiter zu höchster Anspannung 
der Arbeitsk raft gezwungen werden, während neben ihnen Milllonen 
Arbeiter überhaupt nicht beschäftigt werden. 
Die Kurzarbeit, die die Unternehmer in der Zeit der Wirtschafts-
krise häufig anwenden, ist nur cine vorübergehende Maßregel. Da sie 
I) Diese Resolutionen sind im Wortlaut als Anhang zu diesem Kapitel 
wiedergegeben. 
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nicht mit einer Erhöhung der Stunden· und Akkordlöhne verbunden -ist, 
erfolgt sie auf Kosten der Arbeiter. 
Oie Exekutive würdigt es als einen Akt proletarischer Solidarität, 
daß die Arbeiter häufig dieser Kurzarbeit zustimmen, um zu verhüten, 
daß ein Teil ihrer 'Kollegen arbeitslos wird oder arbeitslos bleibt. Oie 
Exekutive ,fordert, daß diese Methode der Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit dadurch erleichter t werde, daß den Kurzarbeitern für die Tage, 
an denen sie feiern, die Arbeitslosenunterstützung zuerkannt werde. 
Aber die forderung nach der fünftagewoche, die die S. A. I. stellt, 
darf nicht mit der Kurzarbeit verwechselt werden. 
-Die S. A. I. fordert die dauernde Verkürzung der Arbeitszeit auf 
040 Stunden wöchentlich bei gleichzeitiger Erhöhung der Stunden· und 
Akkordlöhne in solchem Ausmaße, daß die Wochenverdienste der 
Arbeiter durch die Verkürzung der Arbeitszeit nicht geschmälert werden. 
Die internationalen -Konkurrenzverhältnisse machen es unmöglich, 
dieses Ziel im einzelnen Lande isoliert zu erreichen, Es kann nur durch 
internat ionale Aktion erreicht werden, 
Oie S. A. T. täuscht sich nicht darüber, welche Hindernisse einem 
Erfolge dieser Aktion entgegenstehen, solange die internationale Wirt-
schaftskrise andauert. Sie hält es aber hir notwendig, jetzt schon durch 
energische Propaganda den wmen der Arbeiter aller Länder zur Be· 
kämpfung der Fünftagewoche bei vollem Lohnausgleich zu wecken und 
zu stärken, damit Jede Besserung der wirtschaftlichen und der politischen 
'Konjunktur ausgenützt werde, diesem Ziele näher zu kommen. 
Geschieht dieS, so wird die Fünftagewoche schließlich ebenso er-
kämpft werden, wie der vom ·internationalen Sozialistenkongreß zu Paris 
1889 als Kampiziel verkündete Achtstundentag schließlich erkämpft 
worden ist. 
Oie Exekutive ersucht daher ih r Sekretariat und die der S. A. J. an-
geschlossenen Parteien, im Einvernehmen mit dem I. G. B. jede Gelegen-
heit zur Propagierung dieses Kampizieles wahrzunehmen. 
Diese Propaganda darf aber die sozialistischen und Arbeiterparteien 
nicht hindern, mit aller Energie die Ratifizierung der Washingtoner 
Konvention über den Achtstundentag anzustreben. Die Sicherung der bis-
herigen Errungenschaften der Arbei terklasse durch internationale Ver-
träge wird den Ausgangspunkt sichern für den Kampf um die weitere 
Verkürzung der Arbeitszeit. 
• 
Die Gemeinsame Kommission des Internationalen Gewerk-
schaftsbundes und de r Sozialistischen Arbeiter-Internationale zur 
Prüfung der Probleme der Wirtschaftskrise und der Arbe itslosig-
keit wurde gebildet auf Grund der oben wiedergegebenen Ent-
schließung de r Exekutivsitzung de r S. A. I. vom 22. August 1930 
und eines entsprechenden Beschlusses des Vorstandes des Inter-
nationalen Gewerkschaftsbundes vom 1. Oktober 1930. Die Kom-
mission setzte sich aus folgenden Mitgliedern zusammen: für den 
Internationalen Gewerkschaftsbund: Walter M. C i tr i n c (Groß-
britannien), H. J ac 0 b sen (Dänemark), Leon J 0 u h au x (Frank-
reich), Theodor Le i par t (Deutschland) und der Generalsekretär 
des t. G. B. Walter Sc h e v e n eIs; für die Sozialistische Arbeiter-
Internationale: DUo Bau e r (österreich), Lou is de B r 0 u c k e r e 
(Belgien), J. Co m p ton (Großbritannien), Robert G r i m m 
(Schweiz), fritz Na p h tal i (Deutschland). Bei einzelnen Sitzungen 
wurden die ordentlichen Mitglieder der Kommission durch Ersatz-
männer vertreten. 
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Die Kommission trat zum ersten Mal am 27. und 28. Oktober 
1930 in Köln zusammen. Außer den KommissionsmitgJjedern waren 
anwesend : W. J. Bol ton (Großbritannien), W. Gi I 1 i e s (Groß-
britannien), J. L. S m y t h e (Großbritannien), F. S pli e d t (Deutsch-
land) und der Sekretär der S. A. 1. F. A die r. Otto Bau e r wurde 
durch B. Kau t s k y vertreten. 
In den zweitägigen Beratungen wurden die wichtigsten Pro-
bleme, die die we itwirtschaftliche Lage und die Massenarbeitslosig-
keit den Gewe rkschaften und den sozialistischen Parteien stellt, 
erörtert, ein Kam p f pro g r a m m beschlossen. das oben wieder-
gegeben ist und die wichtigsten unmittelbaren Forderungen zur 
Linderung der Not der Arbeitslosen enthä lt. Darüber hinaus wurde 
ein A rb ei t s pro g r a m m aufgestellt, das folgende Punkte enthält : 
1. Maßnahmen zur Aufrcchtcrhaltung und Verteidigung der Löhne 
und Arbeltsbedingungen - Verbesserung des Lebensstandards in Ländern 
mit niedrigen Löhnen. 
2. Schaifung. Aulrechterhaltung und Ausbau der Arbeiislosen-
versicherung und -fürsorge. 
3. Kürzu ng der Arbeitszeit - Organisation des Arbeitsmarktes 
(Arbei tsnachweis). 
4. Altersversorgung - bezahlte ferien. 
5. Herauisetzung des Schulentlassungsalters. 
6. BeSChäftigung ausländis;cher Arbeiter. 
7. Geldfragen (Gold - Kredit - Manipulierte Währung). KapItal-
wanderung. 
8. Politische Faktoren (Sicheru ng des Friedens - Abrüstung -
europäischer Zusammenschluß - Faschismus - 'Krieltsschulden). 
9. Rationalisierung. 
10. Bevölkerungsaufbau und -bewegung. 
11. Die Beziehungen zwischen Agrar- und Industriekrise. 
12. Zollpolitik (Protektionismus - Dumping) . 
13. Kartelle und Monopole und ihre Kontrolle. 
14. Finanzpoliti k. 
15. Öffentliche Arbeiten - Arbeitsbeschafiung. 
Zur Vorberatung der Beschlußfassung über diese Fragen wurden 
Kommissionen und Berichte rstatte r gewählt. die ihre Beratungen 
zum Teil sofort aufnahmen. Zwei weitere Unterkommissionen tagten 
vom 20. bis 22. November 1930 in Berlin. die Unterkommission für 
die politischen Faktoren der Arbeitslosigkeit am 20. Januar 1931 in 
Zürich. 
Am 21. und 22. Januar 193 1 fand in Zürich die Schlußsitzung 
der Vollkommission statt. der beiwohnten: Ja c 0 b sen (Dänemark), 
Na ph tal i. Sp li ed t (Deutschland). J ou ha 11 x (Frankreich). 
Bolt on. C i trine, Compton, Gi lli es (Großbritannien), 
OUo Bau er, Benedikt Kau t s k y (Oesterreich). G r i m m 
(Schweiz). Adler. der Sekretär der S.A.I.. Sc h cve n e l s, der 
Sekretär des r. G. B. und als Sachverständiger H. Fuß. Den Vor-
sitz führte C it r i ne. 
Die von der Kommission der Presse übergebene Erklärung ist 
weiter oben wiedergegeben. Wir lassen hier nun die einzelnen Ent-
schließungen folgen, die verschiedene Seiten des Problems der Ar-
beitslosigkeit behandeln. 
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Die Entschließungen der Kommission. 
LohllPolitik. 
Da die Ursache der internationalen Wirtschaftskrise zu einem 
großen Teil auf dem Mißverhältnis zwischen der Entfaltung der 
Froduktion und der Entwicklung der Absatzmöglichkeiten beruht, 
die ihrerseits wieder eine Folge des Mißverhältnisses zwischen der 
Kapital.Akkumulation und der Entwicklung der Kaufkraft der brei· 
ten Massen der Bevölkerung ist, muß die Arbeitslosigkeit zunächst 
tine weitere Verschärfung erfahren, wenn durch Lohndruck, so 
wie er von den meisten Unternehmern angestrebt wird, die Kauf-
kraft der Arbeitermassen herabgedrüc'kt wird . . 
Selbst wenn man zugibt, daß eine Lohnherabsetzung in einem 
einzelnen Lande -vielleicht seine Exportmöglichkeiten vermehren 
kann, so würde sie doch einerseits die Kaufkraft des ungleich wich-
tigeren Binnenmarktes vermindern und andererseits die Lohnsen-
kungsbestrebungen in anderen Ländern verstärken. Eine gleich-
zeitige Herabsetzung der Löhne in allen Ländern, die an den Kou:-
kurenzverhältnissen auf dem Weltmarkt nichts ändern würde. 
würde auch die Arbeitslosigkeit nicht verringern, sondern vielmehr 
durch die Einschränkung der Massenkaufkraft die bestehenden 
Mißverhältnisse noch weiter verschärfen_ Die Arbeiterklasse er-
blickt deshalb in den Lohnsenkungsbestrebungen der Unternehmer 
kein Mittel zur Übe rwindung der Krise, sondern lediglich den Ver-
such der Unternehmer, die Opfer der Krise in möglichst hQhem 
Umfange auf die Arbeiter abzuwälzen, Opfer, die diese nicht zu 
bringen vermögen, da sie heute noch keinen Anteil an der verant· 
wortlichen Leitung der Wirtschaft haben. Die Arbeiterklasse hat 
diesen Bestrebungen des Lohndrucks den schärfsten Widerstand 
entgegenzusetzen, erstens weil sie geeignet sind, die Zahl der Ar· 
beitslosen weHer zu vermehren, zweitens weil sie die soziale Lage 
der Arbeitenden herabdrücken, drittens weil infolge der Rationali-
sierung der Anteil der Löhne an den Gestehungskosten in den 
letzten Jahren ohnedies gesunken ist. 
Die Überwindung der Wirtschaftskrise erfordert im Gegenteil 
eine Erhöhung der Kaufkraft der Massen. Die Aufrechterhaltung der 
Reallöhne in den fortgeschrittenen Ländern und die Verbesse-
rung der Lebensmöglichkeiten in den Ländern mit nioorigen 
Löhnen sind nicht nur die sozial unbedingt notwendigen Forderun-
gen der Arbeiterschaft, sondern die Erfüllung dieser sozialen For-
denmgcn ist zugleiciJ dk wir-tschaftliche Voraussetzung für die all-
mähliche Wiedereinschaltung der Millionen von Arbeitslosen, die 
die kapitalistische Krise aus dem Produktionsprozeß ausgeschaltd 
hat. 
Der Kampf gegen den Lohndruck und für die Erhöhung der 
Löhne ist deshalb <luch in der Periode der Wirtschaftskrise die 
. dringlichste Aufgabe der Arbeiterklasse. 
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Verkürzullg der Arbeitszeit. 
Iniolge der Rationalisierung, die zu einer außerorde ntlichen 
Steigerung der Produktivität der menschlichcn Arbeitskraft geführt 
hat, sind trotz erheblich vergrößerte r Produktion Millionen VOll 
Menschen aus dem Produktionsprozeß ausgeschaltet wordcn. 
Wichtigste Aufgabe der Gegenwart muß sein, diesc brachliegende 
Arbeitskraft wieder in den Dienst der allgemeinen Bedarfdeckung 
zu stellen und sie den iortsch reitenden Anforderungen der moder-
nen Kulturbedürfnisse nutzbar zu machen. 
Der widersinnige Zustand, der die Befriedigung wichtigster 
Lcbensbedürfnisse der breiten Massen trotz zahlloser arbeitsbereiter 
Kräfte nicht erlaubt, muß beseitigt werden. Hierfür ist crste Vor· 
aussetzung die gerechte Verteilung der Arbeit entsprechend der ge-
steige rten Arbeitsleistung der einzelnen. Aus diesem Grunde hat 
bereits der Stockholmer Kongreß des Internationalen Gewerk. 
schaftsbundes die Fo rderung nach allgemeiner Einführung der 44· 
Stundenwoche als erste Etappe für weitere Arbeitszeitverkürzung 
aufgestellt. Die bedrohliche Entwicklung der Arbeitslosigkeit in 
dcr ganzen Welt zwingt heute bereits zu weitergehenden Forde-
rungen. Soll die Arbeitszeitverkürzung dem Zweck einer erheb-
lichcn Entlast ung des heutigen Arbeitsmarktes dienen, so ist die 
Verkürzung um mindestens einen vollen Arbeitstag erforderlich. Die 
Einführung der Fünf-Tage-(40 Stundcn)Woche. die auch unter be-
triebswirtschaftl ichen Gesichtspunkten besonders zweckmäßig er-
scheint, muß daher eine grundSätzliche Forderung der Gewerk-
schaften aller Länder werden. 
Orgallisation des Arbeitsmarktes. 
Die Arbeitslosenversicherung muß ergänzt werden durch eine 
systematische Arbeitsvermittlung, die entweder von den Gewerk-
schaften oder als eine öffentlich-rechtliche paritätische Einrichtung 
geführt wird. 
Um ständig die Entwicklung des Arbeitsmarktes und insbeson-
dere seine beruflichen und bezi rklichen Verschiebungen über-
wachen zu können, sind laufend in kurzen Zwischenrä umen durch-
geführte statistische Erhebungen über den Umfang der Arbeitslosig-
keit notwendig. 
Um die Wiedereingliederung de r Arbeiter in den Produktions-
prozeß zu erleichtern, die der technische Fortschritt erfordert, muß 
die Berufsumschulung durch die öffentlich-rechtliche Arbeitsver-
mittlung gefördert wer:den. Diese Einrichtungen müßten zugleich 
eine sysfl'matis1.:he btrufliche Beratung der von der Schule in die 
Wirtschah cintre!enden jungen Arbeitskräfte durchführen. 
Die Olganisation des internationalen Arbeitsmarktes muß durch 
allgemeine Verträge und innerhalb dieses Rahmens durch zwei-
seitige Verträge geregelt werden, die zwischen den interessie rten 
L:indern im Einvernehmen mit den Arbeiterorganisationen a!Jgc-
schlossen und unter deren Mitwirkung durchgeführt werden sollen. 
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Bezahlte Urlaube. 
Abgesehen von ihrem sozialen Nutzen und ihrem Charakter als 
ein dem Arbeiter zustehendes Recht, kann die Aktion zugunsten 
des bezahlten Urlaubes bei der gegenwä rtigen Krise ie nach den 
Umständen im gleichen Sinne wie die du rch eine Arheitszeitver-
kürzung erfolgende bessere Verteilung der Arbeitsmöglichkeiten 
eincn günstigen ' Einfluß auf den Arbeitsmarkt ausüben, indem sie 
eine rseits einer größeren Zahl von Arbeitern ein wenig mehr Le-
bensfreude verschafft und gleichzeitig einen Teil der dauenld vor-
handenen Arbeitslosenreserve in den Produktionsprozeß einschaltet. 
Jcdesmal, wenn es die Umstände den Arbeiterorga nisationen 
gestatten, die Wohltat des bezahlten Urlaubes weitercn Arbeiter-
sc hichten zukommen zu lassen, sei cs auf dem Wege der Gesetz-
gebung oder durch Kollektivverträge, tragen sie zur Milderung der 
Arbei tslosenkrise bei. 
Herau1setzung des $c}mlentlassungsaUers . . -
De r Aufbau eine r hohen sozialistischen Zivilisation hängt ab von 
de r beständigen Pflege der menschlichen Fähigkeiten durch Er-
ziehung im weitesten Sinne des Wortes. Erziehung ist ein mäch-
tiges, vielleicht das mächtigste Werkzeug, das die Welt für ihre 
Verbesserung hat. Aber es ist die Erziehung aller, auf die es an-
kommt und nicht nur die von einigen wenigen. Die Gründe, die für 
ein hohes Mindestalte r sprechen, in dem es der heranwachsenden 
Generation gestattet werden soll, die Schule zu ve rlasse n, gehen 
über die nationalen Grenzen hinaus und haben unabhängig vom 
Stande der Arbeitsmöglichkeit Geltung. Dennoch ist zu beachten. 
daß gleichzeitig, als Folge der Heraufsetzung des Entlassungsalters 
für die Schulpflichtigen, Jugendliche vom Arbeitsmarkt abgezogen 
werden. Auch leistet eine gut ausgebildete Arbeiterklasse mehr für 
die Prod uktion. Sie schafit und fordert eine höhere Lebenshaltung. 
Wiihrend iedes Land zweifellos sei ne besonderen Schwierigkeiten 
hat und das Tempo des Fortschritts entsprechend den kulturellen 
und wirtschaftlichen Bedingungen verschieden ist, ist jedoch die 
Natur dcs Kampfes und der Charakter des Widerstandes überaJt der 
gleiche und die größeren technischen Schwierigkeiten werden wahr-
scheinlich für die meistcn, wenn nicht für alle. dieselben sein. Es 
ist die Aufgabe der sozialistischen Parteien und Gewerkschaiten 
aller Lände r, ihre PrODaganda zugunsten der Erhöhung des allge. 
meinen gesetzlichen Mindestalters fü r das Schulentlassungsalter so 
lange fortzusetzen, bis kein Kind mehr vor dem 16. Lebensjahre die 
Schule verläßt. 
Oflentliclle Arbeiten. 
Im Gegensatz zu den kapitalistischen Auffassungen, die in Zei-
ten der Wirtschaftskrise die Einschränkung der Staatsausgaben 
fordern, kann nur die höchshnöglichste Steigerung des öffentlichen 
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Aufwandes für produktive Arbeiten in Zeiten der Krise das Miß-
ve rhältnis zwischen der Leistungsfähigkeit der prod uktiven Kräfte 
der Nationen und dem hinter ihr zurückgebliebenen Konsum mildern. 
Die Bekämpfung der wirtschaftlichen Krisen erfordert eine plan-
mäßige öffentliche Investitionspolitik, die die öffentlichen Arbeiten 
auf Zeiten großer Arbeitslosigkeit zu konzentrieren und dadurch 
sowohl die konjunkturmäßige Arbeitslosigkeit als a uch die Saison-
Arbeitslosigkeit einzuschränken in, der Lage ist. 
Zu diesem Zwecke müßte in jedem Staat eine nationale Stelle 
errichtet werden, welche auf Grund eines für längere Zeit im voraus 
ausgearbeiteten Investitionsprogramms die zur Durchführung dieses 
Programms erforderlichen Arbeiten und Bestellungen auf Zeiten 
großer Arbeitslosigkeit konzentriert. 
Diese Methode, den Beschäftigungsgrad gleich mäßiger zu ge-
stalten, wird desto wirksamer sein, je größer der Anteil des Staates 
und der Gemeinden an der Gesamtwirtschaft ist. Die Erweiterung 
dieses Anteils ist daher eine Voraussetzung wirksamer Beeinflussung 
des Beschäftigungsgrades durch das Gemeinwesen. 
Andererseits wird das Gemeinwesen desto mehr Mittel für pro-
duktive Ausgaben ve'rfügbar ha'ben, je weniger es durch militärische 
Ausgaben belastet sein wird. 
In einem späteren Zeitpunkt wird es möglich sein, die öffentliche 
Arbeit auch in internationalem Maßstab als Mittel, den Beschäfti· 
gungsgrad gleichmäßiger zu gestalten, zu benützen. Dazu bieten 
Arbeiten internationaler Natur, wie zum Beispiel die Vereinheit-
lichung ·des Elektrizitätswesens, der Bau und Unterhalt von inter-
nationalen Verkehrswegen oder der Bau von Verkehrswegen in 
rückständigen Ländern, andererseits eine planmäßige internationale 
KredHpoHtik die Möglichkeit. 
Aber auch die Aufwendungen für die Volksbild ung, die Volks-
hygiene und die sozialen Eimicht ungen dürfen in der Zeit de r Wirt-
schaftskrise nicht gesenkt we rden. Ihre Herabsetzung würde ebenso 
wie die ,Herabsetzung der Löhne. deren Ergänzung sie bilden, die 
Wirtschaft-skrise nicht mildern, sondern sie nur durch Verkleinerung 
der Konsumkraff' der Massen verschärfen. 
Arbeitslosen versicherung. 
Die FOf'derung auf Schaffung oder Erweiterung eines Systems 
der Arbeitslosenversicherung mu ß im Hinblick auf das unabding-
bare Recht jedes Menschen auf ein anständiges Auskommen er'hoben 
werden. Die Arbeiterklasse ist weder für das jetzige wirtschaftliche 
System noch für seine fehler verantwortlich und kann deshalb nicht 
gezwungen werden, seine Schäden auf sich zu nehmen. Die Gesell-
schaft verfügt über hinreichende HilfsQueJlen, um jedem ihrer Mit-
glieder jene Existenzmittel zu geWährleisten, die dem- jetzigen Grad 
der technischen und sozialen Entwicklung entsprechen. Die Gesell-
schaft hat deshalb in erster Linie die gebieterische Pflicht, jedem 
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Menschen die seinen Fähigkeiten und Kenntnissen angemessene Ar-
beit zu verschaffen. Ist sie dazu nicht imstande, so soll einem solchen 
Menschen ohne jegliche Einschränkung eine angemessene und hin-
reichende gesetzliche Unterstützung gewährt werden, ohne daß 
diese irgendwie den Charakter der Wohltätigkeit hat. 
Die Arbeiterklasse soll von den Regierungen sofortige und zweck-
entsprechende Maßnahmen zur Schaffung oder 'Erweiterung des 
Systems der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung verlangen. Die 
Wirksamkeit der Arbeitslosenversicherung soll auch auf die Kurz-
arbeiter ausgedehnt werden. 
Rationalisierllllg. 
Unter der Herrschaft des kapitalistischen Wirtschaftssystems 
sind die Wirkungen, die von der Rationalisierung auf die Arbeiter-
schaft ausgehen, widerspruchsvoll. Neben der Anwendung technisch 
iiberlegener Verfahren und der Ausschaltul,1g von Kraft- und Stoff-
verschwendung in der Gütererzeugung und in der Güterverteilung 
werden unter der falschen Flagge der Rationalisierung vielfach auch 
Methoden zur Anwendung gebracht, die lediglich geeignet sind, einen 
Druck auf die Arbeiter auszuüben, das Arbeitstempo zu beschleu-
nigen, die Arbeitskraft rücksichtslos zu vera usgaben und vorzeitig 
zu verzehren. Aber auch die echte Rationalisierui1g ist in de r kapi-
talistischen Wirtschaft fast immer mit der Freisetzung von Arbeits-
kräften verbunden, und besonders nach einer Periode stü rmischer 
Rationalisierung, wie sie das letzte Jahrzehnt darstellt, wird durch 
sie das Heer der Arbeitslosen vergrößert. Im Gegensatz zur kapi-
talistischen Rationalisie rung kämpft die Arbeiterklasse um eine ratio-
nelle Gesellschaftsordnung, die die Rationalisierung aus einer Quelle 
der Arbeitslosigkeit und der Oberarbeit zu einer Quelle des Wohl-
standes aller macht. 
1. Die internationale Arbeiterbewegung erhebt mit allcr Ent-
schiedenheit die forderung, daß die Durchführung der Rationa-
lisie rung - im besonderen, weil sie in der Regel mit einer Frei-
setzung von Arbeitskräften verbunden ist - nicht ausschließlich 
als cine Angelegenheit der Unternehmer angesehen wcrden darf, 
sondern daß über die besten Methoden der Verwendung der Arbeits-
kräfte in einem Gewerbe stets mit den Gewerkschaften beratschlagt 
werden muB. Die gewerkschaftlichen Vertretungen müssen bei der 
Einführung neuer Verfahren oder bei organisatorischen Umgestal-
tungen die Möglichkeit haben, die Interessen der arbeitenden Men-
schen wirksam zu ve rtreten und zu verhüten, daß die Rationalisie-
rung zu einem Raubbau an der Arbeitskraft wird. 
2. Um die Freisetzung von Arbeitern und Angestellten durch die 
Rationalisierung nach Möglichkeit zu bC5(:hränken, oder um sie be-
schleunigt zu überwinden, muß gefordert werden, daß jede Steige-
rung der Produktivität der Arbeit durch technische ode r organi-
sato rische Neuerungcn unmittelbar verbunden sein muß mit einer 
Verkürzung der Arbeitszeit und einer Erhöhung der Reallöhne. Diese 
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Erhöhung der Reallöhne kann allein die Steigerung de r Massenkauf-
kraft bringen, die einer erweiterten Produktion auch die ent-
sprechenden Absatzmöglichkeiten schafft. • 
3. Für die gesamte Zeit der Freisetzung von Arbeitern und Ange-
stellten muß ihre hinreichende Ve rsorgung, sei es durch den Ausbau 
oder die Einrichtung der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung, sei 
es durch besondere Unterstützungen, gesichert werden. 
4. Die Unternehmer sehen die Erhaltung und Verbesserung ihrer 
technischen Einrichtungen als notwendig an. Viele Unternehmungen 
schaffen deshalb Reserven nicht nur zum Zwecke der Abschreibung, 
sondern auch, um ihre Maschinen durch moderne Typen zu ersetzen, 
bevor sie abgenutzt sind. Es ist notwendig, daß die Unternehmer die 
gleiche Sorgfalt, die sie ihren Maschinen angedeihen lassen, auch 
der Arbeitskraft zuwenden. 
5. Die Mittel der staatlichen Wirtschaftspolitik müssen mit allem 
Nachdruck eingesetzt werden, um für die freigesetzten Arbeitskräfte 
neue Arbeitsgelegenheiten zu schaffen. Es müssen alle Maßnahmen 
getroffen werden, um die freigesetzten Arbeiter zu einer Betätigung 
auf anderen Gebieten zu befähigen. Bei der Überführung der Ar-
beitskräfte in andere Berufszweige dürfen sich ihre Arbeitsbedin-
gungen zum mindesten nicht verschlechtern. 
Nicht tegen die Rationalisierung, sondern gegen ihre Enta rtung in 
der kapitalistischen Wi'rtschaft richtet sich der Kampf der Arbeiter-
schaft. Sie erhebt ihre Forderungen auf Mitbestimmung, auf gerechte 
Verteilung der Früchte der Rationalisierung, auf eine Ve rkürzung 
der Arbeitszeit, auf Schutz der freigesetzten Arbeitskräfte und auf 
planmäßige Wiedereingliede rung der Arbeitskräfte in den Wirt-
schaftsprozeß, um die Interessen der Arbeite r und Angestellten in 
der gegenwärtigen L·age nach Möglichkeit zu schützen und gleich-
zeitig, um den widerspruchsvollen Prozeß der Entfaltung der pro-
duktiven Kräfte in der kapitalistischen Wirtschaft in einen plan-
vollen, den Interessen aller a rbeitenden Menschen dienenden Prozeß 
des Aufstieges umzuwandeln. 
Kartelle und Monopole. 
Während der letzten Jahre ist der Proxeß de r Ausschaltung der 
freien Konkurrenz und ihrer Ersetzung durch Kartelle, Trusts und 
ähnliche Organisationen innerhalb des Kapitalismus in beschleunig-
tem Tempo vorangeschriHen. Demzufolge beherrschen jetzt die 
monopolistischen Organisationen wichtige Märkte, und sie sind ent-
scheidende Faktoren geworden in der Bestimmung der Produktions-
menge, de r Güterverteilung und der Preisfestsetzung. Obwohl diese 
Entwicklung 'in einigen Ländern weiter voran geschritten ist als in 
anderen, und obwohl sie vielerlei Formen angenommen hat, stellt sie 
doch eine Tendenz dar, die in allen Industrieländern zu verzeichnen 
ist. Die monopolistische Organisation überschreitet auch bereits die 
nationalen Grenzen, denn internationale Kartelie und Konzerne ge· 
winnen ständig an Bedeutung. 
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Die Errichtung von vollkommenen ode r teilweisen MonopolsteI-
lungen auf allen Gebieten <Ier Industrie verstä rkt die Machtstellung 
der zusammengeschlossenen kapitalistischen Gruppen und bedeutet, 
sofern sie sich ungehindert auswirken kann, eine schwe re Gefahr 
für die Arbeiterschaft und für die Verbraucher im allgemeinen. Auf 
der ande ren Seife muß anerkannt werden, daß die Entwicklung der 
industriellen Zusammenschlüsse einen Schritt in der Richt ung zu 
einer fortgeschrittenen Stufe der kapitalistischen Wi rtschaft dar-
stellt, und daß die monopolistischen Organisationen ei nen Ansatz-
punkt bedeuten können für eine Entwicklung zur planmäßigen Re-
gelung der Wi rtschaft, wie sie die' Arbeiterschaft im Soziali'smus an-
st rebt. Deshalb kann die Arbeiterschaft sich nicht allgemein gegen 
eine ökonomische En twicklung wenden, sondern sie muß die öifent-
liche Kontrolle und Führung der monopolistischen Organisationen 
fordern. Diese Forderung wi rd besonders dringlich, weil die Preis-
politik der monopolistischen Orga nisationen seh r oft geeignet ist, 
die Wirtschaftskrise zu verschä rfen und damit zu ve rgröße rter Ar-
beitslOSigkeit zu führen. Um dem entgegenzuwirken, we rden fol-
gende Forderungen aufgestellt: 
1. Monopolistische Zusammenschlüsse aller Art solle n unter die 
Kontrolle der Öffentlichkeit gestellt werden durch öffentliche Ein-
richt ungen, an denen die Gewerkschaften und die Konsumgenossen-
schaften mitzuwirken haben. 
2. Die überwachung der Preisbildung soll eine der Aufgaben die-
se r öffentlichen Kontrolleinrichtungen sein. 
3. Für die internationalen Ka rtell e und Trusts ist eine internatio-
nale überwachung zu fordern, und um die praktischen Schwierig-
kei ten der intemationalen Kontrolle zu verringern, soll diese Auf-
gabe einem dem Völkerbund angegliederten Organ übertragen we r-
den. Die Mitarbeit des Internationalen Gewerkschaftsbundes und der 
internationalen Genossenschaftsbewegung ist dabei unbed ingt zu 
sichern, wie immer die Kont rolle ausgeübt werden mag. 
4. Als eine notwendige Vorstufe fü r eine wirksame Kontrolle der 
Monopole und Kartelle ist national wie international die weitest-
gehende Publizität in bezug a uf die Finanz- und Wirtschaftsgeba-
rung de r monopolistischen Organisationen notwendig; sie muß 
a uf dem Wege der internationalen Ve reinbarungen erzwu ngen 
we rden. 
Beziehungen (Ier Agrarkr ise zur Industriekrise. 
Die Agrarkrise ist nicht eine allgemeine Kr ise der Landwi rt-
schaft. Charakter und Verlauf de r Krise sind in den einzelnen Zwei-
gen der Agrarwirtschaft verschieden. Sie si nd anders in der Vieh-
und Milchwirtschaft, im Weinbau und anders in der Produktion von 
Getreide und von agra rischen Rohstoffen (Baumwolle, Gummi, 
Zucker, Kaffee usw.). Selbst gleicha rtige oder ähnlich gestaltete 
Zweige der Landwirtschaft sind verschieden krisenempfindlich, je 
nach den besonderen P roduktionsverhältnissen und den Handels-
beziehungen. 
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Als Hauptursache dcr Agrarkrise sind zu betrachten: die Aus-
dehnung der Anbauflächen, die starke technische Umwälzung der 
agrarischen Produktions- und Hilfsmittel (Maschinen, Geräte, Dün-
gemitten, der Ersatz organischer durc'h synthetische Rohstoffe. 
Die Agrarkrise ist nicht die Ursa'che der Industriekrise, diese 
wird abe r durch die Agrarkrise verschärft. Das Zusammenfallen von 
Agrar- und Industriekri'se bedeutet eine Verschärfung und Verlän-
gerung beider . 
Eine besondere Schwierigkeit für die Landwirtschaft ist aus dem 
wachsenden Auseinandergehen der Preise der Agrar- und Industrie-
produkte (die Preisschere) entstanden. Im allgemeinen sind die Roh-
stoffpreise beweglicher als die Preise der Fertigprodukte. Das Er-
gebnis ist eine Schwächung der Kaufkraft der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung. Die Schwierigkeiten für die Industrie werden dadurch 
noch gesteigert. 
Während der Produktenerlös in der Landwirtschaft in vielen 
Fällen auf oder unter das Preisniveau der Vorkriegszeit gesunken 
ist, ste'hen die Konsumpreise i'nfolge einer unrationellen Organisation 
der landwirtsclmftlichen Produktenverteilung erheblich über di'esem 
Niveau. Die Folge ist eine Schwächung der Kaufkraft der Konsu-
menten und dadurch die Erschwerung des Absatzes landwirtschaft-
licher Erzeugnisse. 
Durch eine Rationalisierung der Landwirtschaft (Flurbereinigung, 
Ausbau der landwirtschaftlichen Binkaufsgenossenschaften, gemein-
schaftlicher Erwerb gewisser landwirtschaftlicher Maschinen usw.) 
ist eine Senkung der Produktionskosten, durch Qualitätsverbesse-
rung eine Steige rung der AbsatzmöglichkeIten herbeizuführen. Auf 
diese Weise wird das GleichgeWicht zum Rationa~isierungsprozeß 
in der Industrie hergestellt. 
Die Verbesserung der Verkaufsorganisation ist anzustreben durch 
die Förderung der landwirtschaftlichen Verwertungsgenossenschaf-
ten und Schaffung sowie Ausbau enge r Verbindungen mit der Kon-
sumgenossenschaftsbewegung. 
Der Kampf gegen die industriellen Hochschutzzölle und gegen 
die übersetzten Kartellpreise ve rmag der landwirtschaftlichen Be-
völkerung weitere Erleichterung zu verschaffen. 
Agrar,ische Hochschutzzölle sind nicht das geeignete Mittel, um 
der Landwirtschaft zu helfen. Sie belasten stets einen Teil der bäuer-
lichen' Bevölkerung (Klein- und Mittelbauern. Landarbeiter), sie 
schränken den Absatz von landwirtschaftlichen Produkten ein, zie-
hen industrielle Schutzzölle nach sich, die wiederum die' Landwirt-
schaft belasten, stören den internationalen Handel und verschärfen 
dadurch die allgemeine Krise. 
Die Schaffung staatlicher Handelsmonopole, insbesondere des 
Getreidemonopols, vermag in wirksamer Weise die Interessen der 
Landwirtschaft zu schützen und den Gegensatz zwischen der land-
wirtschaftlichen Bevölkerung und den städtischen Konsumenten zu 
mildern. 
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Zollpolitik, Protektionisllllls, Dlllllping. 
Der Protektionismus ist nach dem Kriege bedeutend ve rschä rft 
und ausgedehnt worden. Die meisten Staaten haben die Zölle weit 
höher festgesetzt als vor dem Kriege. Die Schutzzölle sind mit an· 
deren, zum Teil noch gefährlicheren Methoden des Protektionismus 
verbunden worden. Neue Staaten sind entstanden, die ihren Waren· 
austausch mit den Gebieten, mit denen sie früher politisch und wirt-
schaftlich ve rbunden gewesen sind, ,durch hohe Schutzzollmauern 
behindern. Militärische Erwägungen veranlassen die Staaten, durch 
exzessive protektionistische Politik neue Industrien, die im Kriegs-
falle Bedeutung haben, ohne Rücksicht aui ihren friedensbedarf an 
den Erzeugnissen dieser Industrien aufzuzüchten. 
Die Krise der Weltwirtschaft hat diese protektionistischen Ten-
denzen noch wesentlich verschärft. Die Staaten versuchen es, sowohl 
die Industriekrise als auch die Agrarkrise mit protektionistischen 
Methoden zu bekämpfen. Selbst in den Ländern, die bisher am frei-
handel festgehalten haben, sind protektionistische Tendenzen 
erstarkt. 
Die Industrien, die sich auf dem inneren Markte hinter Schutz-
zöllen verschanzen, oder die besondere Exportprämien genießen, 
werfen ihre Produkte, die sie bei den durch die Zölle garantierten 
hohen P reiscn · auf dem innercn Markte nicht absetzen können, zu 
Schleuderpreisen auf den Weltmarkt. Durch das massenhafte Dum-
ping wird der Weltmarkt desorganjsierl. Begünstigen die Zölle das 
Dumping, so iührt die Desorganis.ation des Weltma rktes du rch die 
Dumping!>Teise zu neuen Best rebungen nach erhöhten Zöllcn. 
Alle diese Erscheinungen haben bisher schon die intcrnationale 
Wirtschaftsk rise empiindlich verschärft. Wenn die Zölle immer mehr 
erhöht werden und wenn auch dic Länder, die bisher noch am frei-
handel fcstgehalten haben, in den Wctt.kampf der Zölle hilleingezo~ 
gen werden, so wird die Lage der Weltwirtschaft noch weitcr ver~ 
schlechtcrt wcrden. 
Angesichts dieser Gefahr sind organisierte internationalc An-
strengungen zur Bekämpfung des exzessiven Protektionismus und 
insbcsondere zum Abbau der Zoll mauern eine unabweisbarc Not-
wendigkeit. 
Oie Kommission erklärt daher: 
I. Es ist Pflicht der Arbeiterbewegung in allen Ländcr n, deli 
stärkstmögHchcn Druck auf ihre Rcgierungen auszuüben, damit sie 
die in Genf abgeschlossene Konvention über den Zollwaffenstill-
stand unverzüglich ratifizieren. 
2. Es ist Pflicht der Arbeite rbewegung in aJ1en Ländern, dcn 
stärkstmöglichen Druck auf ihrc Regierungen auszuüben, damit sie 
den Vorschlag der britischen Arbeiterregierung, Konventionen über 
dic Herabsetzung der Zölle für einzelne Warengruppen abzuschlie-
ßcn, aufnehmen, und, sobald die Verhandlungen über solche Konven-
tionen beginncn, die Haltung ihrer Regierungen in diesen Verhand-
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lungen wachsam zu beobachten und ihren ganzen Einfl uß auszuüben, 
damit diese Verhandlungen zu positiven Ergebnissen, zu möglichst 
weitgehender Herabsetzung der Zölle führen. 
3. Die Jnternationale Arbeiterbewegung forde rt die inte rnationale 
Zusammenarbeit unter Führung des Völkerbundes und der Inter-
nationalen Arbeitso rganisation oder in einer anderen geeigneten 
Fo rm, mit dem Ziel, an die Stelle des jetzt he rrschenden·, durch den 
Wirtschaftlichen Nationalismus hervorgerufenen Chaos eine plan-
mäßige Ordnung der Weltwir~schaft zu setzen. 
Geld UI/(I Kredit. 
Die Politik der Notenbank übt nicht geringen Einfluß auf die 
wirtschaftliche Entwicklung der einzelnen Länder. 
Hat in den ersten Jahren nach dem Kriege die Inflation in vielen 
Ländern die Arbeiterklasse verelendet, so hat später in einigen Län-
dern eine deflationistische Politik schwere wirtschaftliche Erschüt-
terungen hervorgerufen. 
In Ländern, in denen die Stabilisierung der Währungen auf einem 
Kurse erfolgt ist, der höher war, als es der Kaufkraft des Geldes im 
Inlande entsprach, haben die Notenbanken auf die Preise und damit 
auch auf die Produktion einen empfindlichen Druck geübt, um die-
ses Mißverhältnis aufzuheben. 
Hat in den ersten Jahren nach dem Kriege die Inflation die Ar-
heiter verelendet, so hat später eine deflationistische Politik die 
Gläubigerklassen auf Kosten der Produktion bereichert und damit 
die Wirtschaftskrise und die Arbeitslosigkeit verschä rft. Wo dies 
geschieht, ist die Einstellung der deflationistischen Politik eine Vor-
aussetzung der Ueberwindung der Wirtschaftskrise. 
Allerdings ist eine Notenbankpolitik, die die Kaufkraft des Geldes 
auch nur relativ sta bil zu erhalten versuchte, nicht erreichbar, so-
lange jede einzelne Notenbank isoliert die Wechselkurse stabil zu 
erhalten hat. Wäre eine Geld- und Kreditpolitik, die sich zur Auf-
gabe setzte, die Kaufkraft des Geldes stabil zu erhalten, in vollkom-
menerer Weise nur bei einer einheitlichen internationalen Wäh rung 
und nur durch eine Ve reinheitlichung des Notenba nkwesens der 
Welt möglich, so kann selbst jene sehr unvollkommene Stabilisie-
rung der Kaufkraft des Geldes, die heute schon, ber Fortbestand 
der nat ionalen Währungen, denkbar wäre, nur durch ein sehr enges 
Zusammenwi rken der Notenbanken ermöglicht werden. 
Ein solches Zusammenwirken der Notenbanken allein würde es 
ermöglichen, die übermäßige Geldanhäufung in einzelncn Lä ndern 
zu bekämpfen und für eine glcic}lmäßige rc Verteilung des Geldes in 
der Weltwirtschaft zu sorgen. Sie wü rde die Kapitalfl ucht, die ge-
rade kapitalsa rmen Ländern Kapital entzieht und dadurch die Krise 
verschärft, einzudämmen ermöglichen. 
Eine solche auf die planmäßige Bekämpfung der Wi rtschafts-
krisen gerichtete Notenbankpolitik würoe in jedem FaHe die Demo-
kratisierung der Notenbanken, das heißt: ihre wirksame Kontrolle 
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durch die l(egierungen und die Mitwirkung von Vert retern der Ar-
beiterorganisationen an ihrer Leitung voraussetzen. Eine Voraus-
setzung einer solchen Notenbankpolitik ist ein Zustand gesicherten 
Friedens und eine Atmosphäre des Vertrauens zu der friedlichen und 
demokratischen Entwicklung in allen Staaten. 
Aus diesen Erwägungen ergeben sich folgende Forderungen: 
1. Demokratisierung der Notenbanken. 
2. Intensivierung der internationalen Zusammenarbeit de r Noten-
banken und Verwandlung der B. J. Z. in ein Organ enger 
Kooperation der Notenbanken. 
3. Einstellung aller deflationistischen Politik der Notenbanken. 
4. Eine internationale Kreditpolitik der Notenbanken zu dem 
Zweck der gleichmäßigeren Verteilung des Geldes in der Welt-
wirtschaft und zur Eindämmung der Kapitalflucht. 
Politische Faktoren der W/irfschaltskrise. 
I. 
Da die ständige politische Unr uhe unzweifelhaft die Wirtschafts-
krise verschärft, ist die erste Voraussetzung der Besserung der 
wirtschaftlichen Lage die Sicherung des Friedens. Nur de r konsoli-
dierte F riede ermöglicht eine auf Vertrauen gegründete Zusammen-
arbeit zwischen den Nationen, mit dem Ziel einer alle umfassenden 
Organisation der Poduktion und des Austausches, und der Schaf-
fung eines wahrhaften, immer größerer Expansion fähigen Welt-
marktes. 
Wenn so die Festigung des friedens unerläßliche Vorbedingung 
für iede wirksame wirtschaftliche Zusammenarbeit ist, so ist nicht 
weniger gewiß, daß diese Zusammenarbeit ihrerseits eines der wich-
tigsten Mittel für die Konsolidierung des Friedens darstellt. Die im 
Zeichen des Völkerbundes zugunsten einer wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit zwischen den Staaten eingeleiteten Bemühungen müssen 
unterstützt werden. Es obliegt der Arbeiterbewegung iedes Lan-
des, auf ihre l(egierung einen Druck auszuüben, um sie zu veran-
lassen. sich an diesem Werk zu beteiligen. Die Beseitigung aller 
dem Import und Export entgegenstehenden Hindernisse, Beendi-
gung der Zollkriege, entschlossenes Vorgehen auf dem Wege der 
aufeinander abgestimmten und allgemeinen Herabsetzung der Zölle. 
der Abschluß gleichartiger Vereinbarungen mit mehreren Staaten, 
worin sich am leichtesten der gemeinsame Verständigungswille mit 
verschiedenen Völkern ausdrückt, das sind wirksame Mittel, um zur 
Lösung der Krise beizutragen. 
11. 
Die Schaffung eines dauerhaften Friedens setzt selbstverständ-
lich die Entwicklung des Völkerrechtes, der Schiedsgerichtsbarkeit 
und der internationalen Gerichtsbarkeit, die Entwicklung von Or-
ganisationen voraus, . die imstande sind, über die Aufrechterhaltung 
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des Friedens zu wachen und ihn zu sichern. Der Kelloggpakt, die 
Generalakte für die friedliche Regelung internationaler Streitfälle, 
die Fakultativklausel sind die ersten Schritte auf dem Wege zu die-
sem Ziel. 
Aber der Friede wird erst dann gesichert sein, wenn man ent-
schlossen den Weg zur allgemeinen und- gleichzeitigen Abrüstu ng 
betritt. 
Das zu verfolgende Ziel muß sein, die Gleichheit aller Staaten 
in der Abrüstung zu schaffen, abe r nicht, indem man die entwaffne-
ten Länder wiede r aufrüstet, sondern durch eine bedeutende Herab-
setzung der Rüstungen der anderen Länder und dadurch, daß mall 
überall auf der Grundlage der absoluten Gleichheit die' internationale 
Kontrolle schafft und zwar, was vielleicht noch wichtiger ist, die 
offene, öffentliche, in ihrem Wesen wirksame Kontrolle, die aus der 
vollkommenen Funktion der demokratischen Institutionen erwächst. 
Die Abrüstungskonferenz muß ohne unnütze Verzögerung zusam-
mentreten und die solange erwartete Konvention endlich abge-
schlossen werden und in Kraft treten. 
Die Arbeiterbewegung kann es keineswegs zulassen, daß man zu 
einer einfachen Beschränkung der Rüstungen oh ne Herabsetzung 
komme. Ihre Lasten sind untragbar, sie stellen an sich eine ernste 
Ursache wirtschaftlicher Störungen dar. Sie steigern ungeheuer-
lich die Kriegsgefahr. Sie aufrecht zu erhalten, wäre eine Heraus-
forderung an die Vernunft und an den gesunden Menschenverstand. 
Es muß daher sofort eine entschiedene Herabsetzung durchgeführt 
werden. ' Diese Herabsetzung muß zugleich alle Teile der militäri-
schen Bestände, die Friedens- und Kriegsstände, das Kriegsmaterial, 
die Militärausgaben und die Dienstzeit in den Ländern mit allge-
meiner Wehrpflicht betreffen. 
111. 
In wirtschaftlicher wie in politischer Hinsicht ist die engere Ver-
bindung der europäischen Staaten eine dringende Notwendigkeit. 
Man muß aber um jeden Preis vermeiden, daß die europäische 
Zusammenarbeit gegen einen Staat oder eine Staatengruppe ge-
richtet sei oder daß sie zu einem europäischen Protektionismus 
entarte. 
Die Verständigung wird nur dann wirklich dauerhaft und die Zu-
sammenarbeit nur dann wirklich aufrichtig sein, wenn die Demokra-
tie auf dem ganzen Gebiet des Kontinents wieder hergestellt und das 
ökonomische Leben des Kontinents nicht mehr durch Schutzzölle 
ode r andere im Geiste des wirtschaftlichen Nationalismus geschaf-
fene künstliche Einschränkungen gedrosselt werden wird. Schon 
jetzt kann etwas getan werden, aber nichts Dauerhaftes wäre zu 
erreichen, wenn man vom Prinzip der absoluten Souveränität der 
Staaten ausgeht. 
Es ist notwendig, daß Europa sich im Rahmen des Völkerbundes 
konstituiere, aber es ist ebenso notwendig, daß Maßnahmen ge-
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1roffen werden, um eine Verständigung mit den Nichtmitglieds-
Staaten (Rußland und Türkei) zu enzielen, um ihnen zu ermöglichen, 
an de r gemeinsamen Aktion teilzunehmen. 
Das Ziel der Konstituierung Europas muß es sein, bei allen Mit-
gliedern das Gefühl ihrer gemeinsamen Interessen zu entwickeln, 
diese Interessengemeinschaften zu vermehren und damit die Atmo-
sphäre zu schaffen, in der alle zwischen den Mitgliedstaaten be-
stehenden Schwierigkeiten nicht mehr im Geist e des Krieges, -de r 
in Versailles noch herrschte, sondern im Geiste des Friedens gelöst 
we rden können. 
IV. 
Die großen Zahlungen, die Deutschland als Reparationen an 
'seine Gläubiger und diese als Kriegsschukfen an die Vereinigte n 
Staaten zu leisten haben, haben schon bisher wesentlich dazu beige-
1ragen, die Weltwirtschaft zu desorganisieren, und drohen, in Zu-
kunft das in noch höherem Maße zu tun. 
Der bedeutende Rückgang (Jer P reise in der Zeit der Weltwirt-
schafts'krise hat den Realwert aller dieser Zahlungen bedeutend 
erhöht. 
Kndererseits können diese Zahlungen auf die Dauer nicht anders 
als in Waren geleistet werden. Ihre Leistung in Waren stößt aber 
auf immer größere Schwierigkeiten, je mehr die Oläubigerstaaten 
ih re Zollmauem erhöhen. miese Schwie rigkeiten verstärken be-
deutend die allgemeine Tendenz zu Sclileuderexporten, die den 
Welfm:.t'rk't desor.ganisieren. 
I:>abei muß e"rw'ähn't werden, daß von den Summen, die von 
Deutschland an seine direkten Gläubiger zu za hlen sind. ungefähr 
zwei Drittel von diescn wiederum an andere Gläubiger gezahlt wer-
den müsscn. Wenn der amerikanische Schuldennachlaß, der vom 
aufgeklärteste n Teil der amerikanischcn. öffentlichen ,Meinung ge-
fordert wird, verwirklicht werden könnte, würde gemäß dem Haa-
ger 'übereinkommen de r Vorteil dieses Schüldennachlasses zum grö-
ßer:en teil an Deutschland übertragen werdcn. Die aus dem Krieg 
hervorgegangenen finanziellen .Probleme würden dann auf ein 
Ausmaß reduzier.t werden, das ihrer endgültigen Lösung keine ern -
sten Schwierigkciten mehr bieten würde. 
Eine solche Herabsetz;ullg der .aus dem Kriege hervorgegange-
nen intcrnationalen Zahlungs\lerpflichtungen wäre unzweifelhaft ein 
seh r wirks..'lmes Mittel, die Schwierigkeiten der Weltwirtscbaft zu 
überwinden. E-s unterliegt jedoch keinem Zweifel, daß die öffent-
liche M-einung in den Vereinigten Staaten für~ei nell Schuldennachlaß 
nicht gewonnen ,werden kann, solange ,die Gefahr besteht, daß eu-
ropäische Staaten die finanzieJle Erleichteru ng zur Ve rstärkung 
ihrer Rüstungen benutzen. Eine wirksame Herabsetzung der Rü-
stungen wird also die Bemühungen um die liqUidation der aus dem 
. Kriege hcrvo'rgegangencn Zahtungsverpßichmngen erleichtern und 
[Sie ',wird au-ch damit 'eine V!?Iraussetumg de r Beseitigung ciner der 
Hauptursachen der rtiefgehenden Störung der Weltwirtschaft. 
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V. 
cu ropa lebt immer noch unter dem Regime von Versailles und 
eine der Tatsachen. die am meisten die Zukunft des Friedens be-
drohen, ist die immer deutlicher we rdende Gefahr einer Trennung 
der Staaten in zwei feindliche Gruppen, von denen die eine sich die 
Revision der Verträge als Ziel setzt. die andere auf deren Integrität 
beha rrt. 
c uropa kann ebensowenig wie ein Einzelstaat unter der Herr-
schaft einer unabänderlichen Verfassung leben. Es muß. wenn es 
immer wiederkehrende Erschütterungen vermeiden will, eine Me-
thode finden, die die Verfassungsrevision durch die kollektive 
Willenskundgebung der Staaten ermöglicht. Schon der Artikel 19 
der Völkerbundssatzung enthält den Grundsatz eines solchen Ver-
fahrens. 
Aber so sehr Europa eines Mechanismus zur friedlichen Abän-
de rung der Verträge bedarf, so müssen sich doch die Arbeiterpar-
teien und die Gewerkschaften mit ihrer ganzen Kraft dem Versuch 
des faschistischen Imperialismus Italiens widersetzen, unter der 
Flagge der Revision der Friedensverträge alle unzufriedenen Na-
tionen Europas um sich zu sammeln und seinem egoistischen und 
kriege rischen Imperialismus dienstbar zu machen. Die friedliche 
Fortbildung und Revision de r Verträge kann nicht durch Allianzen, 
die eine ernste Gefahr für den Frieden wären, erlangt werden, son-
dern nur du rch die friedliche Verständigung zwischen den Staaten, 
die im Kriege einander gegenüberstanden, und nur in einer Atmo-
sphä re gegenseitigen Vertra uens. Dies vorzubereiten, ist eine der 
wichtigsten Aufgaben der Internationalen. 
VI. 
Der italienische Faschismus hat nicht nur die Finanzen und die 
Industrie Italiens an den Rand des Ve rderbens gebracht. Er hat 
auch alle anti-demokratischen und friedensfeindlichen Tendenzen in 
einer großen Reihe von Ländern gestärkt. Die wirtschaftlichen 
Wirkungen der deutschen September-Wahlen haben gezeigt, wie 
sehr das Erstarken der faschistischen Tendenzen die Kredit- und 
Proouktionskrisc verschärft. 
Befreiung der unter dem Joche des Faschism us leidenden Staa-
ten; Beseitigung der Gefahr der Diktatur, die auf so vielen Ländern 
lastet; Durchsetzung einer wahrhaften Demokratie, auch auf wirt-
schaftlichem Gebiet - das sind die Haupterfordernisse der Gegen-
wart. selbst vom Standpunkt der Wiederherstellung der Wirtschaft 
~us und damit auch vom Standpunkt der Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit. 
VII. 
Dem Austausch zwischen den Sowjetrepubliken und dem übri-
gen Teil der Welt stehen gegenwärtig zahlreiche Hindernisse im 
Wege. Auch dies ist zweifellos eine der Ursachen der Stö rungen 
I. 50 
des wirtschaftlichen Gleichgewichts. Dies ist für die beiden In-
ternat iona len ein Grund neben ande ren, mit größerer Energie denn 
je die Wiederaufnahme normaler diplomatischer und die Förderung 
engerer wirts<:haftlicher Beziehungen mit der U. S. S. R. zu fordern. 
VIII. 
Die Völker Indiens, Chinas und die Kolonialvölker befinden sich 
zum Großteil gegenwärtig in einer schweren Krise. 
Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die internationale Wirt-
schaftskrise dadurch in zweifacher Weise verschärft wird: Einmal, 
weil die in großen Gebieten herrschende Unsicherheit die Aufträge 
für die moderne wirtschaftliche Ausrüstung dieser Länder zurück-
hält; ferner, weil die Lebenshaltung zahlreicher Völker - China 
und Indien allein umfassen ungefähr ein Drittel der Erdbewohner 
- eine derartig niedrige ist, daß sie nur in geringfügigem Maße als 
Abnehmer auf dem Welhnarkt in Betracht kommen. 
Es liegt im Interesse und es ist die Pflicht der Proletarier de r 
industrien fortgeschrittenen Länder, die von ihren Brüde rn in Asien 
und Afrika unternommenen Bestrebungen für die Verbesserung 
ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen zu unterstützen. Der ge-
werkschaftlichen und der politischen Internationale obliegt es. alle 
ihre Kräfte einzusetzen, um ihre Aktion in wirksamer Weise auf 
diese Weltteile auszudehnen. 
Die Proletarier der Kolonien und die Proletarier des Mutter-
landes müssen sich als Verbündete und nicht als Konkurrenten be-
trachten. Es ist unrichtig, wenn behauptet wird, daß die industrielle 
Entwicklung neuer Regionen notwendig die Absatzmä rkte der alten 
Industrieländer beeinträchtigen müsse. Vielmehr sind es einzig 
und allein die dem Proleta riat in den vom Kapitalismus eroberten 
Ländern aufgezwungenen elenden Arbeitsbedingungen, die ein der-
artiges Resultat zur Folge haben können. Man verhelfe ihm dagegen 
zu einem menschlichen Existenzniveau, und es wird sich zeigen, 
daß die Entwicklung ihrer Pr!;>duktion nur unsere Austauschmög-
lichkeite n mit einem Abnehmer steigern wird, der durch seine ei-
gene wachsende Prosperität an Bedeutung gewinnt. 
Es liegt im ;nteresse des gesamten Proletariats selbst, die kolo. 
nialen und halbkolonialen Arbeiter zu unterstützen, sowohl in ihren 
Bestrebungen für die Erkämpfung besserer Arbeitsbedingungen, 
wie in ihrem Kampf für die politische Befreiung. Denn eines hat 
jedenfalls der Lauf der Begebenheiten in den letzten Jahrzehnten 
endgültig bestätigt: daß nämlich ein Volk nur dann seine wah rhafte 
wirtschaftliche Reife zu erreichen vermag, wenn es zu gleicher Zeit 
auch seine nationale Befreiung verwirklicht und zwar nach Maß-
gabe seiner fort schreitenden politischen Entwicklung, jedenfalls 
aber so rasch, als es die Sachlage gestatlel. 
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Der Kampf um die Abrüstung. 
1. Um die Ausarbeitung des VertragselItwurfs. 
Die vom Brüssele r Kongreß beschlossene Resolution übe r "den 
Militarismus und die Abrüstung" forderte , daß "die Abrüstungs-
konferenz so bald wie möglich" einberufen und "die Arbeit der 
Vorbereitenden Kommission entsprechend beschleunigt" werde. 
Ein erheblicher Teil . der Arbeit der S. A. I. in der Berichts-
periode war dieser Aufgabe gewidmet: den Abschluß der Arbeiten 
der Vorbereitenden Kommission durchzusetzen und damit die Vor-
aussetzung für die Einbe rufung der Abrüstungskonferenz selbst zu 
schaffen. 
Die erste Exekutivsitzung, die nach dem Brüsseler Kongreß 
stattfand - sie tagte im februar 1929 in London -, behandelte die 
Aktionsmöglichkeiten de r S. A. I. zur Erfüllung dieser Aufgabe. Der 
Vorsitzende der Abrilstungskommission der S. A. 1. , A lb a r d a 
(Holland), hielt ein eingehendes Refe rat, an das sich eine ausführ-
Hche Oebatte schloß. Sodann wurde ein Aktionsprogramm be-
schlossen, das eine Petitionsaktion an den Völkerbund vorsah und 
die Maifeier des Jahres 1929 in noch gesteigertem Maße als sonst 
in den Dienst des Kampfes um die Abrüstung stellen wollte. Das 
Aktionsprogramm erklärte in bezug auf die Petition: Die Exekutive, 
die sozialistischen Parteien, ihre Organisationen und eventuell die 
Volksversammlungen, denen die nachfolgende Adresse zur Be-
schlußfassung vorgelegt wurde, senden von Jetzt ab die Adresse 
nach Genf zur Vorbere itenden Abrüst~ngskommissio ll. 
Die Adresse hatte folgenden Wortlaut : 
"Die (am 11. und 12. feb ruar 1929) in (Landon) tagende (Exeku-
tive -der Sozialistischen Arbeiter-Internationale) erwartet. daß die 
Vorbereitende Abrüstullgskommission des Völke rbundes ihre Arbeiten 
raschestens zu einem erfolgreichen Abschluß bringe, damit die allen 
Völkern der Erde feierlich gegebenen Abrüstungsve rsprechungen 
durch einen allgemeinen Vertrag endlich ih re Erfüllung finden. Sie 
erklärt, daß die Sehnsucht der Völker nach dem frieden bei den 
Regierungsvertretern in Genf ihren Ausdruck finden muß, damit 
die Organisation des Friedens wahrhaft zustande komme." 
Das Sekretariat wurde weiter beauftragt, mit dem Inte rnatio-
nalen Gewerkschaftsbund in Verbindung zu treten, um eine Parallel-
aktion herbeizuführen. 
Die Petitionsaktion hat im allgemeinen einen befriedigenden Ver-
lauf genommen, obgleich manche Länder durch wichtige Ereignisse 
der Innenpolitik sehr stark in Anspruch genommen waren - so 
Großbritannien und Dänemark durch die Wahlkampagne ~ und 
diese Aktionsform in anderen Ländern wieder vollkommen neu und 
daher nur unter Schwierigkeiten durchfiihrbar war. Immerhin ge-
lang es, gegen dreizehntausend Petitionen nach Genf abzusenden, 
wobei Holland und Schweden an der Spitze standen. Selbstver-
ständlich ist das Gewicht der einzelnen Petitionen sehr verschieden 
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gewesen. Es waren darunter Petitionen von kleinen Ortsgruppen 
und kleinen Versammlungen, andererseits aber Petitionen von 
Massenorganisationen mit Zehntausenden, ja Hpnderttausenden 
von Mitgliedern. Allerdings tritt dieser Unterschied zwischen den 
einzelnen Petitionen äußerlich in keiner Weise in Erscheinung. Für 
den Eindruck der Aktion spielt die Zahl der in Genf einlangenden 
Petitionen die Hauptrolle. Es zeigt sich also, daß die Form, die die 
sozialdemokratischen Parteien in Holland und Schweden der Aktion 
gegeben hatten, die weitaus wirksamste war.') 
Der Internationale Gewerkschaftsbund, sowie die ihm ange-
schlossenen Landeszenlralen sandten gleichfalls Kundgebungen nach 
Genf, in denen ebenfalls die Forderung nach der raschesten Be-
endigung der Arbeiten der Vorbereitenden Kommission und -der 
Einberufung der eigentlichen Abrüstungskonferenz ausgesprochen: 
wurde. 
überdies beteiligten sich an dem Petitionssturm, wie er von der 
S. A. I. organisiert wurde: die Sozialistische Jugend-Internationale, 
die Internationale Kommission zur Abwehr des Faschismus und die 
Sozialistische Arbeiter-SDortinternationale (SasO. 
Die Genossenschaftsinternationale und ihr Frauenkomitee haben 
eigene, mit der der S. A. I. parallel laufende Aktionen unternommen. 
Der Eindruck der in Massen eingehenden Petitionen im Sekre-
tariat des Völkerbundes war auße rordentlich stark. Zum ersten 
Mal gelang es, dem Unwillen der Arbeitermassen in allen Ländern 
über die unendlichen Verzögerungen, mit denen die der Abrüstung 
feindlichen Regierungen den Abschluß der Vorarbeiten hinaus-
schieben wollten, einen organiSierten Ausdruck zu geben. 
Einen Beweis für den starken Eindruck, den die Massenpetition 
in Genf machte, lieferte die Eröffnungsrede des Vorsitzenden der 
Vorbereitenden Abrüstungskommission, L 0 U don, am 15. April 
1929. Loudon wies auf einen hinter ihm befindl ichen Tisch, auf dem 
sich die Tausende von Petitionen der S. A. I. zu einem Berg auf-
häuften, und sagte: 
Die öffentliche Meinung wird ungeduldig - und mit Recht. Dafür 
habe ich einen deutlichen Beweis in der sehr großen Zahl von Briefen, 
die ich seit einigen Wochen als Vorsitzender Ihrer Kommission erhalten 
habe, Briefe, die überwiegend von Arbeiterorganisationen verschiedener 
'Länder stammen, darunter einigen, die Millionen Menschen vertreten. 
Diese Briefe bringen zum Ausdruck, daß man von der Vorbereitenden 
Kommission erwartet, daß sie in der 'kürzesten frist ihre Arbeiten er-
folgreich beende, damit die allen Völkern der Erde so feierlich gegebenen 
Abriistungsversprechen durcH den Abschluß eines allgemeinen Vertrages 
endlich ihre Erfüllung finden. E,ine gewisse Anzahl von Briefen verlangt 
die Einberufung der allgemeinen Abrüsfungs'konferenz für das Jahr 1929. 
Ich habe das Sekretariat ersucht, ein Dokumenf auszuarbeiten, das ein-
gehende Aufstellungen über die Zahl und die Quelle dieser Mitteilungen 
enthalten soll, die meines frachtens beweisen, wie sehr die öffentliche 
Meinung und insbesondere die der Arbeiterkreise der verschiedenen 
1) Im einzelnen wurde über die Petitionsaktion in der "Internationalen 
Information", 1929, (Nr. 5, 6, 9, 10, 11, 12, 15, 16) und der 'Beilage "Probleme 
des Völkerbundes" (Nt, 3) berichtet. 
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Länder die Notwendigkeit betont, die Arbeiten der Vorbereitenden 
'Kommission unverzüglich zu einem erfolgreichen Abschluß zu bringen. 
Es ist erfreulich, daß sich die öffenlliche Meinung in dieser Weise 
kundtut und ich wage zu hoffen, daß sie, unterstützt von einer ihrer 
wahren Verantwortung bewußten Presse in allen zivilisierten Ländern, 
die Regierungen immer mehr antreiben wird, deren Tätigkeit auf diesem 
Gebiet, noch mehr als auf Jedem anderen, von dem Willen der Völker 
in so hohem Maße abhängig ist. 
Am Nachmittag des gleichen Tages wurde eine Deputation der 
S. A, 1.. bestehend aus: A lb a r d a (Holland) , D e B r 0 u c k e re 
(Belgien), Ren a u de i (Frankreich) und W e i s (Deutschland) -
He n der s 0 n (Großbritannien) mußte mit Rücksicht auf die Wahl-
kampagne in Großbritannien auf die ursprünglich geplante Teil-
nahme an de r Deputation verzichten - von Loudon empfangen, 
Im Namen de r Deputation hielt D e B r 0 u c k e r e fo lgende An-
sprache an L oudo n: 
Herr Vorsitzender! Im Namen der Sozialistischen Arbeiter-Inter-
nationale haben wir Sie aufgesucht. 
Wir wollen · Ihre Aufmerksamkeit auf die Tausenden von Petitionen 
lenken, die Ih nen von allen Weltgegenden zugegangen sind und die alle 
von der Vorbereitenden Kommission fordern. daß sie ihr e Ar b ei t e n 
be s chI e uni ge, damit die alle Völkern der Erde so feierlic h ge-
gebenen Abrüstungsversprechen endlich erfüllt werden. 
Seien Sie sich bewußt, Herr Vorsitzender, daß die Absender der 
Petitionen die SChwierigkeiten der Aufgaben. die Sie und Ihre Kol(egen 
übernommen haben, nicht verkennen. Vielleicht darf ich Sie daran er-
·innern, daß derjenige, der heute in ih rem Namen spricht. die Ehre gehabt 
hat, an Ihrer Seite und unter Ihrer führung an dieser schwierigen Arbeit 
mitzuwirken. Er weiß aus Erfahrung, wieviele Schwierigkeiten sich auf 
ih rem Wege auftürmen. Er weiß. daß die Ausarbeitung einer inter-
nationalen Abrüstungskonvenlion ohne Zweifel zum Kompliziertesten und 
Heikelsteu in dieser juristischen und politischen Organisation des Frie-
dens gehört, die das Ziel des Völkerbundes selbst darstellt. Diese Er-
wägungen verlangen von uns Geduld, aber es wiirde IIns z.weilellos viel 
leichter fa llen, gedu ldig zu sein , wenn wir nicht so schwere Besorgnisse 
über den Erfolg der Arbeiten hegen müßten. 
Gewiß waren die Bemühungen Ihrer Kommission nicht vergeblich. 
Ihre zahlreichen Studien, die ihrer Unter-kommissionen und Komitees, 
haben, ,wenn sie auch nicht zu einer Einigung unter den Sachverständigen 
geführt haben, d(X:h wenigstens bewiesen, daß die Abrüstung technisch 
möglich ist und konkrete, genau bestimmte Methoden bestehen, sie er-
folgreich durchzu führen. Was die öffentliche Meinu ng in Bestürzung 
versetzt, ist, daß die Arbeiten. gerade seitdem man diese Methoden fest-
gestell t hat. ZII s tocken scheinen. Wie sollte man da nicht zur Schluß-
folgernng gelangen, daß es nun pol i t i s ehe 0 r Un d e sind, die die 
notwendige Einigung aller aufrichtigen Bestrebungen verhindern. 
Während der letzten Tagung der Bundesversammlung haben Sie. 
Herr Vorsi tzender, starke Worte ausgesprochen. Sie haben an die Völker 
appelliert und es scheint in der Tat, daß ohne ihren tätigen Willen kein 
Ausweg aus der gefahrvollen Situation besteht, die geschaffen wurde. 
Zum Allsdrnck dieses tätigen Willens der Völker haben wir bei-
tragen wollen, indem wir unseren .p e t j t ion s s t u r m organisierten. 
Es ist eine Strömung in der öffentlichen Meinung, die -wir schaffen 
wollen. für den Völkerbund ist eine -ihn lei tende internationale öffentliche 
Meinu ng ebenso unentbehrlich wie eine nationale öffentliche Meinung 
fü r die Regierungen der modernen Staaten. Ohne sie ka nn nichts Großes. 
Dauerndes und Fruchtbares geschaffen werden. Indem sich die öffenl-
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liche Meinung kundtut, laut wird lind sich Gehör erzwingt, wird sie der 
Versammlung der Regierungen es ermöglichen, im wahrsten und edelsten 
Sinne des Wortes zu einem Völkerbund ZII werden. 
Wir sind überzeugt, Herr Vorsitzender, daß uns e r e Pet i t ion e n 
die öffentliche Meinung t r eu wiedergeben, Ihre über-
wältigende Mehrheit will, daß man entschlossenen Schrittes zur Ab-
rüstung schreite, well der Frieden in einer vom Lärm der Waiien noch 
widerhallenden Welt nicht dauernd sein -kann und das Interesse des fr ie-
dens nun das oberste isi, vor dem Jede andere Erwägung zurücktreten 
muß. Die öffentliche Meinung will den Frieden. Sie wird nicht ermüden, 
ihren Willen mit steigender Kraft zum Ausdruck zu bringen, bis er 
Erfüllung f inden wird. 
Im Sinne der Londoner Beschlilsse war ein wesentlicher Teil des 
Maiaufrufs 1929 dem Kampf um die Abrüstu ng gewidmet. Der be-
t reffende Abschnitt lautete: 
An die A r beiter aller Länder! 
In einer Welt des wiedererstarkten Kapitalismus geht das inter-
nationale Proletariat daran, den Festlag der Arbeit zu feiern. 
Nirgends tritt uns das Gesicht des neubefestigten Kapitalismus 
drohender und brutaler entgegen, als in dem neu e n R ü s tu n g s -
w e I I lau f, der die Gefahren des Jahres 1914 wieder vor uns erslehen 
läßt und die gesamte Menschheit in einem Blutbad, gräßlicher denn je, 
zu ersticken droht, Und deswegen kämpft das P roletariat nicht alleiu 
lür seine <Klassenziele, sondern zugleich für die Sache der gesamten 
Menschheit. wenn es die Forderung erhebt, daß die feierlichen 
Abrüstungsve r sprechungen endlich ihre Erfüllung fin den. 
in dem vierten der vierzehn Punkte \V.[ Iso n s vom 8. Januar 1918 
wu rde gefordert: "Austausch angemessener Bürgschaften dafür, daß die 
Rüstungen der Völker auf das niedrigste mit der inneren Sicherheit zu 
vereinba rende Maß herabgeselzt werden," 
In den Friedensverhandlungen des Jahres 1919, als der Pakt des 
V ö I k erb und e s festgelegt wu rde, da anerkannten die Mächtigen 
dieser Erde im Artikel 8 dcr Satzung, "daß die Allfrechterhaltung des 
friedens es nötig macht, die nationalen R ü s I u n gen auf da s 
Mi n des t maß herabzusetzen, das mit der nalionalen Sicherheit und 
mit der Durchfüh rung der durch ein gemeinsames Handeln auferlegten 
jnternationalen Verpflichtungen vereinbar ist." 
Und noch einmal in der Einleitung zu Teil V des V, e r S a i I1 e r 
f r i e den s ve r t rag e s wu rde gelobt: "Um die Einleitung einer a 11-
gemeinen Rü stungsbeschränkung aller Nationen zu 
ermöglichen, verpflichtete sich Deutschland. die im folgenden nieder· 
gelegten Bestimmugen über das Landheer, die ·Seemacht und die Luft-
schifiahrt genau innezuhalten." 
Aber als die revolutionäre Welle in Mittel· und Osteuropa verebbte, 
als die Gefahr, daß sie nach Westellropa hinüberschlage, vorbei war, 
da zeigte sich, daß nirgends hinter all den so feierlich gegebenen Ver-
sprechungen der ehrliche Wille stand, sie zu verwirklichen, Wohl wu,rde 
ein ungeheurer Apparat ins Leben gerufen, der die Vorarbeiten fü r die 
Durchführung der Abrüstung leiten sollte. der niitzliche Arbeit voll-
brachte, - aber die Tat selbsl blieb ungetan. 
Seitdem die erste Versammlung des Völkerbundes am 
14. Dezember 1920 den Rat ersuchte. "einen Ausschuß einzusetzen, der 
dem Rat in naher Zukunft Vorschläge entsprechend der in Artikel 8 der 
Satzung vorgesehenen R ii s I u n g sei n sc h r ä n k u n g einreichen 
soU", ist eine immer umfangreicher werdende Organisation fü r die 
Vorbereitung der Abrüstung geschaffen worden. Ihre Arbeiten schienen 
von Erfolg gekrönt, als in England die Arbeiterregierung zur Macht karn. 
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ermöglichen, verpflichtete sich Deutschland. die im folgenden nieder-
gelegten Bestimmugen über das Landheer, die ·Seemacht und die Luft-
schiffahrt genau innezuhalten." 
Aber als die revolutionäre Welle in Mittel· und Osteuropa verebbte, 
als die Gefahr, daß sie nach Westeuropa hinüberschlage, vorbei war, 
da zeigte sich, daß nirgends hinter all den so feierlich gegebenen Ver-
sprechungen der ehrliche Wille stand, sie zu verwi rklichen, Wohl wlifde 
e in ungeheurer Apparat ins Leben gerufen, der die Vorarbeiten für die 
Durchführung der Abrüstung leiten sollte, der nützliche Arbeit voll-
brachte, - aber die Tat selbst blieb ungetan. 
Seitdem die erste Versammlung des Völkerbundes am 
14. Dezember 1920 den Rat ersuchte, "einen Ausschuß einzusetzen, der 
d em Rat in naher Zukunft Vorschläge entsprechend der in Artikel 8 der 
Satzung vorgesehenen R ü s tun g sei n s eh r ä n k u n g einreichen 
soll", ist eine immer umfangreicher werdende Organisation fü r die 
Vorbereitung der Abrüstung geschaffen worden. Ihre Arbeiten schienen 
von Erfolg gekrönt, als in England die Arbeiterregierung zur Macht kam. 
Das Gen f e r Pr o t o 'k 0 11, das am 2. Oktober 1924 beschlossen 
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wurde, sah die Einberufung der ersten eigentlichen Abrüstungskonferenz. 
für den 15. Juni 1925 vor. Aber nach dem Sturz der Arbeiterregierunl?; 
in England weigerte sich die konservative Regierung, das Genfer Proto-
koll zu ratifizieren, Damit fiel auch die Abrüstungskonierenz. Die. 
R:eaktion hatte gesiegt. 
eine neue Hoftung tauchte aul. als im SchlußprotokolJ der Ver-
t r ä ge von L 0 c a r n 0 im OklOber 1925 die Verpflichtung aus-
l/:esprochen wurde. "an den vom Völkerbund bereits aufgenommenen 
Arbeiten hinsichtlich der Entwafinung aufr ichtig mitzuwipken und die 
Verwi rk lichung der E n twaf fnun g in einer allgemeinen 
Verständigung anzustreben". Die Vorbereitende Kommission für die 
Abrüstungskonlerenz trat denn auch am 18. Mal 1926 zum ersten Male 
zusammen und es gelang ihr, in einer Reihe VOll fünf Tagungen die 
technischen Vorfragen der Abrüstung zu lösen. Umso stärker traten 
aber die politi sche n Widerstände in den Vordergrund, 
Dcr Briissc!er Kong r eB der Sozialistischen Arbciter-
I n t ern a t ion ale hat den Arbeitern aller Länder ihre Aufgabe klar 
vorgezeichnet. Er erklär te : "Die Schwierigkeiten, die die Abrüstung 
bietet, können nur unter dem s tärksten p olit i schen Druck 
übe r w und e n wer den. Diesen Druck du rch eine ständige und 
energische Aktion in den Massen und Par lamenten zu üben, ist Aufgabe 
der sozialistischen Arbeiterparteien," 
Und im ~deiehen Sinne (lrinnerte der I n te r n a ! ion a le Ge-
wer k s c h a f t s b un d die Arbeiterklasse an ihre Pflicht, "sich mit 
allen ihr zur Verfügung stehend(ln M itteln filr die Abrüstung, diese 
wichtigste Grundlage für die Organisierung eines dauernden und end-
gültigen Friedens, einzusetzen," 
Der Vorbereitenden Abrüstungskommission liegt ein Abrüstungs-
vorschlag der SowietregieTLIng vor, Das internationale Proletariat 
iordl."rt, daß die Kommission diesen Vorschlag nicht ablehne, ohne selbst 
(linen besseren endgültigen Ver tragsentwurl zu beschließen, 
Die Exekutive der Sozialistischen Arbeiter·l nternationale iJat die 
Arbeiter aller Länder aufgerufen, in der Porm eines Pet i t ion s -
s t u r m s zu bekunden, daß sie er.var ten, die Sehnsucht der Völker nach 
dem Frieden werde endlich bei den R:egierungsver tretern in Genf ihren 
Ausd ruck finderl. 
,Eine neu e 0 e n e rat ion tritt in die Reihen des internationalen 
Proletariats, die die Schrecken des Krieges nicht selbst erlebt hat. Es 
gilt. sie ·zu erfüllen mit glühendem Abscheu vor dem Blutvergießen, sie 
einzufügen in die Kampfiront gegen den Kr ieg und gegen die Rüstungen. 
Darum demonstriert am 1. Mai das gesamte Proletariat: 
Oegen die 'Kr iegs r üstungen! 
Gegen Imp e rial ismus und Mil ita r is mus! 
F ür die 'E rf ü llu n g d e r Ab r ü s tun g s ver s p r e c h u n gen! 
'für den Ab sch luß eines wirk sa men Abrü stungs -
ver tr ag e s ! 
Die- Exekutive nahm in ihrer Sitzung im Juli 1929. die in Zürich 
stattfand. einen Bericht des Sekretariats über den Verlaut der 
Aktion entgegen . Sie stellte den großen Eindruck fest, den die 
Aktion gemacht hatte. Darüber hinaus aber hatte sie sich mit einer 
völlig veränderten Lage zu beschäftigen. 
Die konservative Regierung in Großbritannien haUe versucht. 
durch ein geheimes übereinkommen mit de r französischen Regie-
rupg einen Weg zur Beilegung der Schwierigkeiten in der Ab-
rüstungsfrage zu finde~, D~ese übereinkunft suchte die Gegensätze 
in der Frage der Abrüstung zur See und in der Frage der F.inbe-
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ziehung der sogenanten "ausgebildeten Reserven" der Landarmeen 
auf der Linie des geringsten Widerstandes zu beseitigen. indem sie 
in beiden Fällen auf eine ernsthafte Beschränkung der Rüstungen 
verzichtete. Dieses übereinkommen stellte sich als das schwerste 
Hindernis aller wirklichen Abrüstungsbestrebungen heraus. Nach 
dem Wahlsieg der bitischen Arbeiterpartei übernahm die Regierung 
MacDOMld unverziiglich die Initiative einer Verständigung zwi-
schen den Hauptmächten zur See, die eine wirkliche Herabsetzung 
der Kriegsflotten ermöglichen sollte. 
Damit hatte sich die Situation grundlegend gewandelt. Das 
technische Problem der Abrüstung zur See, das sich bisher allen 
Versuchen, die Vorbereitungsarbeiten für die Abrüstungskonferenz 
zu beenden. als unüberwindliches Hindernis entgegengestellt hatte, 
R"ing der Lösung entgegen. 
Die britische Arbeiterregierung übernahm damit die Führung der 
gesamten Abrüstungsarbeiten. 
Zu dieser Lage nahm die Exekutive in einer längeren Reso-
lution Stellung, die sich zugleich mit der angekündigten Regierungs-
konferenz über die Neuregelung der Reparationsfrage beschäftigte. 
Der auf die Abrüstungsfrage bezügliche Teil der Entschließung 
hatte folgenden Wortlaut: 
Die Internationale begrüßt die von der Arbeiterregierung Groß-
britanniens ausgehende Initiative hinsichtlich der Abrüstung.') Sie unter-
stützt mit allen ihren Kräften die Entwicklung dieser Aktionen sowohl 
in bezug auf die allgemeine Herabsetzung der R:üstungen (zur See, zu 
Land nnd in der Luft) als auch hinsichtlich der Ausdehnung der 5chieds-
gerichtsbarkeit als Lösung internationaler Konllikte. 
Die englische Arbeiterregierung kann in ihrem Kampf gegen den 
Krieg und für den :frieden in Europa und in der Welt aui die gesamten 
organisierten Kräfte der Internationale zählen. 
Gelegentlich der im November 1929 in Brüssel stattiindenden 
Bureausitzung fand auch eine Debatte über das Abrüstungsproblem 
statt, die vom Vorsitzenden der Abrüstungskommission der S. A. 1., 
Alb a r d a (Holland), durch ein Referat eingeleitet wurde. über~ 
dies legte Albarda der Sitzung ein sehr ausführliches Memorandum 
vor, in dem insbesondere die in der Vorbereitenden Abrüstungs-
kommission strittigen Fragen eingehend erörtert wurden. Ange-
sichts der für den Januar 1930 nach London einberufenen Seeab-
rüstungskonferenz wurde beschlossen, insbesondere die mit diesem 
Problem zusammenhängenden fragen zu diskutieren. 
2. Die Londoner Seeabrüstullgskollferellz. 
Die sachlichen Probleme. die die Londoner Seeabrüstungskon-
ferenz zu lösen hatte, sind in den "Problemen des Völkerbundes" 
Nr. 1, 2 und 3, Jahrgang 1930, eingehender behandelt worden. Die 
Abrüstungskommission der S. A. I. nahm noch vor Beginn der Kon-
') Am 2. Juli 1929 hatte die Arbeiterregierung ihre Absicht bekannt~ 
gegeben, die Fakuitativklausel des Internationalen Gerichtshofes zu rati~ 
fizieren. 
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ferenz in eiuer Tagung, die im Haag am 4, und 5. Januar 1930 
stattfand, zu den Aufgaben der Konferenz Stellung. Ihr Bericht an 
die Exekutive lautete: 
1. Die Abrüstungskommission der S. A. I. hat in ihrer Tagung im 
Haag am 4. und 5. Januar 1930 die IFragen erörtert, .die bei der bevO'r-
stehenden Seeabrüstungskonferenz in London zur Beratung stehen 
werden. In ihrer Eigenschaft als beratendes Organ der Exekutive der 
S. A.1. schlägt die K'Ommission ,dieser vor, den folgenden Bericht zur 
Kenntnis zu nehmen: 
2. Der Völkerbund hat bei seinen Versuchen, zu einer linternationalen 
Herabsetzung der Rüstungen zu ge1angen, hisher leider keinen Erfolg 
erzielt. Die Arbeiten der sogenannten Vorbereitenden Abrüstungskom-
mission sind ohne positives !Ergebnis geb1ieben 'und . die unter der Last 
der militärJ.schen Ausgaben seufzenden Nationen war.ten ein Jahrzehnt 
nach der Schaffung der Genfer Organisation noch immer vergeblich auf 
die Erfüllung der sowohl im VersailJer Vertrag wie im Völkerbunds-
statut selbst gemachtcn Zusagen. Daß dieses Versagen in einer seiner 
wichtigsten Aufgaben das Ansehen des Völkerbundes aufs schwerste 
beeinträchtigt, muß immer wieder festgesetllt werden. 
Eines der ,Hindernisse, die die Möglichkeit einer internationalen 
Vereinbarung verbauten, war die Schwierigkeit des Zustandekommens 
einer Einigung über die Abrüstung zur See und die letzte Sitzung der 
Vorb'ereitenden Kommission hat durch den Mund ihres VQfsitzenden 
zum Ausdruck gebracht, daß der fortgang ihrer Arbeiten von einer 
vorherigen Verständigung der Seemächte in hohem Maße abhängig sei. 
Oie S. A. I. bedauert es, daß die Vereinigten Staaten dem Völker-
bund nieht angehören. Sie stellt nichtsdestoweniger fest, daß sie nicht 
gezögert haben, an den Arbeiten der Vonbereitenden 'Kommission teU-
zunehmen. So ·darf man hoilen. daß die Herabsetzung der Rüstungen 
zur See sich im Rahmen ,der Organisation des friedens, wie sie in 
Genf ver.lolgt wird, auf aUe betroffenen Mächte erstrecken wird. 
Dieser vorläufige Verzicht auf ,eine Forlfiihrung der Arbeiten im 
iRahmen des Völkerbundes ist zu beklagen, aber eben deshalb begrüßt 
die S. A. 1. dankbar die Akti'On der britischen Arbeiterregierung, die zur 
Einberufung der Fünlmächtekonferenz in London geiührt hat. Die Er-
g,ebnisse dieser Konferenz werden an die Vorbereitende Kommission 
weitergeleitet werden, um den Erfolg der im Arlike1 8 des Paktes vor-
gesehenen Abriistungskonferenz se!-bst zu ermöglichen. Diese Methode 
kann -die Be~itigung der Gegensätze erleichtern, die bislang einen Er_ 
folg der Abrüstungsbestrebungen des Völkerbundes verhindert haben. 
3. Die S. A. I. ist der Ansieht, -dRß die Londoner K'Onferenz nicht 
nur zu einer Beseitigung des Wettrüstens zur See in jenen Kategorien 
führen muß, die von der Washingtoner Konferenz nicht erfaßt worden 
sind, sondern auch darüber hinaus zu einer fühlbaren Herabsetzung un-
ter das al1gemeine Ausmaß der bestehenden Richtungen. Die Herab-
setz,ung aller Kategorien innerhalb der Gesamttonnage ist in der Tat 
das einzige Mittel, um Rüstungssteigerungen in gewissen Kategor·ien zu 
Lasten anderer zu verhindern. Die Diskussion 'über den 'Üiiensiven 'Oder 
defensiven Charakter bestimmter Typen von Kriegsschiffen darf die 
allgemeine und kategor.ienmäßige IHcrabse1zung der Rüstungen nicht 
verhindern, die das Ergebnis der Londoner Konferenz sein muß. 
4. Die S. A. I. erk.lärt. -daß die Londoner Konferenz nur <dann dau-
ernden Wert für den Kampf gegen die Rüstungen ZU'f See haben wird, 
wenn sie ihr Werk im Rahmen der allgemeinen Organisation des friedens 
zu vollenden weiß, die in Genf verfolgt wird. Nur in diesem Rahmen 
kann das Problem der ,Freiheit der Meere eine zuiriedenstel1ende rLösung 
finden. Die in London vertretenen Mächte müssen auf das Recht der 
Sonderblockade verzichten, die ebenso als internationales Verbrechen 
zu er·klären ist, wie das der Völkerbundspakt und der Par·iser Pakt hin-
sichtlich des Krieges tun. Das oUene Meer darf nur durch internalio-
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nalen Vertrag und auf Grund eines BeS<:hlusses des Völkerbundes ge-
schlossen werden, um einem friedensbrecherischen Staat den Frieden 
au!zuzw1.ngen, einem Staat. der zum Ang r~ife r wird. Indem er jeden 
Versuch der friedlichen Beilegung eInes Konfliktes ablehnt und zum 
Kriege schreitet. 
5. Die Einschränkung der Rüstungen zu r See darf jedoch auch nicht 
mit dem Hinweis auf den vorhandenen Zusammenhang zwischen den 
Rüstungen zu Wasser, zu ILand und in der Luit aufgehalten werden. 
Di~ S. A. I. stellt lest, daß die bri tische Arbeiterregierung durch Lord 
Robert Cecil ihre Absicht kundget:lß hat, in der fr age der Herabsetzung 
der Rüstungen zu Land und in der Luft umfassendere Vorschläge zu 
machen oder wieder aufzunehmen, als sie die konservatIve Regierung 
formuliert hat. Die Londoner Konfe renz darf keinesfa lls zu einem Werk-
zeug derer werden. die die Verbesserung des in Genf erörterten Kon-
ventionsentwurfes verhindern wo'JJen. 
6. Die sozialistischen Arbeiter we rden daher die Aktion lIeT briti-
schcn Arbeilerregierung kraftvoll unterstützen und darüber wachcn. daß 
die anderen Regierungen in ke'iner Form einer Prestigepolitik erliegen 
und insbesondere nicht den Versuchen des faschistischen Italiens. die 
darauf hinauslau'fen, die Londoner Konferenz zum Scheitern zu bringen. 
7. Sobald die Ergebnisse der Londoner Konierenz in der Frage der 
Abrüstung zur See vorliegen, wlrd die S. A. I. die Arbelter und die 
sozialistischen Parteien zu einem kraftvo11en Kampl filr die Abrüstung 
zu Land und in der Lult aufrufen. Sie wird ihren Kampf fiir die all-
umfassende Schieds:z:erichlsbarkeit und die allgemeine Abril stung. in die 
odie Arbeiten des Völkerbundes für dIe Beseitigung des Krieges münden 
müssen. in verstärktem Maße iortiiihren. 
Der Verlauf der Londoner Secab rüs tungskonferenz zeigte, daß 
<,s zwar möglich war, die technischen Schwierigkeiten zu über-
winden, die bisher den Fortgang de r Arbeiten in Genf verhindert 
hatten. Vor allem, daß es möglich war, eine Vereinbarung über die 
technischen Formcn der Abrüstung zu e rzie len und den Gegensatz 
in der Frage der Ton nagebeschränkung nach Kategorien beizulegcn. 
Daß aber andererseits die Gegensätze unüberwindlich wa ren, die 
auf politischem Gebiet lagen, insbesondere die Fragen, die mit der 
Festsetzung des Größenverhältnisses der einzelnen Flot ten zuein· 
ande r zusammenhingen. Zeitweise schien es, a ls ob überhaupt 
infolge dieser Gegensätze keinerlei Einvernehmen herzustellen sei. 
In dieser schwierigen Lage trat das Bureau der S. A. I. gemeinsam 
mit dem Vorstand des I. G. B. zu einer Beratung zusammen, die am 
7. März 1930 in Paris stattfand. Die beiden Vorstände nahmen 
einen ausfüh rlichen Be richt über die Lage dei Seeabrüstungskon-
ferenz entgegen, den Gi II i e s (G roßbritannien) e rstattete und er-
örte rten die P robl eme in mehrstündigen Beratungen. Sodann legte 
Va n der v e I d e den Entwurf eines Manifestes vor, der zu den 
Schwierigkeiten der Seeabrüstungskonferenz auf Grund des von 
der Abrüstungskommission der S. A. I. im Haag im Janua r 1930 aus .. 
gearbeiteten Be richtes Stellung nahm. Das Manifest. das einstimmig 
beschlossen wurde, hat folgenden W ortlaut: 
Oi e Sozialistische Ar beiter - Internationale und der 
1nterna tionale GewerkschaftSbund an die Arbeiter 
aller Länder! 
Oie Mächte, die den ,Friedensvertrag von Versa'illes unterzeichnet 
und Deutschland die darin enthaltenen Abrilstungsbestimmungen aul· 
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gezwungen haben, sind damit die feierliche Verpflichtung eingegangen, 
die allgemeine Abrüstung fofgen zu lassen. 
Diese VerpfliChtung ist bis heute keineswegs erfüllt worden. Die 
Arbeiten der Vorbereitenden Abrüstungskommission des Völkerbundes 
sind ohne wirkliches Resultat geblieben. Die Völker, seufzend unter der 
lLast der Rüstungen. warten seit zehn Jahren vergeblich auf die Ver-
wirklichung der VerspreChungen. die 1m Versailler Vertrag und im 
Völkerbundspakt entha1ten sind. Mit Freude begrüßen sie jedoch,. nach 
dem Siege der britischen Arbeiterpartei die Initiative der RegIerung 
MacDonald, die zur Einberufung der fünfmächtekonferenz über die See-
abrüstung -nach London geiührt hat. Gewiß machten sie sich keine 
·Illusionen darüber, was heute möglich ist. aber sie rechneten wenigstens 
mit einer wirklichen und fühlbaren Herabsetzung der bestehenden 
Rüstungen zur See, oder a:lauMen wenigstens damit rechnen zu dürfen. 
Aber wieder einmal hat das Zusammentreten der Konferenz genügt, 
um berechtigte Furcht zu erzeugen, daß selbst innerhalb dieser Schran-
ken neue Enttäuschungen zu erwarten sind. Die Arbeiterregferung hat 
wie in der Vergangenheit so auch Jetzt die Beweise für ihren aufrich-
tigen Wunsch gegeben, nlchl nur dem verderblichen Wettrüsten ZUT 
See Einhalt zu gebieten, sondern eine allgemeine Herabsetzung der 
,Rüstungen in allen Kategorien zu erreichen, ohne die die Konierenz 
völlig fruchtlos sein mUßte. 
Bei der heutigen Lage allerdings scheint es nur allzu deutlich, daß 
in zwar verschiedenem Grade, aber doch alle anderen Regierungen nicht 
geneigt sind, diese VorschHige im gleichen Geiste aufzunehmen, in dem 
sie gemacht werden. Sie verbreiten Zweifel über den wirklichen Wert 
internationaler Verträge, die sie selbst unterzeichnet haben, el"Wecken 
durch ihre Haltung den Eindruck. daß sie nur fetze n Papier sind, die 
nicht das Recht dazu geben, auf irgend eine militärische Maßnahme s0-
genannter Sicherheit zu verzichten, sie überlassen sich Prestigeerwägun-
gen, die sie zur forderung nach Parität ohne Rücksicht 3uf Ill re jetzigen 
:Kräfte zur See führen, sie berufen sich unter dem Druck kapitalistischer 
IKräfte, die an den Rüstungen interessiert sind, auf sogenannte BedUrf-
nisse, die offen'kundig mit den Notwendigkeiten einer wirk'lichen Landes_ 
verteidigung nichts zu tun haben, und laufen damit Gefahr. die Konfe-
Tenz zusammenbrechen zu lassen und ein Unheil zu schaffen, das zwangs-
läufig neues Wettrüsten hervorrufen und damit den Krieg herbeiliihren 
müßte. 
Arbeiter aller Länder! 
Die fragen, die in London besprochen werden, gehen nicht nur die 
fünf Länder an, die bei der Seeabrüstungskonferenz vertreten sind. Von 
den Beschlüssen, die die Konferenz fassen wi rd. hängt In hohem Maße 
ab. ob die allgemeinen Abrüstungsversprechungen des Völkerbundspaktes 
erfüllt werden oder nicht. 
Was auf dem Spiele steht, das ist die Entscheidung über die frage, 
ob die Völker sich entschlossen auf den fTieden oder auf den Krieg 
elnstel1en, auf die Abrüstung oder das Wettrüsten, das die We1t zum 
Unheil, zur Katastrophe führen würde. 
Der Völkerbundspakt, der Kelloggpakt und die anderen Verträge 
der letzten Jahre waren Verbeugungen vur dem Friedenswillen der 
Massen. Die Massen müssen denn auch jene unterstützen, die aus diesen 
Verträgen ihre logische f olgerung ziehen wol1en, und die Bemühungen 
jener zum Scheitern verurteilen, die stets bereit, Vorwände für die 
Steigerung ihres Militarismus zu finden. in jenen Verträgen nur Worte 
und Verpflichtungen erblicken wollen, über die man im Ernstfall hinweg-
geht. 
Unterstützt die britische Arbeiterregierung in Ihrem ehrlichen Kampf 
für den frleden und die Ächtung des Krjeges ! Brandmarkt vor der 
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Öffentlichkeit jene, die im Zeichen des Imperialismus oder des Prestiges 
auf Eure Schultern maßlose militärische Lasten laden wollen! 
Nicht bloß in England, in frankreich und in den anderen Ländern, 
die in London vertreten s'ind, gilt es fiir die bei den 'Internationalen ihr 
Programm energisch 'Zu vertreten, som:!ern überall, wo es Arbeiter gibt, 
die entschJ.ossen sind, gegen den Krieg zu kämpfen und diejenigen, die 
ihn vorbereiten helfen, 
gez, E. Vandervelde 
Vorsitzender der S. A. I. 
gez. Walter M. Citrine 
Vorsitzender des I. 'Ü. B. 
3. Nach der Seeabrüstungskonferenz. 
Nach dem Abschluß der Londoner Seeabrüstungskonferenz 
nahm die 'Exekutive der S. A. 1. in Berlin im Mai 1930 zu ihren Er· 
gebnissen Stellung, Bau e r (Österreich) erstattete im Namen der 
Abrüstungskommission, die unmittelbar vor der Exekutive getagt 
hatte, Bericht über die allgemeinen Probleme des Kampfes um die 
Abrilstung, insbesondere mit Rücksicht auf das Ergebnis der Lon· 
doner Konferenz, die zwar eine prinzipielle Vereinbarung über die 
Methoden der Seeabrüstung, und eine materielle Ab rüstungsverein-
harung zwischen den drei größten Seemächten zustande gebracht 
hatte, die Verständigung zwischen den europäischen Seemächten 
aber nicht erreicht hatte. Die Exekutive beschloß dazu einstimmig 
folgende Resolution: 
Die IExekutive begrüßt die Anstrengungen der brHischen ,Arbeiter-
regierung um die Plottenabrüstung und betrachtet den auf der Lon· 
doner Konferenz zwischen den drei größten Seemächten abgeschlossenen 
Vertrag als einen, wenn auch bescheidenen, so doch wiclitigen Schritt 
zur Beschrän'kung der Rüstungen zur See. 
Mit um so größerer Besorgnis betrachtet die Exekutive die Tat-
sache, daß es der Londoner Konferenz nicht gelungen ist, die Seemächte 
des europäischen Kontinents in die Vereinbarung einzubeziehen, 
Die Befürchtung, der die S. A.1. in ,ihrem Pariser Manifest vom 
8, März 1930 Ausdruck gab, is.t bestätigt 'Worden, Italien besonders hat 
sich Prestigeerwägungen überlassen, die es zur forderung nach Parität 
ohne Rücksicht auf seine jetzigen KräHe zur See führten. frankrei.::h 
hat sich auf "absolute 'BedürfnIsse" berufen, deren Aufrechlerhaltung ein 
dauerndes Hinder·nis für eine Beschränkung der IRüstungen zur See 
darstellen würde. So hat sich ein leilweiser Mißerfolg der Konferenz 
ergeben. 
\Venn frankreich vor dem Beginn der Konferenz ein erweitertes 
$C"hiflsbauprogramm bekannt gegeben und nicht aufgegeben hat, so hat 
die lIalienische faschistische R.egierung. die sich geweigert hat. ihre 
wirklichen Absichten der Konferenz bekannt zu geben, unmittelbar nach 
Ucr Konferenz ·neue Seerüstungen angekündigt. Die ernste Gelahr eines 
Wrttrüstens zur See, die sich nachdrücklich im Charakter und Umfang 
des ita1ienischen R.üstungsprogramms ankündigt, droh!. 
Der nationalistische und militaristische lÜei'St des faschistischen 
Regimes in Ha'Hen ist die größte Gefahr rur den frieden, er bedroht 
auf diese Weise mehr noch als bisher den P·rieden der Welt. 
Die Exekutive hält es daher für notwendig, den slärkstmöglichen 
Druck auf das despotische und hiegerische Regime ,Jtalien'S auszuüben, 
um es zur Einschränkung seiner R.Üstungen zu veranlassen und zum 
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Absc~luß eines Vertrages über die Einschränkung der Rüstungen bereit 
zu nlachen . . 
Es besteht die -ernste Gefahr, daß die italienischen forderun~en 
mißbraucht werden, um die französischen Maximalforderungen zur See 
zu rechtfertigen. Die Exekutive rechne! darauf, daß die französischen 
Sozialisten den stärksten Druck auf die französische Regierung für die 
Einschränkung der französischen Seerüslungen und für den Beitritt 
Frankreichs zum Landaner Abrüstungsabkommen ausüben werden. 
Die Exekutive gibt sich keiner Täuschung darüber hin, daß die 
französischen Sceriistungen in ihren weiteren Konsequenzen die Fort-
setzung des von der Londaner Konferenz begonnenen Werkes, ja selbst 
die schon erreichten Resultate dieses Werkes gefährden 'können, und 
mißt darum dem Kampf der französischen Sozialisten gegen die Ent· 
wicklung der französischen Seerüstungen die größte Bedeutung bei. 
Die Exekutive erinnert daran, daß die Londoner Konferenz nicht 
geschlossen, sondern vertagt wurde. Sie erwartet, daß durch den Bei· 
tritt frankreichs und Italiens zum Landaner A'bkammen die Grundlage 
geschaffen werde für eine weitere Einschränkung der Rüstungen aller 
Seemächte. 
Des weiteren stellt die Exekutive fest. daß der beabsichtigte Bau 
des deutschen Pan zer k r e uze r s B den Admiralstäben der anderen 
Staaten ein willkommener Vorwand für die technische Erneuerung der 
'Kriegsflotte und -damit für eine Ausdehnung der Rüstungen rHeiert. Ohn e 
zu Oestreiten. daß der Bau dieses Panzerkreuzers im Rahmen der dem 
Deutschen Reich im Vertrage von VersaHles auferlegten Rüstungsbe--
schränkungen bleibt, und ahne zu verkennen, daß die Nichterfüllung des 
iEiie~lichen Versprechens der internationalen Abrüstung die deutschen 
'Militaristen in ihren Bestrebungen ermutigt, begrüßt die Exekutive doch 
den Kampf der deutschen Sozialdemokratie gegen den Bau des Panzer· 
kreuzers B als eine wertvolle und notwendige Unterstützung des Kampfes 
der Arbeiterparteien gegen die Verstärkung der Seerüstungen. 
rDie Exekutive machl die sozialistischen Arbeiterparteien atler lLän· 
der nachdrückliehst darauf aufmerksam, daß derselbe Geist des Mili· 
tarismus. der sich in den fortschreitenden Seerüstungen offenbart, sich 
derzeit auch in neuartigen Formen der 'Rüstungen zu Lande betätigt. 
Die Bestimmungen des VersaHler Vertrages haben frankreich nnd 
Belgien für den fall eines bewallneten Konfliktes mit Deutschland Vor· 
teile gewährt. es ergibt sich daraus die Schlußfolgerung, daß die 
urenz 'befestigungen, die Frankreich zu errichten begonnen 
hat ,und Bel g ,j e n in Aussicht nimmt. infolge ihrer 'Bedeutung nicht als 
bloße Verteidigungsmittel erschelnen können. Der Krieg 'hat gezeigt, 
daß im Schutze von Befestigungen der Beginn der Offensive vorbereitet 
werden kann. Die Exekutive begrüßt und unterstützt den Kampf der 
französischen Sozialisten und der l>elgischen Arbeiterpartei gegen diese 
nene Tendenz des Nationalismus und des Militarismus. Es sei weiter 
'betont, daß auf beiden Seilen -der Grenze die entmilitarisierten Zonen 
festgClegt werden sollten. auf denen weder Befestigungen errichtet noch · 
Truppen stationiert werden dürften. 
Indem die Exekutive auf alle -diese Gefahren der Kriegsrüstungen 
zu Lande und zur See hinweist, fo rdert sie die sozialistischen Arbeiter· 
parteien aller Länder neuerlich auf. nicht nur ihren Kampf um die 
internationale Abrüstung fortzusetzen, sondern auch in jedem einulnen 
Lande gegen den Militarismus und für die Einschränkung der Rüstun-
gen zu kämpfen. 
In der gleichen Sitzung beschäftigte sich die Exekutive ferner 
auf Grund eines Referats von D e B r 0 u c k e reim Namen der 
Abrüstu ngskommission der S. A. I. mit dem Stand der Abrüstungs· 
arbeiten im Rahmen des Völkerbundes. Sie nahm ein ausführliches 
Memorandum zur Kenntnis, das unter dem Titel "Das Abrüstungs-
I. 62 
problem im Völkerbund - Memorandum über den gegenwärtigen 
Stand" als Nr. 1. der Flugschriftenreihe der S. A. I. vom Sekretariat 
de r S.A.1. gedruckt, herausgegeben- und verbreitet wurde. Das 
Memorandum wies nach, daß auf Grund der Arbeiten der Vorbe-
reitenden Abrüstungskommission des Völkerbundes ein Vertrags-
entwurf schon längs t hätte ausgearbeitet werden können, der ge-
wiß nicht die berechtigten Forderungen der Arbeiterklasse erfüllt, 
aber im merhin den ersten Schritt auf dem Wege zur vollständigen 
Beseitigung aller Kriegsrüstungen bedeutet hätte. Freilich mußte das 
Memorandum darauf hinweisen, daß alles davon abhänge. welche 
Ziffern die eigentliche Abriistungskonferenz in die leer gelassenen 
Stellen des Vertragsentwurfs einsetze. 
"Man wird den ersten Schritt erst dann als tatsächlich getan 
bet rachten können, wenn diese Zahlen eine wir k I ich eHe r a b -
set z u n g der Rüstungen darstellen. Es würde den Bruch eines 
formellen Versprechens bedeuten. wollte man sich mit einer Be-
schränkung auf dem heutigen Niveau begnügen oder gar auf einem 
höheren Niveau! Sobald dieser erste Schritt getan ist, ist die Ab-
rüstung - daran muß erinnert werden - nur eingeleitet. Oie 
Sozialistische Arbeiter-Internationale wird in ständigem Kampf dafür 
eintreten müssen, daß man die folgenden Schritte tut, bis das Ziel, 
die völlige Abrüstung erreicht ist." 
Gemäß Vorschlägen A lb a r das (Holland) und Gi 11 i es' 
(Großbritannien) beschloß die Exekutive ein Programm der nächsten 
Aktionen in der Abrüstungsfrage. Es sah unter anderem vor, daß 
das Sekretariat der S.A. I. alle angeschlossenen Parteien auf die 
Beschlüsse der Exekutive aufmerksam mache und sie zu eine r 
P ropagandaaktion auffordere. Ferner, daß das von der Exekutive 
beschlossene Memorandum über den Stand der Arbeiten der Vor-
bereitenden AbrüstungskQmmission gedruckt und verbreitet und ins-
besondere den Mitgliedern der Vorbereitenden Abriistungskom-
mission selbst und allen wichtigeren Friedensorganisationen zur 
Kenntnis gebracht werde. 
Die Exekutivsitzung im August 1930 nahm einen Bericht des Se-
kretariats über die Durchführung diese r Beschlüsse entgegen und 
faßte gemäß einem Bericht Albardas und nach sehr eingehender Er-
örte run g der verschiedenen Aktionsmöglichkeiten Beschlüsse über 
die Durchführung von Massenkundgebungen. In der von der Exe-
kutive beschlossenen Resolution heißt es : 
Die Exekutive der S. A. I. hat sich in ih r en Sitzungen vom 22. und 
23. August 1930 mit der bevorstehenden Taxung der Vorbereitenden 
Abriistullgskommission des Völkerbundes beschäftigt. 
Die Exekutive stcllt fest, daß die Arbeiten der Vorbereitenden Ab-
rüstunRskommission bis jetzt zu keinem positiven Resultat geführt 
haben, so daß der Völkerbund seine bedeutendste Aufgabo noch immer 
nicht ausgeführt hat und das den Völkern der Welt bei seiner Gründung 
gegebene Versprechen unerfüllt geblieben ist. 
Die f:xekutive ist der Meinung, daß es nicht genügt, die schärfste 
Mißbi lligung darüber zum Ausdruck zu bringen. Wenn dem immer 
wieder beginnenden Wettrüsten kein Ende gemacht wird. so geht die 
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Welt fast unvermeidlich einem neuen Krieg entgegen. nie Kriegsgefahr 
taucht immer wieder auf. Der faschismus gießt stets neues Öl ins 
feuer. Anch andere Kräfte verschärfen unaufhörlich die Spannungen 
"Zwischen den Staaten. Das ba(dige Zustandekommen einer internationalen 
Abriistungskonvention ist eine dringende forderung der Selbsterhaltung 
der Völker. 
Im Namen des internationalen Sozialismus, im Interesse der Arbeiter-
klasse der Welt sowie im Interesse der ' ganzen Menschheit und der 
rlivilisation verlangt die Exekutive der S. A. 1. von den Regierungen, daß 
sie ihre Vertrcter in Genf veranlassen, sobald als möglich eine derartige 
übereinstimmung herbeizuführen, daß die Abrüstungskonferenz zn-
sammentreten und eine internationale Abriistungskonvention zustande-
bringen ,kann. 
Die Exekutive fordert die Arbeiter aller Länder auf, unter der 
Führung der in der S. A. I. zusammengeschlossenen Parteien dieser 
Forderung den größten Nachdruck zu verleihen. 
Die Exekutive beauftragt das Sekretariat der S. A. T., noch vor der 
Novembertagung der Vorbereitenden Abrüstungskommission im Ein-
vernehmen mit den angeschlossenen Parteien KundgeQungen zu orgaht-
sieren, durch welche der Friedenswille und die Forderung nach Ab-
rüstung zum Ausdruck gebracht werden sollen. Diese lJ(undgebungen 
sollen internationalen Charakter tragen. Sie sollen in einigen der 
wichtigsten Zentren der Arbeiterbewegung und weiter in Grcnzorten ab-
gehalten werden, so daß dort Arbeiter verschiedener Länder zu ein!:>r 
I::emeinsamen .Friedens- und Abrüstungsaktion zusammenkommen können. 
Das Sekreiariat der S. A. 1. möge dafür Sorge tragen, daß der Vor-
bereitcnden Abrüstungskommission vcn diesen Kundgebungen unverziig-
lich Kenntnis gegeben wird. 
Die 'Exekutive stellt mit Genugtuung fest, d(!ß die Sozialistische 
Jugend-Internationale beschlossen hat, ihren am 5. Oktober stattfindenden 
Jugendtag dem Abrüstungsgedanken zu weihen. und sie ladet die Parteien 
ein, die bei -dieser Gelegenheit zu veranstaltenden Antikriegskund-
gebungen in der ihnen geeignet erscheinenden Form zu unterstützen. 
Die Exekutive erwartet von den sozialistischen Parlamentsfraktionen, 
daß sie im Sinne der Beschlüsse der S. A.1. jede geeignete Gelegenheit 
benützen, um die Regierungen zu energischer Mitarbeit fiir den <Erfolg 
der Abrüstungsberatungen aufzufordern. 
Die Exekutive ruft schließlich die Arbeiter aller Länder von Heuern 
auf zu einer energischen Aktion für den Frieden und für die Abriistufig. 
Es ist vor allem die Aufgabe der sozialistischen Arbeiterklasse, im 
eigenen Lande den Militarismus mit der gtößfen Kraft zu be-kämpfen 
und in internationaler Zusammenarbeit den Frieden· zu wahren und die 
internationale Abriistullg ZUt fördern. Wenn die Arbeiterklasse diese Aui-
li:abe mit Mut und Hingabe erfiillt, zeigt sie sich würdig, die 'führung der 
Welt in ihre Hände zu nehmen und den Sozialismus zu verwirklichen. 
Ober die Durchführung dieses Progra'mmes berichtete das Sekre .. 
tariat der S. A. J. unter anderem folgerides an die Exekutive, die im 
Februar 1931 in Zürich· zusammentrat :· 
Oie Exekutive der S. A. I. hatte ' bei ihrer Sitzung im August 1930 
in Aussicht genommen, gelegentlich der Völkerbundsversammlung im 
September 1930 -eine Demonstration' gegen die kriegsh"etzerischcn Reden 
Mussolinis zu veranstaltem lDas Sekretar.iat, das sich mit jenen Parteien, 
die Vertreter bei der VölKerbundsversammlung hatten, in Verbindung 
gesetzt hatre, kam zu dem Schluß, daß die geeignetste Form, in der 
-Mussolini ,in Genf an den Pranger' gestellt werden könnte, die Ver-
breitung einer Flugschrift ist, die den Mitgliederrr der Völkerbunds-
v:c"tsammlung lind den' in Genf anwesen'den Jou'rnallsten persönlich zu-
gesendet W.Ür.de. Oie achtzlgseitige Flugsc1uift.-unter dem Titel .. B·e ·n i t 0 
Mussolini über di e Abrüstung" enthielt in italienischer, eng-
lischer, deutscher und französischer Sprache Mussolinis Rede in fl orenz 
am 18. Mai 193{l. 
Was die in dem Programm vorgesehenen Massenkundgebungen 
anbelangt, so ist auf die Demonstrationen in Bel g i e n am 16. No-
vember 1930 (1. I. Seite 695) und in der Sc h w e i z. in D e u t s c h-
l and. in Frankreich (I. I. Seite 74819) und in Holland (I. I. 
Seite 592/3. D. D. Seite 64165) hinzuweisen, Besonders eindrucks-
voll war die Kampagne in Frankreich und in Holland. über den 
Umfang der Aktion in Frankreich schrieb das französische Partei-
sekretariat in einem Bericht an das Sekretariat der S. A.1. (I. I. 
Seite 749): "Wenn der Umfang dieser Aktion mit dem einer andern 
verglichen werden soll, so müßte man bis zu dem Kampf gegen die 
dreijährige Dienstzeit im Jahre 1913 zurückgehen." 
4. Nach der Einberufung der Abrüslungskollierenz, 
Der Abschluß eine r übereinkunft über die Methoden der See. 
abrüstung, der auf der Londouer Seeabrüstungskonferenz zwischen 
den fünf Hauptrnächten zur See erfolgte, veranlaßte die Völker-
bundsversammlung im September 1930, die Vorbereitende Abrü-
stungskommission aufzufordern, so rasch wie möglich ihre Arbeiten 
zu beenden. Die Vorbereitende Kommission trat am 6. November 
1930 in Genf zu ihrer abschließenden Tagung zusammen und beene. 
dete ihre Arbeit am 9. Dezember. Sie stellte in dieser Tagung den 
Text des Vertragsentwurfes fest und arbeitete ihren Bericht an den 
Völke rbundrat aus. Am 23. Januar 1931 beschloß de r Rat, die Ab-
rüstungskonferenz für den 2. Februar 1932 einzuberufen. Damit war 
das Stad ium der offiziellen Vorarbeiten beendet. 
Die Exekutivsitzung im Februar 1931 nahm einen von Albarda 
(Holland) erstatteten Bericht über die künftigen Aktionen der 
S. A. I. in der Abrüstungsfrage entgegen. Da der Internationale Ge-
werkschaftsbund den Wunsch ausgesprochen hatte, die durch die 
Einberufung der Abrüstungskonferenz des Völkerbundes notwendig 
gewordene Aktion im engsten Einvernehmen mit der Sozialistischen 
Arbeiter-Internationale zu führen, beschloß die Exekutive, ei ne ge-
meinsame Kommission mit dem I. G. B. einzusetzen, um die Formen 
der gemeinsamen Aktion auszua rbeiten. 
Zugleich faßte die Exekutive gemäß den Vorschlägen der Ab-
rüstungskommission der S. A. I. einstimmig folgende Entschließung 
über die zur Vorbereitung der Abrüstungskonferenz notwendigen 
Aktionen: 
• 
Der Völkerbundsrat hat endlich das Datum der solange erwarteten 
Abriistungskonferenz festgelegt. Wird sie den Völkern, die des Krieges 
und des bewaffneten Friedens müde sind. eine neue Enttäuschung 
bringen? Die Arbeiterbewegung aller Länder muß alles tun, um ein so 
furchtbares Ergebnis zu vermeiden, das Katast rophen herbeizufiihren 
geeignet wäre. 
Die S. A. I. will gemeinsam mit der Oewerkschaflsintcrnationale das 
genaue Programm der der Abriistungskonferenz vorzulegenden Forde-
rungen der Arbeiterschaft aufstellen. Heute beschränkt sie sich darauf, 
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, 
die Aufmerksamkeit aller ihrer Sektionen darauf zu lenken, wie not-
wendig eine eneriische Aktion gegenüber den Regierungen ist, um sie 
darin zu hindern, daß sie schOll im vorhinein die Erfolgsmöglichkeiten 
der Konferenz von 1932 gefährden, indem sie entweder noch vorher die 
'Rüstungen vergrößern, die dann verringert werden sollen, oder eine 
Politik durchfüh ren, die die für den Erfolg unentbehrliche moralische 
Befriedung und wirtschaftliche Besserung gefährdet, 
Oie Parlamentsfraktionen der der S. A, I. angeschlossenen Parteien 
haben auf die Parlamente und die Regierungen einzuwirken, damit sie 
die Initiative zu ernsten Abrüstungsplänen ergreifen, die mit der An-
nahme und dem Ansban der vom Völkerbund ausgearbeiteten allgemeinen 
Schiedsübereinkommen und dem Kriegsverbot gemäß dem Kriegs-
ächtungspakt übereinstimmen, 
Die S. A. I. fordert daher ihre Mitglieder, nnbeschadet der später 
zu ergreifenden Maßnahmen, anf: 
I. Schon jetzt mit aller Kraft gegen jede Steigerung der Militär-
ausgaben, gegen jeden Ausbau der Rüstungen zu kämpfen, der gegen-
Wärtig eine wah re Provokation darstellen würde. 
2. Dafür einzutreten, daß die Ratifizierung der auf Veranlassung des 
Völkerbundes abgeschlossenen wirtschaftlichen Vereinbarungen rasehest 
erfolge. 
3. In ihren Ländern für eine großzügige Politik internationaler 
'Kredite einzutreten, die zur Linderung der Wirtschaftskrise und der 
Arbeitslosigkeit beizutragen vermag. 
4. Im Sinne der gemeinsamen Beschlüsse des J. G. B. und der S. A. r. 
für die Regelnng des P roblems der internationalen Kriegsschulden ein-
zutreten, die nur dank einer )!;roßzügigen amerikanischen Mitwirkung 
endgültig sein und in hohem Maße zur Besserung der wirtschaftlichen 
.Lage und der politischen Atmosphäre beitra)!;en könnte. 
In der gleichen Sitzung wurde auch die Tagesordnung des Inter-
nationalen Kongresses ausgearbeitet und als erster Punkt festge-
legt: "Der Kampf um die Abrüstung·und gegen die Kriegsgefahren". 
Als Berichterstatter wurde D e B r 0 u c k e r e (Belgien) gewählt. 
Die in der Exek utivsitzung im Februar 1931 im Einvernehmen 
mit dem . Internationalen Gewerkschaftsbund geWählte Gemeinsame 
Kommission hielt zwei Tagungen ab: am 10. April in Brüssel und 
am 21. Juni in Genf. Außerdem tagte eine Unterkommission am 17. 
und 18. Mai in Amsterdam. 
-Die Vorentwürfe der Gemeinsamen Kommission. 
Das Ergebnis der Beratungen der: Gemeinsamen Kommission 
oilden: ein Programm de r Forderungen an die Abrüstungskonferenz 
und ein Aktionsprogramm. 
Das forderungsprogramm lautet: 
Der I. G. B. und die S. A.,J, bringen erneut -zum Ausdruck, daß alle 
materiellen und moralischen Kräfte, alle Aktionsmittel des Proletaria ts 
im Dienste des friedens stehen. 
Indem das Proletariat gegen den Kapitalismus kämpft, der den 
Keim des Krieges in sich trägt, indem es für den Auibau einer neuen 
Gesellschaftsordnung wirkt, in der es keinen Klassengegensatz gibt, 
bereitet es die vollständigste, die endgültige Verwirklichung des Friedens 
vor. Aber außerdem bemüht sich die Arbeiterbewegun g stets, die Keime 
des friedens zu entwickeln, die schon in der gegenwärtigen Gesell-
schaftsordnung vorhanden sind. Stets hat sie alle f ormen der wirtschaft-
lichen und politischen Zusammenarbeit zwischen den Völkern gefördert. 
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Sie hai slets für den Ausbau des Schiedsgerichlswesens, der inter-
nationalen Gerichtsbarkeit und aller Formen friedlicber ,Regelung inter-
nationaler Konflikte gekämpft und wird es auch in Zukunft tun. Aber 
der J. O. B. und die S. A. I. haben niemals au ßer Acht "classen, daß die 
Abrüstung ciß wesentliches. unentbehrliches Element dieser fr iedlichen 
Ordnung selbst darstell t, daß ohne die Abrüstung alles andere ergebnis-
los sein müßte. Die Stunde ist gekommen. diese Tatsache den Regie-
rungen, die sie zu vergessen scheinen, nachdrücklich in Erinnerung zu 
hringen. 
Die Abrüstung ist den Völkern wiederholt und in der bestimmtesten 
und fe ierlichsten Weise versprochen worden. Wenn im }(el]ogg-Pakt 
mehr erblickt werden soll, als der leere Ausdruck eines kraftlosen 
Wunsches, so muß ihm selbstverständlich die Abrüstung folgen. Der 
Artikel 8 der Völkerbundsatzung enthält eine unzweideutige Verpfllch-
lung zur Herabsetzung der Rüstu ngen. Wenn die Friedensverträge die 
Abrüstung der -besiegten Länder vorsehen, so nach ih rem Text selbst, 
um die "allgcmeine Rüstungsbeschränkung aller Na tionen einzulei ten·'. 
Seit mehr als zehn Jahren hat der Völkerbund, haben dic Gemischte 
Kommission, die Vorbereitende lKommission, unzählige Komitees Studien 
auf Studien gehäuft, man hat die Welt zu sehr langem Warten ge-
7:Wungen; die Regierungen mögen wissen, daß diese ständigen Ver-
zögerungen schließlich die Geduld der Massen erschöpft haben. Heute, 
da die Abrüstu ngskonierenz einberufen ist, hüte man sich, die Hoff-
nungen, dio die Einberufung hervorrief, noch einmal zu enttäuschen. 
Wenn die Konferenz ncuerdings vertagt werden oder wenn sie nicht zu 
konkreten und entscheidenden Resultaten füh ren sollle, müßte man 
diesen BankerOll feststell en. Die Arbeiterbewegung müßte daraus ihre 
Lehre ziehen und ihre Aktion dementsprechend einrichten. 
Der I. O. B. und die S. A. I. erklären: 
I. Das System der Abrüstung kann stabil und endgültig nu r aui der 
Gleichheit der R.echte und der Pflichten begründet werden. Nichts wäre 
für den Frieden verderblicher, als die Siegervölker und die besiegten 
Völker auf die Dauer nach verschiedenem Recht behandeln zu wollen. 
Der I. G. B. und die S. A. J. verla ngen, daß schon bei der Konferenz von 
1932 ein en tscheidender Schritt zur Gleichheit gemacht werde. 
2. Man darf nicht daran denken, die Gleichheit durch dio Wieder-
aufrüstung der anf Grund der Friedensverträge entwaffneten Länder 
herzustellen. Der Abrüstnnisvert rag darf nicht die Gelegenheit zu einer 
Aufrüstung irgend welcher Art bieten. Er darf aber auch nicht eine 
Stabilisierun}: der Rüstu ngen bedeuten, die von der Arbeiterklasse als 
eine Herausforderung angesehen werden würde. Der I. G. B. und die 
s. A. J. verlangen eine wesentliche. sofortige und allgemeino Herab-
setzung der Rüstungen. 
3. Diese Herabsetzung muß sich aui alle Rüstungsclementc er-
strecken. Sie muß die Friedensstände, die Dienstzeit. die mobilisierbaren 
Reserven. alle Arten militä rischer Ausgaben, die· Marine, die Befesti-
gungen. Wallen und Muniiion fü r die Streitk räfte zu La nde und zu 
Wasser betreffen. 
Das Verbot der chemischen und bakteriologischen Rüstungen muß 
bestätigt und wirksam gestaltet werden. 
Die Luftflotten si nd unverzüglich zu beseitigen. Sie dürfen in der 
Konvention, die das Resultat der Abrüstungskonferenz sein wird. nicht 
Bestandteil der noch erlaubten Streitkräfte der Landesverteidigung sein. 
Es ist eine strenge Kontrolle der Bautätigkeit der zivilen Flugschilf~ 
fahrt (HandelS- und Reiseflugschillahrt) einzuführen. Die Flugschiflahrts-
linien sind zu internationalisieren. 
4. Um die Beachtung der allgemeinen Konvention, die abgeschl ossen 
werden soll. zu sichern, muß uubedingt, unabhängig von der nationalen 




möglicht, eine strenge internationale Kontrolle eingeführt werden, die 
zugleich die Militärausgaben, die Rüstungen, die öffentliche und private 
Waffen- und Munitionserzeugung und den internationalen Waffenhandel 
Zll überwachen hat. Die Konvention muß den Staaten verbieten, die Auf-
deckung von Verletzungen der Konvention als Verbrechen zu behandeln. 
5. Wenn diese ersten Maßnahmen du rchgeführt sind, gilt es, das 
Werk der Abrüstung fortzusetzen, bis es zu seinem Abschluß gekommen 
ist, d. h. ,bis auf der ganzen Erde jegliche Vorberei tung zum Krieg ver_ 
schwunden ist. 
Zu diesem Zweck wird ein ständiger, internationaler Abrüstungs-
organismus geschaffen werden müssen, mit Konferenzen, die sich in regel-
mäßigen und kurzen Zeitabständen versammeln, um iedesmal die neuen 
Abrüstungsmaßnahmen festzulegen, die im Laule der nächsten Periode 
durchgeführt werden soUen. 
Das Aktionsprogramm enthält folgende Punkte: 
l. Zwe ,ite ArbeiteT-Sport - Olympiade in Wien 1 9. b ~s 
25. Ju -li 193 1. 
Die große Demonstration der Arbeiter-Sport-Olympiade wird für 
lI(undgebungen für die Abrüstung verwendet rwerden. 
2. VieTter :Kongreß der Sozialistischen Ar b eiter - In -
ternaHona1·e in Wien, 25. J uli bis l. August 1 931. 
Der -erste Punkt der T agesordnung des Internationalen Kongresses 
heißt: ,.Der Kampf um die Abrüstung und gegen die Kriegsgefahr." Die 
I13-ehandlung dieses Punkt-es -i n der P lenarsitzung -wird zu einer Demon-
stration für die Abrüstung werden. 
3. Von Parteien und Gewerkschaitsver bänden an -
grenzender Länder in Grenzor 'ten zu organisJeren-de 
D emonstrationen. 
In der Art, wie derart ige Demonstrationen bereits 1930 und 1931 
in Aachen, Konstanz, Basel usw: abgehalten wurden. soll in der Zeit 
vom 15. August bis 15. Oktober 1931 in vielen Grenzorlen die Organi-
sation solcher Demonstrationen in Aussicht genommen werden. Um ein 
,OeUngen zu ermöglichen, ist die Vorbereitung möglic11st bald in An-
griff zu nehmen. 
4. Akti onen in den Par1amenten. 
Die sozialistischen ParlamentsirakIionen werden eingeladen, die 
Forderungen der S. A. L und des I. O. 'ß. in -den parlamentarischen 
Körperschaften zu vertreten und dahin zu wirken, daß die Regierungen 
das ihrige zum Gelingen der Abrüstungskonferenz beitragen. 
5. Oroße öffentliche Versammlu ng en in den wichtig-
sten Städten Europas, m H R:e 'dnern aus verschie -
denen Länd -er n. 
Diese Massenversammlungen werden für die letzten Monate 1931 
und den Beginn 1932 in Aussicht gellommen, da dann ein gesteigertes 
Interesse ,für die herannahende Abrüstungskonferenz vorausgesetzt 
werdell kalln. Diese VersammlungeIl solIeIl möglichst lange vor ihrer 
Abhaltung festgesetzt und vorbereitet werden und <für weiteste Be-
kanntmachung der Abhaltung gesorgt werden, 
Die Be.<;orgung von Rednetll soll womöglich von den Paflfeicll auf 
<lircktem Wege erfolgen, doch werden die Sekretariate der S. A. r. und 
([es I. O. B. Schwierigkeiten bei der Vermittlung beheben. 
6. I nternationaler Pctitionssturm für die Abrüstung. 
Der illternationa'le Petitionssturm ist nicht nur ein vortreilliches 
.Mittel, um den Volkswillen in imposanter Weise zum Ausdruck zu 
bringen. sondern außerdem eine vorzügliche Methode zur Weckung. und 
Steigerung des Interesses der Arbeiterklasse für die Abrüstung, Uber-
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dies ein ausgezeichnetes Mittel zur Schulung der organisierten Arbeiter 
in der Führung internationaler Aktionen. 
Der 1929 von der S. A. I. organisierte Petitionssturm hat seinerzeit 
in Genf ,Eindruck gemacht. 
<Der diesmalige aber sollte einen viel größeren Umiang haben. Not~ 
wendige Voraussetzung dazu ist die tatkräftige Mitarbeit der ange-
'Schlossenen Parteien und gewerkschaftlichen Verbände aller Länder. 
1929 hat diese Unterstützung vielerorts zu wünschen übrig gelassen, 
is t auch nicht überall in zweckmäßiger Welse gearbeitet worden. 
Die Petition von 1931 wird folgendermaßen durchgeführt; Die Pe-
titionen werden nicht im Namen von Einzelpersonen, sondern Im Namen 
von Gruppen, jedoch vom Vorsilzenden. dem Sekretär und eventuell den 
Mitgliedern des Komitees unterzeichnet, abgesandt. Die Parteien und 
die gewerkschaftlichen Landeszentralen werden allen Einzelsektionen, 
atlen Abteilunlten befreundeter Arbeiterorganisationen (Genossenschaften, 
Sport-, Bildungs-, Musikvereinigungen, frauenklubs, Jugendbünden) ebenso 
allen öfientHchen Versammlungen, auch dann, wenn sie für ganz andere 
Zwecke einberufen worden sind, Gelegenheit zur Absendung von Adressen 
;m Namen der Gruppen, Versammlungen etc. geben, 
Ausgeschlossen muß bleiben, wie dies 1929 in einzelnen Ländern 
geschehen ist, daß der Partei vorstand oder -der Landesvorstand der 
Gewerkschaften im Namen aller bei dieser Körperschaft organisierten 
Arbeiter allein eine Petition absenden. Es soll die Aktion durch Antei'!-
nahme der Masse der organisierten Arbeiter durchgeiührt werden. 
für die Sammlung der Petitionen werden die Monate Oktober, No_ 
vember und Dezember bestimm I. 
Die Petition wird in zwei Exemplaren ausgefertigt, Das eine richtet 
sich an die Regierung des Landes, das andere an den Völkerbund. Das 
letztere Exemplar ist in jedem Pali an die Partei oder rLandeszentrale 
<Ier Gewerkschaften ·im Lande einzusenden. Die Petition an die Regie-
rung wird je nach der Jfntscheidung der zentralen Arbeiterorganjsationen 
im Lande entweder an die Regierung direkt gesandt oder zentral ge-
sammelt und der Regierung gemeinsam übergeben, 
f ür den Internationalen lFetitionssturm ist eine energische Propa-
ganda durch die Parteipresse notwendig, 
7. Wort la ut der Peilt -ton, 
Die, ... (Name der Oruppe oder Versammlung) m . , , . (Ort) 
.. (Land) bestehend aus, ... Männern und 'Frauen, erklärt; 
Solange die Abrüstung nicht durchgeführt ist. ist der Frieden stets 
gefährdet. Die IFriedensverträge haben einzelne Länder zur Abrüstung 
gezwungen und die Abrüstung der anderen versprochen. Oie langen Ver-
handlungen in Genf -haben jedoch bisher kein greifbares Resultat er-
'geben. Die Lasten der 'Rüstungen ~achsen, Die Geduld der Völker ist 
aufs äußerste angespannt. 
Daher fordern wir von den auf der AbrüstungskoniererlZ vertre-
tenen Regierungen, daß sie endlich zu positivem Handeln übergeherL 
Ein Vertrag muß abgeschlossen werden, der sofort eine großzügige 
Herabsetzung der Heeresbestände. des Kriegsmaterials in allen formen 
und der Mil!tärausgaben sichert und zur vollständigen. allgemeinen und 
kontwllierten Abr,üstung führt. 
8, Die überreichung der Petitionen. 
Die Petitionen, die an die Regierungen gerichtet sind, werden im 
Januar 1932 gemeinsam durch eine ,Deputation der Parlei und der ge-
werkschaftlichen Landeszentrale der Regierung überreicht. In Ländern, 
wo die Zusendung der einzelnen Petitionen an die Regierung direkt 
erfolgt ist, wird diese Deputation bei der Re('ierung vorsprechen. um 
das Gesamtresultat der Aktion und die Forderungen der Arbeiterklasse 
darzulegen. 
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Im Anschluß an diese Aktion wird die übergabe an den Vorsitzen-
den der Abrüstungskonferenz durch eine Deputation der S. A. I. und des 
I. G. B. eriolgen. 
Wenn möglich, soU diese feierliche übergabe mii einer internatio-
nalen Demonstration in mehreren Hauptstädten verbunden werden. 
'<. 9. I n,ternationa1e Konferenz. 
Es wjrd eine internationale Konferenz. die von der S. A. r. und dem 
J. O. B. gemeinsam einberufen wird, in Aussicht genommen. An dieser 
wird der Ausschuß des I. O. iß. und die "internationale Konferenz (er-
weiterte Exekutive) der S. A. I." unter Zu ziehung der Frauenorgani-
salionen belder Internationa'len teilnehmen. 
über Zeit und Ort der Konferenz werden die Bureaus des I. G. iß. 
und der S. A. I. entscheiden. Vorläuilg wird eine Einberufung etwa für 
den März 1932 in Aussicht genommen, wenn bereits eine gewisse IKlä-
nmg über die Situation auf der Abrüstnngskonferenz erfolgt "ist. 
10. Presse,'Brosch ·üren , Plakate. 
Die ganze Aktion ist natür·lich in hohem Maße auf die Mitarbeit 
der sozialistischen und gewerkschaftlichen Presse angewiesen. Gelegent-
lich des Wiener Kongresses wird eine Konferenz der Hauptzeitungen 
(jede derselben vertreten durch zwei verantwortliche 'Leiter) stattfinden. 
in der die Richtlinien der Propaganda durch die Presse besprochen 
we~den. 
Außerdem wär.e es angezeigt, daß die bei den Sekretariate auch 
noch besondere P ropagandaschrilten herausgeben würden; z. B. Beiträge 
allS der Feder verschiedener, international bekannter Führer enth altende 
Broschüren und dergleichen . So wä re z. 8.. in Form von Flug-
schr.iften, die mÖg'lichst weite Verbreitung der ·Forderungen von S. A. I. 
und I. O. B. empfehlenswert. Ebenso wäre die Herausgabe von Plakaten 
in Betracht zu ziehen. 
lJ. Beobac ·hlung und Intervent ·ion währe n d der Ab -
r ü s tun g s k 0 n f er e n z. 
Die Tätigkeit der Genfer Abrüstungskonferenz sollte im Auftrag der 
S. A. 1. und des I. (i. B. mit der größten Aufmerksamkeit verfolgt werden. 
Es wäre sehr begrüßenswert, wenn zu diesem Zwecke ein Vertreter der 
Arbeitenbewegung als Beobachter in Genf anwesend sein könnte. 
Auch ist es nicht ausgeschlossen, daß sich, in gewissen Augen-
blicken, ein Eingreifen der ·internationalen ArboHerhewegung als not-
wendig erweist, damit die Konferenz vor einer Schlappe oder einem 
Abirren vom Wege bewahrt werde. 
Dazu brauchen wir einen 'Informationsdienst, imstande, unsere lei-
lenden Instanzen zu warnen, damit diese beizeiten die Initiative zu 
Demonstrationen ergreifen und Richtlinien Hir unser -parlamentanisches 
Auftreten geben können. 
12. ßedchte über die Akt ion. 
Die Sekretariate der S. A. I. und des I. G. B. werden eine Regelung 
treffen, ,die soviel wie möglich Garantie bietet, daß sie aus sämtlichen 
Ländern, in denen die Aktion durchgeführt wi rd, regelmäßige und ge-
naue Mitteilungen über deren Verlauf enthalten. 
Oieses Material wird die Grundlage bilden Hir zusammenlassende 
Berichte, die der Presse aller Länder zugestellt werden und aus denen 
schließlich ein Gesamtberiebt über die Aktion nach ihrem Abschluß auf_ 
gebaut werden wird. 
Die Gemeinsame Kommission beschloß ferner, die Exekutiven 
der beiden Internationalen aufzufo rdern, das Mandat der Gemein-
samen Kommission über den Wiener Kongreß hinaus zu verlängern, 
um die Frage der Bekämpfung ,der Kriegsgefahren und der Aktion 
der interna tionalen Arbeiterbewegung · im Falle der Kriegsgefahr 
prüfen. iu können. 
• 
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Die Abrüstungskommissioll der S. A. I. bestand zu Beginn der 
Berichtsperiode aus: Alb a r d a (Holl and), Vorsitzender; B r e i t -
scheid (Deutschland), De B r ouckere (Belgien), D eutsc h 
(Österreich), Gi 11 i e s (O'roßbritannien), Ha n s s 0 n (Schweden), 
M o d i g I i a n i (Italien) und Ren a u de i (Frankreich). Im Ver-
lauf der Berichtspcriode w urden An der sen (Dänema rk) und 
Va n de r v e i d e als Vorsitzender der Exekutive eingeladen, den 
Sitzungen des Abrüstungsausschusses beizuwohnen. 
Die Abrüstungskommission trat zum ersten Male nach dem 
Brüsseler Kongreß am 24. November 1929 in Brüssel zu einer ge-
meinsamen Sitzung mit dem Bureau der S. A. I. zus.ammen, um den 
Arbeitsplan festzulegen. 
Die nächste Sitzung fand am 4. und 5. Januar 1930 im Haag 
statt und !beschäftigte sich mit den Problemen 'der -bevorstehenden 
Londoner Seeabrüstungskonferenz. 
Vom 7. bis 9. Mai 1930 tagte die Abrüstungskommission in Ber-
lin, um einerseits zu den Ergebnissen der Londoner Konferenz und 
den allgemeinen Problemen des Kampfes gegen die Rüstungen Siei-
lung zu nehmen, andererseits den Stand der Arbeiten in der Vor-
bereitenden Abrüstungskommission des Völkerbu ndes zu erörte rn. 
Nach der Einberufung der Abrüstungskonferenz des Völker-
bundes trat die Kommission am 18. und 19. Feb ruar 1931 in Zürich 
zusammen, um das Programm der Aktion der Internationale im Hin-
blick auf die Abrüst ungskonferenz vorzube reiten. 
In der Exekutivsitzung im Februar 1931 wurde gemäß einem 
Wunsch des Internationalen Gewerkschaftsbundes beschlosse n, eine 
gemeinsame Abrüstungskommission zu bilden. In diese Kommission 
entsandte die S. A. I. Alb a r d a (Holland), An d e r s en (Däne-
mark), B r e i t s e he i d (Deutschland), D e B r 0 c k e re (Belgien), 
D e u t s c h (Österrcich), Gi 1100 e s (Großbritannien), H a tU so n 
(Schwedcn), Mo d i g I j a n i (Italien) , Ren a u d eI (Frankreich). 
Va n der v eId e und A die r. De r Internationale Gewerkschafts-
bund: C i t ri n e (G roßb ritannien), J a c 0 b sen (Dänemark), J 0 u -
hau x (Frankreich), Lei par t (Deutschland), Me r t e n s (Bel-
gien), Ta y e r t e (Tschechoslowakej) und Sc h e v e n eis. In der 
ersten Sitzung der Gemeinsamen Kommission wurde beschlossen, 
der Sozialistischen Jugend-Internationale das Recht zu geben, einen 
Ve rtreter zu den Beratungen der Kommission zu entsenden. In die-
ser Eigenschaft wohnte Vo r r i n k der ersten Sitzung der Kommis-
sion bei. 
Die Gemeinsame Kommission hielt unter dem Vorsitz von Al -
bar d a (S. A. 1.) und J 0 u hau x (I. G. B.) zwei Tagungen ab. Die 
eine iand in Brüssel am 10. April und die andere in Genf am 21. Juni 
1931 statt. Außerdem fand am 17. und 18. Mai in Amsterdam eine 
Sitzung eine r von der Kommission gewählten Unterkommissioll 
statt, die aus A l ba r da . J 0 11 ha ux. Adle r, Sc hev en e i s, 
Andersen, B r eitscheid, De Bro ll ck~re, Qillies, 
und Renaudel bestand. 
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Allgemeine weUpolitische Probleme. 
Abgesehen von den drei Hauptgebieten der Betätigung der 
S. A. I. in der Berichtspe riode, über dle wir in den vorangehenden 
Abschnitten berichtet haben, hatte sie noch zu einer Reihe weIt-
politischer Fragen, da runter zu solchen von allergrößter Bedeutung, 
Stellung zu nehmen. 
Reparatiollell, RlteilllalldräumulIg, Saarfrage. 
Im September 1928 beschlossen die Regierungen von Deutsch-
land, Belgien, Frankreich, Großbritannien und Japan, die Einsetzung 
eines Ausschusses von unabhängigen Finanzsachverstä ndigen, dem 
im Dezember des gleichen Jahres der Auftrag erteilt wurde ... Vo r-
schläge für eine vollständige und endgültige Regelung des Repara-
tionsproblemes auszua rbeiten". Die Konferenz der Sachverständi-
gen tagte vom 11. Februar bis zum 7. Juni 1929 in Paris, 
Bevor die Sachverständigenkonferenz zusammentrat, fand am 
8, und 9. Februar 1929 in London. unter dem Vorsitz von Ramsay 
MacDonald eine Tagung von Vertretern der Arbeiterpartei Bel-
giens, der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, der Soziali-
stischen Partei Frankreichs und der britischen Arbeiterpartei statt. 
Der Zweck der Tagung war, gegenseitiges Einvernehmen über die 
Probleme der Sachverständigenkonferenz, also die Re par a t i-
onsfrage, die Frage der internationalen Kriegsschu l-
den und die Rheinlandräumung herzustellen. Ober die 
Tagung wurde der Presse folgende Mitteilung übergeben: 
Die IDelegierlen der vier soziaüstischen Parteien, die auf der um-
doner Konferenz vom 8. und 9. Februar 1929 vertreten waren, haben 
die gegenwärtige Internationale Lage geprüft. namentlich das Prob'lem 
der Reparation und der interalliierten Schulden, sowie die frage der 
Rheinlandräumung. 
Sie haben in vollem Binvcrständnis ,die Haltung vcreinbart, die unter 
den gegenwärtigen Umständen einzunehmen ist, wobei 'SIe von den allge-
meinen Grundsätzen ausgingen, die auf den Konferenzen in Frank-
furt a. M. (922), fierlin und Hamburg (1923) und Luxemburg (1926) 
formuliert wurden, 
Die Exekutive der S. A. 1., die unmittelbar da rauf, am 10. 
und 11. Februar 1929 in London tagte, nahm einen Bericht 
Oe B r 0 u c k e r es (Belgien) über diese Konferenz entgegen und 
billigte ihn einstimmig. 
Die Sachverständigen-Konferenz hatte ihre Arbeiten am 7. Juni 
1929 beendet. Der von ihr ausgearbeitete Plan, nach dem Vorsitzen·~ 
den der Konferenz Y 0 u n g - P I a n genannt, sollte einer diploma-
tischen Konferenz, die nach Dem Haag einberufen wu rde, unter-
breitet werden. Zu den Problemen dieser Tagung nahm die Exe-
kutive der S. A. I im Juli 1929 in folgender Entschließung Stellung: 
Il(urz vor dem Zusammentritt der Haager Konfcrenz will die Exe-
'kutive feststeHen, daß dic dcutschen, englischen, belglschcn, französischen 
und italienischen Sozialistcn bereits 1922 in Frankfurt in Resolutionen, 
die von den lKongressen der gesamten Internationale in Hamburg (1923) 
und BrÜss.el (1928) bestätigt wurden. die Lösungen formuliert haben, 
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nach denen sich nun u'nter dem Druck der Ereignisse und der öffent-
lichen Mei-nung die Regierungen orientieren müssen, in bezug auf : 
i. Die endgültige Regelung des Problems der Reparationen in Ver-
bindung mit dem der Schulden. 
Z. Den Rückzug der ausländischen Truppen aus dem Rheinland. 
3. Die Abrüstung zur Se~. zu Land und in der Lu ft. 
Die Annahme des Youngplanes muß notwendigerweise die Räumung 
des Rheinlandes ohne weiteren Aufschub und ohne Bedingungen, die 
Deutsch'land einer einseitigen und dauernden Kontrolle unterstellen 
würden, die mit den Rechten einer freien Nation u'nverträglich wäre 
und übrigens weder in den Verträgen von VersaiJles noch von Locarno 
vorgesehen ist, zur fF-olge haben. 
Die Exekutive er·innert daran, daß die Sozialisten der daran inter-
essierten ·Länder bei den vergangenen Kongressen der In ternationale 
einmütig darüber waren, daß es, um die liquidierung des Krieges zu 
vollenden, notwendig ist, durch gütliche Verständigung das Ausnahme-
,regime, das im Saargebiet besteht, zu beendell, ein Ausnahme-Reg.ime, 
dessen Beseitigung in der kürzesten Frist erforderlich ist. 
Die 'In ternationale beg Mißt die von der Arbeiterregierung Groß-
hritanniens ausgehende Initiative "hinsichtlich der Abrüstung zur See 
und der obligatOrischen Schiedsgerichtsbar.keil. Sie unterstützt mit allen 
ihren Kräften die Entwicklung dieser Aktionen sowohl in bezug auf die 
aHgemeine Herabsetzung der Rüstungen (zur See. zu ILand und in der 
,Luft) als auch hinsichtlich der Ausdehnung der Schiedsgerichtsbarkeil 
als Lösung internaiionaler Konflikte. 
rOie endische Arbeiterregierung kann in -ihrem Kampf gegen den 
'Krieg und für den Frieden in Europa und in der Welt auf die gesamten 
organisierten Kräfte der Internationale zählen . 
Vom 6. bis 31. August 1929 tagte im Haag die diplomatische Re-
parations-Konferenz. Ihre wichtigsten Beschlüsse wurden in den 
"Problemen des Völkerbundes" (Nr. 7, Jahrgang 1929) wieder-
gegeben. 
Schon während der Tagung war eine verschiedene Wertung der 
Haltung der an der Konferenz beteiligten sozialistischen Delegierten 
in der sozialistischen Presse der einzelnen Länder wahrzunehmen. 
Das Bureau der S. A. I. untersuchte die Frage, ob es nötig sei, zur 
Beratung der Haager Probleme, insbesondere im Hinblick auf die 
Gefahr, daß eine Einigung nicht zu Stande komme, neuerlich zu-
sammenzutreten. Die Mehrheit der Bureaumitglieder entschied sich 
zu einer abwartenden Haltung, die zur Diskussion stehende außer-
ordentliche Sitzung des Bureaus wurde zunächst abgelehnt und er-
wies sich später als nicht nötig. Dagegen fand nach Abschluß der 
ersten Haager Konferenz in der sozialistischen Presse eine Debatte 
über die Stellungnahme der sozialistischen Delegierten im Haag, 
insbesonde re die Haltung Snowdens, statt; so erschienen auch Artikel 
von Vandervelde, GiIIies und Schiff in der "Internationalen Infor-
mation" (I. I. 32 und 35/29, D. D. 4129). 
Die zweite Haager Konferenz tagte vom 3. bis 20. Januar 1930 
und behandelte in der Hauptsache die Probleme der Ost-Repara-
tionen. Die "Lösung", 'die die Frage der ungarischen Optanten bei 
dieser Konferenz fand, ist in der " In ternationalen Information" (Seite 
lOl, Jahrgang 1930) als ein unverschämter Mißbrauch der politischen 
Macht der ungarischen Grafen für ihre eigene Tasche geke nnzeich-
I. 73 
net worden. Im rumänischen Parlament legte im Auftrage der sozial-
demokratischen Fraktion Rad ace a 11 u die Haltung der Fraktion 
zu den Haager Vereinbarungen dar und erklärte, die Lösung bedeute 
in letzter Instanz, "daß das rumänische Volk und die anderen mit-
bewohnenden Völker auf die ungarischen Reparationen verzichtet 
haben, jedoch nicht zugunsten des ungarischen Volkes, das dessen 
wert wäre, sondern zugunsten der ungarischcn Magnaten, mit dem 
Ministerpräsid enten Bethlen selbst an der Spitze." (Internationale 
Information, Seite 119, Jahrgang 1930). 
Mit den Problemen der zweiten Haager Konferenz beschäftigte 
sich auch ein Expost: der b u I gar i sc h e n Sozialdemokratie, das 
besonders die bulgarischen Reparationsverpflichtungen und die 
Lage des Landes behandelte. Das Memorandum wurde durch das 
Sekretariat der S. A. I. den Exekutivmitgliedern übermittelt. 
Die Exekutive behandelte in ihrer Sitzung im August 1930 die 
allgemeine politische Lage nach der Regelung der "Reparationsfrage 
auf Grund des Young-Planes, Der Vorsitzende, D e ß rOll c k er e, 
wies bei dieser Gelegenheit auf die Bedeutung des noch ungelösten 
S aar pro b I e m s hin, dessen Weiterbestehen eine Ursache von 
Mißstimmung und Reibungen zwischen Deutschland und Frankreich 
bilde. Es wurde die Einsetzung einer Kommission von Vertretern 
der deutschen Sozialdemokratie und der französischen Sozialisti-
schen Partei unter dem Vorsitz von D e B r 0 u c k c re zum Zwecke 
der Ausarbeitung praktischer Vorschläge zur Lösung des Saaf-
problems beschlossen. 
Deli t sell-Osl erreiehi seiles Zoll prof okoll. 
Zur Behandlung der durch das deutsch-österreichische Zollpro-
tokol! aufgeworfenen wirtschaftlichen und politischen Probleme 
tagte am 3. und 4. Mai 1931 in Zürich das erweiterte Bureau der 
S. A. r., unter Zuziehung von Vertretern der tschechoslowakischen 
und der deutschen Sozialdemokratie in der Tschechoslowakei. 
Ober die Beratungen wurde folgende Mitteilung ausgegeben: 
IDas Bureau der S. A. J. hat die Lage geprüft, die durch den zwischen 
<Deutschland und Österreich abgeschlossenen Vorvertrag über eine Zoll-
union entstanden -ist. Es hat festgestellt, daß die sozialistischen Par-
teien der beteiligten Länder darin einig sind, im Interesse -des Welt-
friedens ihre Bemühungen um eine Lösung des Konll!ktes fortzusetzen, 
die mit den Interessen der Arbeiterklasse und der Würde aller bcteiligten 
Under vereinbar ist. Die Internationale wird dahin wüken, aus dem 
Konflikt selbst eine Neuordnung der europäischen Wirtschaftspolitik 
hervorgehen zu lassen, die zu r Herabsetzung" der Zolltarife und zur 
(Beseitigung der Hemmnisse des internationalen Warenaustausches 
!tihren kann. Zu ,diesem Zwecke werden die Parteien In ständiger 
ifühlung bleiben und {jas Bureau wird in Kürze wieder zusammentreten, 
um die Beratung fortzusetzen. 
Sowiet-Rußland und der Feme Osten. 
Oie Exekutivsitzung im Juli 1929 in Zürich behandelte als ersten 
Punkt ihrer Tagesordnung die Kriegsgefahr im FerneIl Osten, die 
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durch den Konflikt zwischen China und Sowjet-Rußland um die 
Beseitigung der russischen Kontrolle über die ostchinesische Bahn, 
soweit sie auf chinesischem Boden liegt, geschaffen wurde. 
Zu diesem Problem faßte die Exekutive einstimmig folgende 
Resolution : 
Die ExeJootive der S. A. I. forder t die Arbeiter der Welt aui, ihre 
Aufmerksamkeit den Oelahren zuzuwenden. die aus dem ,l(onilikt 
zwischen der Sowjetunion und China hervorgehen. 
Es ist ein unerträglicher Gedanke, daß 15 Jahre nach dem Aus-
'bruch des Weltkrieges. in einer Zeit, .in der immer noch Millionen 
Kriegerwitwen ulKl Kr,iegerwaisen die Opfer des Krieges beklagen. in 
der noch Millronen Kriegsbesehädigte ein Leben der Schmerzen und 
Entbehrungen führen, ·in der die Völker die furchtbaren wirtschaftlichen 
'Folgen des Kr·ieges immer noch in der großen Arbeitslosigkeit spüren, 
in der Mandschurei neuerlich von bei den Seiten Truppen an die 
Grenze vorgeschoben werden, deren Zusammenstoß abermals die Welt 
In Iflammen zu setzen droht. 
Es ist ein unerträglicher Gedanke, daß ein Zusammenstoß 'zw-ischen 
der russischen und der chinesischen Revolution zu einer wirtschaftlichen 
'Katastrophe und damit zum Siege der Konterrevolution fiihren könnte. 
Angesichts dieser Gefahren betrachtet es die Exekutive als Pilicht 
der sozialistischen und Al1heirerparteien aller Länder. ihren Binfluß auf 
die Regierungen und auf die öffentliche Meinung der Welt auszunUtzen, 
um einen Krieg unmöglich zu machen und im falle einer akuten Kriegs-
gefahr die .produktion und den Transport von Mu nition in beide Länder 
zu verhindern. 
Die Internationale, die vom Anfang der ch·inesischen Revolution an 
das Recht des chinesischen Vo'lkes auf seine volle nationale Souverä-
nität, auf die Beseitigung aller Pl"ivilegien ausländischer Mächte aul 
chinesischem Boden verteidigt hat, erkennt an, daß es das Recht Chinas 
'ist, die Beseitigung der russischen IKontrolle über die ostchinesische 
Bahn, soweit sie auf chinesischem Boden liegt, zu fordern, ebenso wie 
jeder fremden Kontrolle von Eisenbahnen auf chinesischem Boden. Die 
Sowjetregierung, die so oft die Beseitigung aller Privilegien der frem-
den Mächte auf chinesischem Boden gefordert hat, hat kein Recht, 
dieses Prinzip zu bestreiten, wenn es sich um ein Privileg der Sowjet-
union handelt. 
Aber die Internationale ist andererseits der Meinung, daß die Auf-
hebung der russischen KontrOlle iiber die ostchinesische Bahn nicht ge-
waltsam, auf einem dem Ifrieden gefährlichen Wege erfolgen kann, 
sondern nur durch einen friedlichen Vertrag, der den ungestörten Ver-
kehr zwischen Sibirien und Wladlwostok garantiert und der der Sowjet-
regierung die Bürgschaft bietet, daß diese Bahn nicht zum Stützpunkt 
der gegen die Sicherheit der Sowjelunion ger·ichtelen Tätigkeit russischer 
Weißgardisten mißbraucht werden kann. 
Von diesen Grundsätzen ausgehend, fordert die !Exekutive die 'Ein-
stellung der militärischen V-orbereitungen auf beiden Seiten, die Wieder-
aufnahme der diplomatischen Beziehungen zwischen China und der 
Sowjetunion, ,die Neuregelung der Verwaltung der ostchinesischen Bahn 
durch einen Vertrag. Die Exekutive fordert, daß beide Mächte, falls 
sie sich iroer einen solchen Vertrag nicht zu einigen vermögen, die Ent-
scheidung eines Schiedsgerichtes anrufen und anerkennen. . 
Die Exekutive stellt weiter iest, daß die Machthaber der Mand-
schurei den Konflikt mit der Sowjetunion benutzt haben, um die Ge-
werkschaften aufzulösen und die Arbeiter .des Streikrechtes zu be-
rauben. Ohne zu verkennen, daß die Sowjetregierung selbst den Vor-
wand zu dieser Verfolgung der Arbeiterschaft gegeben hat, indem sie 
Arbeiterorganisationen aui chinesischem Boden ais Werkzeug russischer 
Politik mißbrauchte, protestiert die Internationale dennoch gegen diese 
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Verfolgung der Ar-beiterorganisationen in der Mandschurei_ und erklärt, 
daß die ch'inesische Regierung die werktätige Sympathie der Arbeiter~ 
klasse für ihren Kampf um die uneingeschränkte nationale Souveränität 
Chinas gefährdet, wenn sie diesen Kampf durch Verfolgung von Ar~ 
beiterorganisationen und Vernichtung elementarer Rechte der Arbe1ter~ 
schaft schändet. 
In der Exekutivsitzung, die im Mai 1930 in Berlin stattfand, be-
schäftigte sich die Exekutive sehr eingehend mit verschiedenen 
Problemen, die die Sowjetunion betreffen. So wurde das Problem 
des wirtschaftlichen Aufbaus in Rußland, seine Folgen für das Pro~ 
letariat der Sowjetunion und seine Bedeutung für die internationale 
Arbeite rbewgung eingehend erörtert und schließlich folgender Auf~ 
ruf "an die Arbeiter der Sowjetunion!" bei einigen Stimmenthaltun-
gen einstimmig angenommen: 
In einer ernsten Stunde wenden wir uns an Euch. 
Wir wissen: man hat Euch immer einreden wollen, daß die soziali~ 
stischen Parteien der Welt "Sozialfaschisten", "Lakaien des Kapitals", 
"Verräter der Arbeiterklasse" seien. Aber unter unseren Fahnen sammeln 
sich immer weitere Millionen von Arbeitern, die, -in der harten Schule 
des politischen und gewerkschaftlichen Kampfes zusammengeschweißt, 
unter überwindung der größtcn Schwierigkeitcn mächtige gewerkschafl-
licl1e, wirtschaftliche und politische Klassenorganisationen geschaffen 
haben, um mit ihrer Hilfe für die Ideale des Sozialismus zu kämpfen. 
Könnt Ihr wirklich glauben, daß diese MiHicnen kämpfender Proletarier 
ihre eigenen Interessen nicht verstehen, sich selbst "verraten"? Im 
Namen dieser Millionen organisierter Proletal'ier wenden wir uns an 
Euch, .. 
Tiefe Besorgnis um das Schicksal der russischen Revolution be-
drückt die sozialistischen Arbeiter aller Länder. Sie hören von dem 
Hunger in Euren Städten . Sie wissen, daß Eure Arbeitsbedingungen noch 
oft ungünstiger sind, als die der Arbeiter in den kapitalistischen Ländern, 
Sie kennen das Scheitern der gewaltsamen Methoden der Kollektivi~ 
sierung der Bauernschaft. Sie hören mit Entsetzen von der Fortdauer, 
ja von der Verschärfung des blutigen Terrors. 
Di e S. A. I. fürchtet, daß die 'Fortdauer dieser verhängnisvollen Politik 
eine Kluft aufreißen könnte zwischen den heiden Klassen, auf die sich 
die russische Revolution stütz!: zwischen den Arbeitern und den Bauern. 
Geschähe dies, würde der Bauer der Sowjetunion mit Haß gegen das 
!Proletariat und die Revolution erfüllt, dann entstünde die Gefahr, daß 
die Erbitterung und Verzweiflung der Bauernschaft von den weißen 
Konterrevolutionären für ihre Zwecke mißbraucht würde, die entsetzliche 
üefahr neuen Bürgerkrieges in der Sowjetunion. 
Ein Sieg der Konterrevolution wäre eine ungeheure Katastrophe 
nicht nur fiir die Völker der Sowietunion, die um die Früchte ihrer 
großen Revolution betrogen würden, nicht nur für die Arbeiterklasse 
der Sowjetunion, deren heroischer K-ampf ergebnislos gewesen wä re, 
sondern auch für die Arbeiterbewegung, für die ·Demokratie und für deli 
Frieden der Welt. 
Gestützt auf die iahrzehntelange Erfahrung der politischen Kämpfe 
der Proletarier Europas, erklärt die S. A, I. Euch, Proletariern der 
Sowjetunion, daß es an Euch liegt, die russische Revolution zu retten, daß 
in Euren Händen das Mittel liegt, eine Katastrophe zu vermeiden und 
eine friedliche Lösung all der gewaltigen Probleme der Revolution 
herbeizuführen. 
Oie Sowjetre~ierung gibt vor. im Namen der Arbeiterklasse zu 
regieren. Es liegt in Eurer Macht, Arbeiter der Sowietnnion, sie auf den 
notwendigen 'Weg zu zwingen. Was immer Eure Ansic-hten sind, ob Ihr 
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Kommunisten oder Parteilose seid, - Ihr müßt Euch mit den Sozialisten 
verbünden, um die Revolution zu retten. 
Vor allem muß das Bündnis der Arbeiter mit den Bauern wieder-
hergestctlt ·werden. Auch wir wünschen, die Bauernschah zur Ver-
genossenschaftung ihrer Wirtschaft zu führen; aber das muß freiwillig 
geschehcn. Mit der gewaltsamen Ko!1ektivisierung, mit Jeder Enteignung 
der Bauernschaft muß Schluß gemacht wcrden. Dem Bauern muß die 
freiheit seiner Wirtschaft, die freie Verfügung über seinen Arbeilsertrag 
wiedergegeben und gesichert werden. Nu r so kann die Landwirtschaft 
wieder aufgebaut, die Ernährung dcr Städte gesichert, der Bauer dem 
Arbeiter als Frcund und VerbUndeter gewonnen werden. 
nen Völkern der Sowjetunion muß die Freiheit wiedergegeben wer-
den, die Arbeitern und Bauern ehcnso unentbehrlich ist wie Luft und 
Wasser. 'Freiheit des Wortes! Freiheit der Organisation! freie und 
geheime Wahlen! SchluB mit der Todesstrafe, mit den Massenhin rich-
tungen ! Amnestie den politischen Gefangenen! Schluß mit der Schande, 
daß Männer und Frauen, die als freiheit skämpfer der Arbeiterklasse in 
den Kerkern des Zaren gesessen sind, -heutc in den 'Kerkern der Q. P. U., 
in den Konzentrationslagern, in den Verbannungsorten Sibiriens 
schmachten! 
Durch Verwirklichung dieser Forderungen werden die Völker der 
Sowietunion friedlich, aber zie1bcwußt der vollen Demokratie entgegen-
gehen, um auf der Grundlage der Freiheit die schöpferischcn Kräfte 
der Massen zum Aufbau des Sozialismus zu entlesseln. 
In diesem Kample für die Rettung der russischen Revolution werden 
die Herzen der sozialistischen Proletarier der ganzen Welt eins sein 
mit den Arbeitern der Sowietunion. In ih rem Namen ist die S. A. J. stets 
bereit, den Klassenbriidern in der Sowietunion ihre hellende Hand ent-
gegenzustrecken. Mit unserer ganzen Kraft werden wir der inter-
nationalen kapitalistischen Reaktion in den Arm fallen, falls sie ver-
suchen sollte, Eu re Schwierigkeiten im Interesse der Konterrevolution 
auszunUtzen. 
Proletarier aller Länder, vereinig1 -Euch! Pr<lletarier der Sowjet union, 
vereinigt Euch mit uns zur Rettung der russischen Revolution, zum 
Kampfe für Demokratie und Sozialismus! 
Die Exekutive der S. A. L 
Die F ragen, die durch die nationalen Selbständigkeitsbewegun-
gen der innerhalb der Grenzen der Sowjetunion lebenden Völker 
gestellt werden, insbesondere das Problem der Unterordnung der 
national en Selbständigkeitsbewegungen unter die allgemeinen Inter-
essen der Demokratie und des Friedens, bildeten den Gegenstand der 
Beratungen einer besonderen Kommission, die unter dem Vorsitz 
von A dIe r vom 5. bis 7. Mai 1930 in Berlin tagte. Als Grundlage 
der Beratungen lagen der Kommission zahlreiche Memoranden der 
an diesen Problemen inte ressierten Parteien der S. A. I. vor. 
Tm Namen de r Kommission erstattete Bau e r (Österreich) der 
unmittelbar darauf folgenden Sitzung de r Exekutive Bericht. Die 
folgende von der Kommission einstimmig beschlossene Resolution 
wurde auch von der Exekutive einstimmig angenommen: 
Die S. A.I. anerkeunt nach wie vor das uneingeschränkte Selbst-
bestimmungsrecht aller Nationen, (Jie derzeit in der Sowjetunion ver-
einigt sind. 
Die S. A. L ist der Ansicht, daß nur jede dieser Nationen selbst 
darüber zu ent~cheiden hat, ob Sie ihre nationale Freiheit in einem un_ 
abhängigen NatJona'!staat oder innerhalb einer Iföderativ-'Republik am 
besten zu sichern vermag. 
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Aber die Internationale hat das Recht, von den ihr angeschlossenen 
Parteien zu fordern, daß sie im I}(ampf für ihre nationalen Ziele nichts 
tun, was die allgemeinen Interessen der Arbeiterbewegung, der Demo-
kratie und des Priedens gefähr,den könnte. 
Von diesen Orundsätzen ausgehend, stellt >die Exekutive fest: 
I. Es ist der gemeinsame Wille aller Sektionen der S. A.I., die 
-innerhalb der Grenzen der Sowjetunion tätig sind, einig vorzugehen, 
um einerseits die politischen Einrichtungen des Landes durch die Auf~ 
richtung der vollen Demokratie umzuwandeln und andererseits die Ent-
stehung eines weißen konterrevolutionären Regimes zu verhindern, 
das die schwerste Gefahr für den frieden, die Demokratie und die Ar~ 
beiterbewegung Buropas darstellen würde. 
2. Die sozialistischen Parteien, d~e die fremdstämmigen Völker 
vertreten, rechnen für die Verwirklichung ihrer nationalen Ziele nicht 
auf die wirtschaftliche Desorganisierung, noch weniger auf den Bürger-
kr.ieg oder auf ein Bündnis mit konterrevolutionären oder ausländischen 
Kräften. $(Indern im Gegenteil auf -den Fortschritt der Demokratie, den 
sie durchzusetzen sich -bemühen. 
3. Nur in der Atmosphäre der Demokratie und des friedens werden 
die Völker, die diese sozialistischen Parteien vertreten, wirksam und 
ohne die Geiahr des Krieges oder der Konterrevolution hervorzurufen, 
das Selbstbestimmungsrecht ausüben können, das ihnen die 'Internatio-
nale ausdrück'lich zuerkannt hat. 
4. Alle Parteien der Internationale sind unerbittlich entschlossen, 
sic'him Sinne der Resolution von Marseille jeglichem Versuch, zum 
Kriege oder irgendeiner anderen Porm der Intervention gegen die 
Sowietunion zu schreiten, zu widersetzen. 
Die Exekutive erinnert an >den Beschluß von Marseille, der den 
Willen der Internationale zum Ausdruck bringt, für die A'ufrechter-
·haltung und Begründung normaler diplomatischer und wirtschaftlicher 
Beziehungen zur Sowietunion zu kämpfen. 
5. Das Sekretariat wird aufgefordert, sich im Palle der Notwendig-
keit mit den -interessierten Sektionen in Verbindung zu setzen, damit 
sie die geeigneten Maßnahmen treffen, um diesem Beschluß die höchst-
mögliche Wirksamkeit zu geben. 
Die Exekutivsitzung im Mäi 1930 beschäftigte sich ferner ein-
gehend mit dem i 11 d j s c h e n Problem und beschloß folgende Re-
solution, die D e B r 0 u c k e r e auf Grund der Diskussion vorlegte: 
Die Exekutive erinnert an die R.esolution des Brüsseler Kongresses 
der S. A.q., die das ·Recht der Völker Indiens auf Selbstbestimmung 
anerkennt. 
Sie ist der überzeugung, daß durch Verhandlungen zwischen der 
englischen Arbeiterregierung einerseits und den Ver tretern aller Teile 
der indischen Bevölkerung andererseits dieses ,Recht sich unter den 
wirksamsten und Sichersten Bedingungen wird auswirken können. 
Sie hat das Vertrauen zur englischen Arbeiterregierung, daß sie 
diese Verhandlungen möglich machen, um sie zu erleichtern, die baldigste 
Amnestie der politischen Gefangenen in Erwägung ziehen und sie in 
der Weise führen wird, daß sie rasehest zu einer vollkommen verant-
wortlichen und autonomen Regierung führen. 
Die darauf folgende Exekutivsitzung, die im August 1930 in Zü-
rich stattfand, nahm Erklärungen entgegen, die Gi I1 i e s (Britische 
Arbeiterpartei) und B r 0 c k w a y (Unabhängige Arbeiterpartei 
Großbritanniens) abgaben . Nach kurzer Debatte besch·loß sodann 
die Exekutive, bei Stimmenthaltung der gesamten britischen Dele-
gation, folgende Resolution: 
I .• a 
Die Exekutive nimmt die von Genossen Gnlies namens der Britischen 
Arbeiterpartei und von Gen ossen Brockway namens der Unabhängigen 
Arbeiterpartei abgegebenen Erklärungen zur Kenntnis und erneuert den 
Ausdruck ihres Vertrauens, daß es der Arbciterregierung Groß-
britanniens gelingen wird, den Forderungen der indischen Völker nach 
Selbstregierung in übereinstimmun g mit den Grundstltzen des Sozialis-
mus und der Ar,beiterbewegung Genüge zu tun. Indem die Exekutive an 
die Berliner Resolution über die frage erinnert, sp richt sie erneut die 
Hoffnung aus, daß eine möglichst schneite und möglichst weitgehende 
politische Amnestie für Indien unter gleichzeitiger Aufgabe des fe ldzugs 
des staatsbürgerlichen Ungehorsams die erfolgreiche Durchführung der 
Round Table Conference ermöglichen wi rd. 
Nach Abschluß der Londoner Indien-Konferenz, die vom 12. No-
vember J930 bis 19. Januar 1931 getagt hatte. nahm die Exekutive 
im Februar 1931 in folgender einstimmig beschlossenen Resolution 
zu ihren Ergebnissen Stellung: 
Indem die Exekutive an die wiederholten Beschlüsse der Kongresse 
der S. A. I. erinnert, die immer wieder die volle Selbslregierung Ind iens 
gefordert haben, 
spricht sie die Hoffnung aus, daß die gegcnwä rtigen Verhandlungen, 
die aus der Indienkonlerenz fRund tischkonlerenz) hervorgegangen sind, 
erfolgreich sein werden. 
Die Exekutive ist jedoch sehr beunruhigt über die Nachrichten, daß 
die neue Veriassnng Indiens der Arbeiterklasse und der Masse der 
Bauernschaft das Wahlrecht verweigern sdll. In solidarischer Gemein-
schaft mit der Klasse der Ar,beiter und Bauern in Indien gibt sie der 
Meinung Ausdruck, daß die neuc Verfassung des selbstregierenden 
Indiens die Arbeiterklasse anderer Länder nur dann mit Hoffnung und 
ißegeisterung erfiillen wird, wenn sie auf der tätigen Mitwirkung und 
der Zustimmung der indischen Massen aufgebaut is t. 
Diese Entschließung wurde dem Präsidenten des Indischen Na-
tionalkongresses. S a p r u, und M aha t maG a n d h i übe rmittelt. 
über die Ergebnisse der Indien-Konferenz wurde in den "Doku-
menten und Diskussionen" .(Nr. 3, Jahrgang VIII) berichtet. 
Emile Va n der v eid e hatte auf einer privaten Studienreise 
im Fe rnen Osten Gelegenheit, mit Sozialisten in China und Japan 
zusammenzukommen und Verbindungen anzuknüpfen. Ober seine 
Eindrücke, die Vandervelde auch in einem Buch: .. A travers la 
Revolution Chinoise", Bruxelles, L'Eglantine, niedergelegt hat. er-
stattete er auch in de r .. Internationalen Information" (Nr. 51, Jahr-
gang VI!) Bericht. In diesem Artikel heißt es: 
"Der gesamte Eindruck, den ich aus dieser gezwungenermaßen 
sehr kurzen persönlichen Berührung mit Ja pan und China gewonnen 
habe, ist dieser, daß in beiden Ländern in fortgesch rittenen Kreisen 
große Sympathien, allerdi ngs noch in etwas unklarem Zustand, für 
die Internat ionale bestehen. Diese Sympathie in den formellen Bei-
tritt und in gemeinsa me Aktion umzuwandeln, ist eine Frage der 
Zeit. Aber diese Entwicklung wird um so schneller verlaufen, je 
mehr die Internationale ihre Beziehungen zum Fernen Osten zu stei-
gern und aus der offenkundigen ungeheuren E n t t ä u s c h u n g 
Nutzen zu ziehen verstehen wird, die diese Völker gegenüber der 
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dritten Internationale empfinden, auf die sie im Kampf iür ihre U n -
abhängigkeit, gegen die imperialistische Herr-
sc h a f t gerechnet hatten." 
Nationale Minderheiten. 
Die Minoritätenkommission der Sozialistischen Arbeiter-Inte r-
nationale hat in der Berichtsperiode nur eine Tagung abgehalten, 
die in London am 9. Februar 1929 stattfand. In ihrem Auftrag legte 
Otto Bau e r (Österreich) der Exekutive in London den Entwurf 
einer R:esolution vor, die in folgender Form einstimmig beschlossen 
wurde: 
In Erwägung, daß die Entrechtung und gewaltsame Entnationalisie-
rung der nationalen Minderheiten eine der Hauptquellen des Völker-
hasses und damit eine ständige Bedrohung des Friedens ist, 
erinnert die Exekutive an die Beschlüsse der Kongresse von Ham-
burg und Marseille 
und stellt im Hinblick auf die bevorstehenden Beratungen des 
Völkerbundes folgende Forderungen; 
l. Der völkerrechtliche Schutz der nationalen Minderheiten ist auf 
alle ' nationalen Minderheiten, insbesondere auch aul die von dem völker-
rechtlichen Schutz ausgeschlossenen deutschen und slawischen Minder-
heiten in Italien auszudehnen. 
2. Der völkerrechtliche Schutz der nationalen Minderheiten ist in 
dem Sinne zu erweitern, daß den in ge s chI 0 s sen enGebieten 
siedelnden nationalen Minderheiten dem 0 k rat i s ehe Sei b s t-
ver w a It u n g in ihren Gebieten. den zersplitterten Minderheiten 
Gleichberechtigung und freiheit des Gebrauchs ihrer Sprache, sowie der 
.Entwicklung ihrer Schule und Kultur verbürgt wird. 
3. Die Methode des Völkerbundes zur Prüfung der 'Beschwerden der 
nationalen Minderheiten ist, insbesondere durch Schaliung eines be-
sonderen ständigen Organs des Völkerbundes zu diesem Zwecke, \\~rk­
samer zu gestalten. 
Einen weiteren Bericht für die Minoritätenkommission erstattete 
D e B r 0 u C k e r e (Belien), der eingehend über die Frage der 
S t a a t e n l os e n referierte. Er verwies auf die schwie rige Lage 
dieser völlig rechtlosen Menschen und legte dar, daß diese Situation 
auf verschiedene Ursachen zurückzuführen sei. So auf Differenzen 
im Staatsrecht der einzelnen Länder, auf Mängel der Friedensver-
träge, die durch den bösen Willen mancher Regierungen noch ver-
größert werden, vor allem aber auf das Vorgehen einer wachsen-
den Anzahl faschistischer Regierungen, die ihre politisch mißliebi-
gen Staatsbürger ihrer Staatsbürgerrechte beraubten und andere R:e-
gierungen daran hindern, den Emigranten ein neues Staatsbürger-
recht zu gewähren. Es wurde die Aufforderung an die Pa rteien ge-
richtet, in ihren Ländern für eine Lösung dieser Frage einzutreten. 
Der Bericht wurde einstimmig zur Kenntnis genommen. 
Ober die Frage der Staatenlosen, sowie über andere Probleme. 
die anläBlich der Tagung der Sachverständigenkonferenz für die 
Kodifizie rung des Internationalen R:echts im Mä rz 1930 aktuell wur-
den, faßte überdies eine gemeinsame Sitzung des Bureaus der 
S. A. I. und des Vorstandes des I. O. 8., die am 7. März 1930 in Paris 
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-tagte, folgende Entschließung, die vom Sekretariat der S. A. I. vor-
gelegt wurde: 
Der Völkerbund hai für den 14. März 1930 eine Sachverständigen-
konferenz zur Kodifizierung des Ilnternaliona'len Rechts nach Oem Haag 
einberufen. Unter den mannigf;lchen wichtigen Problemen, die diese 
Tagung zu behandeln haben wird, lenken wir die Aufmerksamkeit vor 
allem auf drei Punkte: 
I. Durch den Weltkrieg und durch die Neuziehung der Landes-
grenzen auf Grund der Friedensverträge ist die Zahl der S t a a t e n_ 
tos e n auf eine früher nie gekannte Zahl gestiegen. Infolgedessen be-
finden sich viele tausende 'Menschen In überaus ·bed rückter, ja 9ft in 
geradezu verzweifelter Lage. Es ist eine Schande schlimmster Art, daß 
nach mehr als einem Jahrzehnt nach Kriegsabschluß noch keine Lösung 
des Problems gefunden wurde, daß der Egoismus der einzelnen Staaten 
diese unglücklichen Opfer, zu denen sich noch tausende Opfer, die 
durch das diktatorische Regime ihres Landes ihre HeimaJrechte verloretj 
haben, gesellen, von Land zu Land und von einer Notlage in die aJldere 
treibt. Wir fordern, daß di!,: Sachverständigenk.onlerenz diese Proble!)'le 
im Sinne der 'Menschlichkeit löse, und fordern insbesondere, daß an_ 
gesichts der mit .diesen Fragen verbundenen sozialen Probleme - ins-
besondere das der Arbeitslosigkeit unter den Staatenlosen - das Inter-
nationale Arbeitsamt zur Behandlung dieser ,fr;lgen herangezogen werde. 
2. Weiter wäre das Sy.slem der Na n·s 0 n p ä s se, wie das schon 
in einigen Ländern gescpi~ht, allgemein zugunsten aller anzuwenden, 
die eine Staatsbürgerschaft besitzen, denen aber aus politischen Gründen 
von ihren zuständigen Regierungen die Pässe verweigert werden, 
3, ,Es soll der -Grundsatz verankert werden, daß jede fra u, ob 
verheiratet oder nicht, das gleiche Recht h.aben soll wie der Mann, 'ihre 
Staatsbür!'erschaft zu behalten oder zu ändern, 
Probleme des Völkerbundes. 
Gelegentlich des Brüsseler Internationalen Kongresses wurde 
,eine .. Kommission für die Demokratisierung des Völkerbundes" ge-
bildet, deren Vorsitz D e B r 0 u c k e re (Belgien) übernahm. Die 
Exekutive der S, A. I. beschloß im Mai 1930, dieser Kommission ein 
weiteres Arbeitsgebiet zu übertragen und sie daher "Kommission 
.der S. A. I. für die Probleme .des Völkerbundes" zu nennen. 
Die Kommission besteht aus: D e B r 0 u c k e r e (Belgien), Vor-
:sitzender; B r a c k e (Frankreich), B r e i t s c h e i d (Deutschland), 
Gillies (OroßbritallIlien), Modigliani (Italien), Oudegeest 
(Holland), Und e n (Schweden), W i n t e r (Tschechoslowaker). 
Die erste Tagung der Kommission fand vom 18. bis 20, August 
1930 in Zürich statt. Die Beratungen betrafen: den Vorentwurf einer 
allgemeinen Konvention zur Stärkung der Kriegsvorbeugungsmittel; 
den Konventionsentwurf über die finanzielle Unterstützung eines 
Staates im Falle des Angriffes; die Frage der Ratifikation und Unter-
zeichnung der unter den Auspizien des Völkerbundes abgeschlosse-
nen Verträge, die Organisation des Sekretariats des Völkerbundes, 
des Internattonalen Arbeitsamtes und des Bureaus des Ständigen 
Internationalen Gerichtshofes; die Ratifikation der G~neralakte und 
der Fakultativklausel ; die wirtschaftlichen Arbeiten des Völker-
bundes und die Organisation Europas, 
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Zu diesen Fragen faßte die Kommission einen vorläufigen Bericht 
ab und ernannte Berichterstatter für die Fortführung der Arbeiten. 
Der Bericht der Kommission an -die Exekutive ist in den "Proble~ 
men des Völkerbundes" (NT. 7, Jahrgang VIII) erschienen. 
In der "Exekutivsitzung, die am 22. und 23. August 1930 in Zürich 
stattfand, berichtete 0 e B r 0 u c k e reim Namen der Völkerbunds~ 
kommission. Sein Bericht wurde nach kurzer Debatte zur Kenntnis 
genommen, und es wurde zugleich beschlossen, die Kommission 
jeweils vor der Völkerbundsversammlung nach Genf einzuberufen. 
Eine zweite Sitzung der Kommission fand am 17. und 18. Fe-
bruar 1931 in Zürich statt. Sie behandelte auf Grund von Berichten 
ihrer Mitglieder folgende Fragen: die Konventi'on über die finan-
zielle Unterstützung im Kriegsfall; die Ratifizierung und Unterzeich~ 
nung der unter den Auspizien des Völkerbundes abgeschlossenen 
Verträge; die Organisation des Sekretariats des Völkerbundes, des 
Internationalen Arbeitsamtes und des Bureaus des Ständigen 
Internationalen Gerichtshofes, die wirtschaftlichen Arbeiten des 
Völkerbundes, die Abänderung des Völkerbundspaktes im Sinne der 
übereinstimmung mit dem Pariser Kriegsächtungsvertrag und die 
Frage der Anrufung des Ständigen Internationalen Gerichtshofes als 
Rek ursinstanz gegenüber inte rnationalen Schiedsgerichten. Der Be~ 
richt der Kommission an die Exekutive erschien ged ruckt (im 
. "Bulletin" Nr. 9) sepa rat als Nr. 2 der Flugschriften der S. A. I. Die 
sieben Seiten starke Broschüre, die starke Verbreitung fand, erregte 
großes Interesse. 
In der darauf folgenden Sitzung de r Exekutive erstattete 0 e 
ß r 0 u c k e reden Bericht über die Arbeiten der Kommission. 
Der Bericht wurde einstimmig zur Kenntnis genommen und die 
Kommission aufgefordert, ihre Arbeiten fortzusetzen. 
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Maiaufrufe der Internationale. 
Zum I. Mal 1929. 
An die Arbeiter aller !Länder! 
In einer Welt des wiedererstarkten Kapitalismus geht das internationale 
Proletariat daran, den festlag der Arbeit zu feiern. 
Nirgends tritt uns das Gesicht des ncubefestiglen Kapita'Hsmus dro· 
hender und brutaler entgegen, als in dem neuen Rüstu ngswett lauf, 
der die Gefahren des Jahres 1914 wieder vor uns erstehen läßt und die 
gesamte Menschheit in einem Blutbad, gräßlicher denn je, zu ersticken 
droht. Und deswegen kämpft das Proletariat nicht allein für seine Klassen-
zJele, sondern zugleich für die Sache der gesamten Menschheit, wenn es 
die IFordenmg erhebt. daß dte f.e-ierHchen Abrils1 ,u.ng/ivcr -
s p r e c h 11 n gen endlich i hre 'Erfüllung finden. 
In dem vierten der vierzehn Punkte W i~ s 0 n s vom 8. Januar 1918 
wurde gefordert: "Austausch angemessener 'Bürgschaften dafür, daß die 
Rüstungen der Völker aui das niedrigste mit der inneren Sicherheit zu 
vereinbarende Maß herabgesetzt werden." 
:In den Friedensverhandlungen des Jahres 1919, als der Pakt des 
V ö I k erb und e s festgelegt wurde, da anerkannten die Mächtigen dieser 
Erde im Artikel 8 der Satzung, "daß die Aufrechterhaltung des Friedens 
es nötig macht, die nationalen Rüstung en auf das Mindestmaß 
herabzusetzen, das mit der nationalen Sicherheit und mH der Durchführung 
der durch ein gemeinsames Handeln auferlegten internationalen VerJ»l!ch~ 
,tungen vereinbar ist." 
Und noch einmal in der lEinleitung zu Teil V des Ver s a i' ll e r 
Friedensvertrages wurde ge'lobt: ,,'Um die Einleitung einer all· 
gemei.nen Rüstungsbcschränkung aller Na4 ·!onen zu er~ 
möglichen, verpflichtet sich Deutschland, · die ,im folgenden niedergelegten 
Bestimmungen über das Landheer, die Seemacht und die ,Luft"Schillahrt 
genau innezuhalten." 
Aber als die revolutionäre Welle in Mittel- und Üsleuropa verebbte, 
als die Gefahr, daß , ie nach WesleuTopa hinüberschlage, vorbei war. da 
:zeigte sich, daß ni rgends hinter all den so feierlich gegebenen Versprechun-
gen der ehtiHche Wille stand, sie zu verwirko.ichen. Wahl wurde ein unge· 
heurer Apparat ins Leben gerufen, der die Vorarbeiten für die Durch_ 
führung der Abrüstung leisten sollte, der nützliche Ar-bei-t vollbrachte, -
aber die Tat selbst blieb ungetan. 
Seitdem die erste Versammlung des Völke r bundes am 
14. Dezember 1920 den Rat ersuchte, "einen Ausschuß einzusetzen, der dem 
Rat in naher Zukunft Vorschläge entsprechend der in Artikel 8 der Satzung 
vorgesehenen Rüstungseinschränkung einreichen soll", i.st eine 
immer umfangreicher werdende Organisation fü r dio Vorbereitung der Ab-
rüstung geschaffen worden. Ihre Arbeiten schienen von Erfolg gekrönt, 
als in England die Arbeilerreglerung zur Macht kam. Das Gen f e r Pro-
10 k 0 l~, das am 2. Oktober 1924 tleschlossen wurde, sah die Einberufung 
der ersten eigentlichen AbrfrSlungskonferenz für den 15. Juni 1925 vor. Aber 
nach dem Sturz der Arbeiterregierung in England weigerte sich die k(lI1ser-
vative Regierung, das Oenfer Protokoll zu ratifizieren. Damit fiel auch die 
Abrüstungskonferenz. Die Reaktion hatte gesiegt. 
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Einl! neue Hoffnung tauchte auf, als im Schlußprotokoll der Ver I r ä g e 
vo n Loc a r n 0 im Oktober 1925 die Verpflichtung ausgesprochen wurde, 
"an den vom Völkerbund bereits aufgenommenen Arbeiten ,hinsich,tlich der 
Entwaffnung aufr-ichtig mitzuwirken und die Verwir 'klichung der 
E nt w a f f nun g in einer allgemeinen Verständigung anzustreben", Die 
Vorbereitende Kommisston für die Abrüstungskonferenz trat denn auch am 
18. Mai 1926 zum ersten Mal zusammen und es gelang ihr, in einer Reihe 
von fünf Tagungen die technischen Vortragen der Abrüstung zu lösen. 
Um so stärker traten aber die politischen Widerstände in den 
Vordergrund, 
Der ßrüsseler Kongreß der Sozia{istischen Arbeiter -
I n t ern a t ion ale hat den Arbeitern aller Länder ihre Aufgabe klar vor-
gezeichnet. (Er erklärte: ,lDie Schwierigkeiten, die dIe Abrüstung bietet, 
können nur un -ter dem stärksten politischen Druck über-
w u n de n we r den. Diesen !Druck durch eine ständige und energlsohe 
Aktion in den Massen und Pal'lamenten zu üben, Ist Aufgabe der sozia-
1istischen A'rbeiterparteien." 
Und im gleichen Sinne erinnerte der In terna 't-tonale Gewerk-
sc h a f t s b und die Arbeiterklasse an ihre Pflicht, "sich mit allen ihr 
zur Verfügung stehenden Mltteln für die Abrüstung, diese wichtigste Grund-
lage für dte Organ]sienmg eines dauernden und ~ndgii lt lgen ·Friedens. eIn-
zusetzen". 
Der Vorbereitenden Abrüstullgskommission liegt ein Abrüstungsvor-
schlag der Sowjetregierung vor. 'Das internationale Proletariat fordert, daß 
die Kommission diesen Vorschlag nicht ablehne, ohne selbst einen besseren 
endgültigen Vertragsentwurf zu >beschließen. 
Die ,Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-Ittternationale hat die Ar-
beiter al1er Länder aufgeru fen, In der form eines Pet i t ion s s t u r m s 
zu bekunden. daß sie erwarten. dte Sehnsueb,t der Völker nach dem Frieden 
werde endlich 'bei den Regierungsverlretern ,in Genf ihren Ausdruck finden. 
1:ine ncue Oenera ·tlon trlt! In die Reiben des internationalen 
Proletariats, die die Schrecken des Krieges nicht selbst erlebt hat. -Es gilt, 
sie zu erfüllen mll dem glühenden Abscheu vor dem Blutvergießen, 'SIe 
einzufügen in die Kampflronl gegen den Krieg und gegen die Rüstungen. 
Darum demonstriert am l. Mal das gesamte Proletariat: 
Gegen die Kriegsrüs(ungen! 
Gegen ImperilJlisrTllJs und Mililorismus! 
Plir die ErltUlung der Abrlistunlf.sversprechungen! 
Für den Absc1ll.uB eines wirksamen Abrüsiungsverfrages! 
Noch eines anderen schmählich gebrochenen Versprecnens werden die 
Arbeiter a'ller Länder am I. Mai gedenken, Auf der Internationalen -Arbeits-
konferenz des Jahres 1919 jst die ~nternationale K 0 n v e n t ion übe r 
den Achts-t ,undentag beschlossen worden. Aber noch heute, zehn 
Jahre nachher, weigern sich die ,Regierungen der größten Industriestaaten 
der Welt. das Wort, das sie damals gegeben haben, einzulösen. Der Vor-
stoß der englischen Reaktion gegen den Ach tstundentag wurde im Genler 
Internationalen Arbeitsamt a'bgewiesen, aber die Durchsetzung der Rati-
fikation in Großbritannien ist nur l1acb einem großen Siege der Arbeiter-
partei möglich. 
Trotz der würgenden Arbeitslosigkeit, trotz des wachsenden ,Massen_ 
elends sucht die interna-tionale Reaktton stels ,",on neuem die Ar,beitneit 
'Zu verlängern und immer größere Massen des Proletariats dem 'Elend der 
Arbeitslosigkeit zu überantworten. 
Darum demonstrieren wir 13m I. Mai: 
Gegen die reaktjonllren PUine des Unternehmertums! 
Für die RatililUJtiOll des Achtstulldelltagabkommens! 
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Wir gedenken am 1. -Mai unserer Genossen in den L ä n der n der 
faschistischen Dikta ,tu -r, die unter den schwersten Gelahren für 
die Ideale des Sozia1ismus und der Demokratie kämpfen 'lind senden ihnen 
unseren Brudergruß. 
Den Sozialisten in der 'f reiheit 'Obliegt die Pflicht, ihren unterdrückten 
Kameraden durch gesteigerten Kampf gegen den eigenen Klassenfeind Hilfe. 
zu bringen. 
Schon ist das mächtige Bollwerk der internationalen Reaktion, -die 
-konservative Regierung G roß b r i t a n nie n s, im Wanken. Alle Nach-
wahlen haben gezeigt, daß die britische Arbeiterbewegung im unwidersteh-
lichen Vormarsch ist. In Dänemark, B elgien und Holland ziehen 
die sozialistischen Parteien g"leichfalls mit SiegeshoHnungen in den Kamp!. 
Das ~ nternationale Proletariat wird am I. Mai zeigen. daß an seiner 
Macht alle Anschläge der Reaktion zuschanden werden müssen, daß es 
'bereit ist, unter dem Banner der Sozialistischen A1"beiter~JnternaNonale zu 
kämpfen: 
Gegen die faschistische Reaktio/l! 
für die Demokratie! 
für den Sozialismus! 
Ende März 1929. 
Das Bureau der Sozialistischen Arbei ter-Internationa1e. 
Zum 1. Mai 1930. 
An die Arbeiter aller Länder! 
Vierzig Jahre sind verflossen, seit die Arbeiterklasse zum erstenmal 
ihren internationalen Festtag gefeiert. Gewaltig sind die Eroberungen, die 
der Sozialismus in diesen vier Jahrzehnten gemacht hat, entscheidend -ist 
die Stellung und Lage der Arbeiterschaft in der Gesellschaft geändert 
worden, immer näher rückt die Zeit heran, da der Soüalismus die Mehr-
heit im Volke erobert haben und das Leben a-Iler Werktätigen im Sinne 
seiner Prinzipien umgestalten wird. 
Angesichts der außerordentlichen Fortschritte, die wir bei der Betrach-
tung des historischen Gesamtprozesses wahrnehmen, verkennen wir keines-
wegs, daß die internati onale Reaktion sich von ihrer Niederlage im Ge-
folge des Weltkriegs erhoU hai ,und sich anschickt. einen Teil der 'Er-
oberungen der Arbeiterklasse rückgängig zu machen. In d r e i Gestalten 
tritt der Arbeiterklasse vor allem der Feind entgegen: 1f a s chi s mus, 
Kriegsheize und soziale Reak t ion ,unternehmen immer von 
neuem den Versuch, die A'rbeiterklasse zurückzuwerfen, 
Die Herrschaft der Diktatur, das Reich des weißen Schreckens hat 
zwei schwere Niederlagen erlitten: der spanische Diktator, Primo de 
-Rivera und der blul~ierige Herr von Litauen, Woldemaras, sind gefallen. 
Aber noch kämpfen in S pan i e n wie in Li tau e n die allen oligarchischen 
Gewalten gegen die junge aufstrebende 'Demokratie, noch steht in be;den 
Ländern die Arbeiterldasse in schwerem Kampf, die fortsetzung des 
Systems der Diktatur zu verhindern, den Sieg der demokratischen Kräfte 
zu vollenden und zu sichern. ~ 
,(}eht in diesen Ländern der Kampf darum. die Demokratie zu er-
obern und die D e f e n s i v e des Fasclrismus zu brechen, so gilt es in an-
dern, die Demokratie zu behaupten, die 0 f i e n s i v e des Faschismus ab-
zuwehren, Mi! leidenschaf.flicher Anteilnahme -und brüderlicher Solidarität 
haben die Arbeiter aller Länder die heldenhaften Abwehrkämpfe verfolgt, 
die die Proletarier Österreichs -und PQlens gegen -den Ansturm des ,Fa-
schismus geführt haben. In Österreich ist der HauptangriH der Heimwe!iTen 
gegen die demokratische Verfassung gescheitert, aber es ist noch nicht 
gelungen, die innere Abrüstung durchzusetzen: die Gefahr blutiger Zu-
sammenstöße und die Notwendigkeit, we sozialen Errungenschaften uner-
müdlich zu verteidigen, bestehen weiter, In Pdlen ist die erste Attacke 
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Pi!sudskis gescheitert, aber noch is\ die endgültige Entscheidung nicht ge-
' fallen. noch ist die Oberstenclique am Ruder, die den Kampf gegen die 
Demokratie fortführ-t. Noch bedarf es der werktätigen Solidarität der Ar_ 
beiler aller Länder für ihre Klassengenossen, die in unmittelbarem Kampfe 
gegen die 'faschistischen Gewalten stehen. 
Mit großer Freude hat das internatiouale sozialisf.ische Proletariat er-
fahren, daß ein großer Schritt zur Einigung der 'Sozialistischen Kräfte Ita-
liens bevorsteht. Die Vereinigung der 'beiden so lange durch Bruderzwist 
getrennten sozia'listiscben Parteien Italiens bedeutet eine verheißungsvolle 
Steigernng der Kampffähigkeit gegen den gefährlichsten feind der Arbeiter 
aller Länder, gegen das Zentmm der Angriffe auf die Demokratie. gegen 
den blutbefleckten 'Faschismus J-taliens, 
Darum senden wir am 1. Mai den Arbeitern in allen Ländern der Oik-
,tatur unseren Gmß und geloben den Opfern ihrer überzeugung, mögen Sie 
,in den Kerkern Litauens, auf den Inseln Mussolinis oder in einer anderen 
Hölle schmachten, zu der die Diktatoren ihre Opfer verdammen, ,unsere 
werktätige Solidarität! 
Damm danken wir am 1. Mai den Sozialisten der vom ,faschismus be-
drohten Länder für den Mut und für die Entschlossenheit, mit der sie sich 
den feinden der Demokratie und des Sozialismus entgegengesteHt haben! 
Darum demonstrieren wir am l. Mai: 
Gegen Faschismus und Diktatur! 
Für die Befreiung ·aller IWlitischen Gefangellen! 
Für Freiheit und Demokratie! 
Arbeiter aller Länder! 
Der Verlauf der Londoner Verhandlungen über ,die oSeeabrüstung hat 
neuerlich bewiesen, daß der "Faschismus nicht nur der Todfeind der Ar-
beiterk'lasse, sondern auch der Feind atler friedens-, aller Abrüstungs-
-bestrebungen ist. Aber zugleich mit der faschistischen Regierung Italiens 
stellt sich auch die reaktionäre Regierung frankreichs den Bemühungen 
der 'britischen Arbeiterregierung entgegen, eine Herabsetzung der Rüstun-
gen zur See zu erzielen und damit den Weg für die allgemeine Abrüstung 
aller Länder frei zu machen, während Japan und die Vereinigten Staaten 
nur eine Begrenzung der Aufrüstung. nicht aber eine Herabsetzung der 
Rüstungen anzunehmen Oereit sind. ,Die dänische Arbeiterklasse stößt in 
ihrem Kampf tür die Abrüstung ihres Landes auf den WiderstamI. der 
Reaktion, ,Mit unwiderleglicher Klarheit zeigt sich damit, daß die Re-
akli-on nicht willens <i st, die feierJichen Abrüstungsversprechen, die ,im An-
gesicht der Wirkungen des 'Krieges aus furcht vor dem Pro1etariat in den 
ersten Nachkriegsjahren gemacht wurden, zu erfüllen. Nur die Arbeiter-
regierungen kämpfen unentwegt für eine wirkliche Abrüstu!lg aller 'Länder, 
nur das ~nternationale Proletariat ist die Kraft, die der Welt Frieden und 
Abrüstung zu bringen vermag. 
!Darum g'rüßen wir am 1. Mai die Vertrauensmänner des britischen 
Proletariats, die an der Spitze des Kampfes für Fr-ieden und Abrüstung 
stehen! 
' DaNIm grüßen wir am 1. Mai die Sozialisten Dänemarks, die sich an-
schicken. die Abrüstung ihres Landes durchzuführen! 
Darum demonstrieren wir am 1. Mai: 
Gegen das Wetfriisten und gegen den Militarismus! 
Für die AbrtiStung, fiJr den Frieden! 
Arbeiter aller Länder! 
Eine schwere internationale Wütschaitskrise hat Millionen von Ar-
'heilem aus 'den Betrieben geworfen und dem furchtbarsten .Blend überant-
wortet. So überwälzt die kapitalistische Gesellschaft die Kosten der Ra-
tionalisierung, 'die folgen toller Börsenspekulationen auf die Arbeiter aller 
Länder, Zugleich aber wehrt sich die soziale Reaktion gegen die Ratiii-
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kation des Washingioner Achlstundenlagabkommens, sucht sie den Arbeits· 
losen das kärgliche Brol der ArbeitSlosenunterstützung zu rauben, durch 
Angriffe auf die Koalitionsfreiheit die gewerkschaftliche Kraft ·eler Arbeiter 
zu schwächen. 
Darum gedenken wir am 1. Mal der MiUionen A'Tbei:lslos~r, die dem 
Hunger ausgeliefert sind, und geloben, In dem Kampl für diese Opfer der 
kapitalistischen Gesellschalt niemals zu erlahmen! 
Darum senden wir den Arbeitern Deutschlands, die gegenwärtig im 
Vorder'!relfen des Kampfes für die Verteidigung der Rechte 'der Arbeits. 
losen stehen, unsern Gruß! 
'Darum demonstrieren wir am J. Mai: 
Gegen die soziale Reaktion! 
FOr die Ratifikation des Washingtoner Abkommens! 
Far Arbeit und Brot lar die ArbeitSlosen! 
FOr die volle K..oalitionsfreiheit der Arbeiter! 
Arbeiter aller Länder! 
Mit schwerster Sorge erfüllt alle sozialistisch Fühlenden das Schicksal 
der russischen Revolution. Die bolschewistische Diktatur ist in Immer 
schärferen Gegensatz zur Bauernschaft geraten und legt der Arbeiterklasse, 
in deren Namen sie regiert, immer schwerere Opfer an ihren Rechten 
und In ihrer Lebenshaltung auf. 'Indem sie sich die -heiden ·tragenden 
Klassen der russischen Revolution entfremdet und gleichzeitig durch ihre 
Spal!ungspOlitik die internationale Arbeiterbewegung schwächt, steigert 
sie die AngrHislust der internationalen imperialisllschen IReakllon, be· 
schwört sie die Gefahr der Konterrevolution in Rußland herauf, die eine 
Katastrophe für den gesamten internationalen und proletarischen Befrei-
ungskampf, lür den Frieden und die ,Demokratie in der ganzen WeH be-
deuten würde. 
Darum grüßen wir die sozialistischen Arbeiter RuBlands in ihrem Be-
mühen, die große russische Revolution durch die Demokratisierung des 
Sowjetstaates vor den drohenden konterrevolutionären Gefahren zu retten 
lInd damlt zugleich die Grundlage zur Wiederherstellung der Einheit der 
internationalen proletarischen (l(lassenbcwegung zu schaffen. 
Darum demonstrieren wir am 1. Mai: 
FOr die Rettung der russischen Revolution vor der ihr drohenden 
konterrevolutionIiren Gefahr! 
Die woHgeschichtlichen Bewc.gungen, in denen die unterdrÜck·ten 
Völker Asiens und Afrikas ·um ihre Gleichberechtigung ringen, linden 
eben ietzt In groBen Demonstratlonen Ihren Ausdruck. Im Sinne unseres 
groBen Maigedankens rufen wir die Arbeitermassen in den Ländern neu 
entwickelter Industrie aul, sich In ternational mit den Arbeitern, die be· 
reils vier Jahrzehnte organisierter Kämpfe -hinter sich haben, zu ver-
'brüdern. 
Darum grüßen wir am I. Mai die Arbeiter in allen Länder·n, die mit 
uns noch nicht organisatorisch verbunden sind! 
Darum demonstrieren wir am 1. Mai dafür, daß unter -der Fahne der 
Sozialistischen Arbeiter- Internationale sich alle samme1n, die kämpfen 
woHen: 
Gegen den Bruderzwist {n der Arbeiterschaft! FOr die sozia· 
fist/sehe Einigung der proletarischen K..lassenbewegung! 
Gegen den Faschismus! flJr die Demokratie! 
Gegen das WeitrtJsten! FUr frieden und Abrastung! 
Gegen die soziale Reakti()fIJ FOr den Sozialismus! 
Zürich, im April 1930. 
Das Bureau der Soz.ialistischen Arbeiter·lnternationale. 
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Zum I. Mai 1931. 
An dIe Arbeitet aller tländer! 
En tschlossener denn je wird das 'internationale Proletariat in der furcht-
baren 'Kriscj die den Kapitalismus in seinen Grundlagen erschüttert, am 
I. Mai lü r seine ZukunftshoUnungcn und seine unmittelbaren Forderungen 
demonstrieren. 
Niemals zuvor hat der Kapitalismus so sehr seine Unfähigkeit be-
wiesen, auch nur das nackte Leben der Arbeitermassen ZII sichern. Niemals 
zuvor gab es so riesige Massen von Arbe itslose n, von Ku rzar-
beilern, von HUß.gernden lind Verzweifelnden. Niemals zuvor ist die Not· 
w(;-lldigkcit der Uberwlndung der -kapitalistischen Ge sel l -
sc ha -I t S 0 r d nun g, der Aufrichtung des Soziallsmus so eindringl!ch 
zutage getreten. 
IMit unerhörter Schaml-osigkeil versucht das Unternehmertum. das 
Elend der Krise zu L oh n her a b set z u n gen auszunützen und damit 
die Krise, in der sich das MiBverhältnis zwischen dem gewaltig gewachse· 
nen Produktionsapparal und der weit dahinter zurückbleibenden Konsum· 
kraft der Massen ausdrückt. noch zu verschärfen. Die Sozialistische Ar-
beiter·lnternalionale und der Internali(male Gewerkschaftsbund haben ge_ 
meinsam die Wege gewiesen. auf denen wenigstens eine Linderung der 
furchtbaren Massennot erreicht werden kann. Sie fordern d.je ullverkürzte 
Aufrechterhaltung der Arbeitslosenversicherung. die 
überall von den Unternehmern angegriffen wird. und ihre Ein f ü h run 11: 
in jenen 'Ländern, die bisher die Opfer der kapitalistischen Krise ihrem 
Schicksal überlassen. Sie fordern den Abbau der H ochschu1zzöl~e, 
die den Weltmarkt desorganIsieren und die Arbeitslosigkeit steigern. Sie 
fordern vor allem die Raliiizierungder Wa sbing loner Achtstundentags-
konvention und darüber hinaus eine Verkürzung der Arbeits-
ze i t, dIe diese dem technischen Fortschritt anpaßt. 
Am I. Mai werden die Arbeiter aller Länder demonst rieren: 
Gegen den Lolmdfutk! 
Gegen den Abbau der ArbeitslosenulIlefstiltzulIg! 
für die Hebung der Konsumkralt der Massen! 
fiir ausreichenden Lebensunterhalt der Opfer des Kapitalismus! 
für den Abbau der SchutzzÖlle! 
fiir die fünftagewoche! 
Arbeiter, &Jzialisten ! 
Die seil zehn Jahren erwar tete Abrüstung skon ferenz ist end-
lich für den Februar 1932 einberufen. Sie wi rd zu entscheiden haben 
zwischen Krieg und Frieden. zwischen der Gleichheit in der Abrüstung, 
die allen Sicherheit bietet, und dem Wettrüsten, das Milliarden verschwen-
den und neue Katastrophen vorbereiten hieße. 
Von dem Kampfwillen der Arbeitermassen, von dem Druck, den s ie 
auf ,ihre Regierungen ausüben, um sie zur Erfüllung ihrer Abrüstungs-
versprechungen zu zwingen, hängt das Schicksal der Abrüslungskonferenz 
in hohem Maße ab. Untrennbar verbunden mit dieser Aufgabe ist der 
A bwe hrkampf gegen den faschism u s. der nun in der heuch-
lerischen Maske des Friedensfreundes und des Vorkämpfers der Gerech-
tigkeit in den internationalen Beziehungen seine Intrigen spinnt. 'Die 
br itische Ar bei-terregle ru ng hat bewiesen, daß die Macht des 
Sozialismus in der Welt die eInzige Hollnung auf die überwindung des 
milHärischen WahnSinns darstellt. Dank ihren Bemühungen ist ein erster 
Schritt auf dem Wege zur Abrüstung getan worden. Von der Arbeiterklasse 
hängt es in erster Linie ab, daß weitere folgen. 
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Am 1. Mai werden die Arbeller aller Länder demonstrieren: 
Ar!>elter, Sozia:listen! 
Gegen den Militarismus! 
Gegen das Wettrasten! 
Gegen den K.r ieg! 
Far die AbrlJStunf{! 
Far den Frieden! 
Am I. Mai wenden sich die Gedanken der Arbeiter in den Ländern der 
Demokratie in brüderlicher Solidarität ihren verfolg·ten Klassengenossen 
in I talien, L i tauen, Ungarn -und am Balkan zu, die unter dem 
Joch des Faschismus seufzen und in unermüdliohem Kampf ihre Befreiung 
vorbereiten, und sie grüßen sie in der überzeugung, daß nichts den End-
sieg der Freiheit und des Sozialismus zu verhindern vermag. Mit der 
größten Anteilnahme verfolgen die Arbeiter aller Länder den heroischen 
Widersfand der Ar!>eiter und Bauern Pol e n s gegen die Diktatur einer 
Offi:tierscIique, die die Opposition der barbarischsten Unterdrück·ung preis-
gibt und den Namen des neuerstandenen Landes mit Schmach befleckt. 
Die Sozialistische Partei A rg.e n -t i nie n s steht im harlen Kampf gegen 
die Befestigung der Militärdiktatur. In S pan i e n 1) gHt der Kampf der 
Sozialisten, deren Bewegung erfreulich an Umfang gewinnt, dem Stur.z 
der Monarchie, der Eroberung der demokratischen Republik. .oie Arbeiter 
f' i n n I a n d s haben den Vormarsch des Faschismus in ihrem Lande zum 
Stehen gebracht, die ö s t e r T eic 'h i s ehe Sozialdemokratie hat dem 
Heimwehrfaschismus eine schwere Niederlage zugefügt. In D e u t s c h -
la n d kämpft die Sozialdemokratie nicht nur für die deutsche Republik 
und die Errungenschaften von mehr als fünf Jah rzehnten proletarischen 
KJassenkampfes, sondern zugleich auoh fü r die Demokratie und den Ifrie-
den in ganz Euro!)a. Der Ausgang des Kampfes in ganz Deutschland, den 
die gesamte Sozialdemokratische Partei in fieberhafter Aktivität führt, 
wird für Europa von geschichtlicher Bedeutung sein. 
Tn diesem Ringen zwischen den Kräften des 'Faschismus und der Ar-
beiterklasse empfinden es die Sozialisten aller Länder doppelt schmerzlich, 
daß die S 0 w j e -t r e g i e run g die revolutionäre Justiz mißbraucht, um 
in einem Schandprozeß durch einen schmählichen Verleumdungsfeldzug 
den Bruderkrieg innerhalb der Arbeiterschaft selbst noch zu verschärfen. 
Heißer denn je sehnen die Ari)eiter die Stunde der proletarischen Einigung 
herbei, da unter -den Fahnen des internationalen Sozialismus die gesamte 
,lctassenbewußte Arbeiterschaft geeint den Kampf gegen den Klassenfeind 
aufnehmen wird. Das Erwachen des Proletariats in allen Welltei'len w.ird 
neue Millionen arbeitender Menschen in die sozialistischen Kampfreihen 
eingliedern. 
Am I. Mai werden die Arbeiter aller Länder demonstrieren : 
Gegen den Faseliismus! 
Gegen die Reaktion! 
Far die Demokratie! 
Für die Einigung des Proletariats! 
Für die we/tl1mspannende Internationale! 
Arbeiter, Sozia~isten! 
Am 25. Juli werden in Wien die Vertreter der sozialistischen P arteien 
aller Länder zum 
') Der Maiaufruf 'Wurde am 9. April, also noch vor der spanischen Re-
volution beschlossen. Manche Blätter haben aus eigenem der veränderten 
Lage Rechnung getragen und den Spanien betrelfenden Satz bei der 
Wiedergabe des Aufrufs abgeändert oder for tgelassen. 
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Internationalen Sozialistenkongreß 
zusammenkommen, Sie werden den strategischen Plan des Kam 'p fes 
um die,Abrüs1ung, die Forderungen der Arbeiterklasse zur L ,inde -
r u ng der Wirtschaftskrise und des von thr geschafienen Elendes 
ausarbeiten und die großen Probleme des Kampfes der A r i:le ·i1er -
klasse und der Verteidigung der Demokratie behandeln. 
!Der Kongreß wird die ernste Entschlossenheit der At-beiler aller Länder 
bekunden, in internationaler Solidarität die Entscheidungen zu tref'fen, die 
die Stunde und die Mission des Sozialismus erheischen. Die Losungen, 
die V{)ß dem Kongreß ausgegeben werden, werden getragen sein von dem 
gleichen Geist, von der gleichen Begeisterung, die unsere Maikundgebungen 
erfü'llen: 
Gegen die kapitalistische Ausbeutung! 
Fii; die sozialistische Gesellschaftsordnung! 
Zürich, im April 1931. 
Das Bureau der Sozialistischen Arbeiter-Internätionale. 
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Die Toten der Internationale. 
In den drei Jah ren seit dem Brüsseler Kongreß hat der Tod 
reiche Ernte unter den Vorkämpfern der inte rnationalen sozialisti~ 
schen Bewegung gehalten. Einer ganzen Anzahl von Parteien sind 
bewährte Führer durch den Tod entrissen worden. So verlor die 
holländische Sozialdemokratie Ende 1928 ihren Sekretär Cornelius 
Wer k h 0 v e n, späte r Willem San n e s und ihren Führer Pieter 
Jelles T r 0 eis t r a, einen der Großen der Internationale in der Vor-
kriegszeit, ferner Lucie van Ku i k hof - K 0 e d i j k, eine der Pio-
nicrinnen der holländischen Frauenbewegung. Anfang 1929 starb 
einer der Vorkämpfer des französischen Sozialismus, Adrien 
Pressemane, im Jahr darauf Raymond Lavigne, der auf 
dem ersten Kongreß der 11. Internationale die Organisation der 
Kundgebungen des 1. Mai beantragte. Die britische Arbeiterbewe-
gung beklagt das Hinscheiden von Stephan Wal s h, Edward Ca r-
pe n t e r, John Wh e a t I e y, eines der Führer der Unabhängigen 
Arbeiterpartei, des Gewerkschaftsführers Harry Go s I i n g, der 
einige Zeit Mitglied der Oeschäftskommission der S. A. I. war, und 
der Genossin Ethel 8 e n t h a m. Die tschechoslowakische Sozial-
demokratie in Österreich verlor ihren Vorsitzenden Wenzel F i I a r. 
Die Sozialisten Polens trauern um die Genossin Amalia Pi w k o. 
eine Märtyrerin der Arbeiterbewegung im zaristischen Rußland, 
den Senator Po s n e r, A. J. Mut n i k, einen der Begründer der jüdi-
schen Arbeiterbewegung in Osteuropa, und den Pa rteivorsitzenden 
der P. P . S. und ih ren Vertreter in der Exekutive der S. A. I., Ge-
nossen Herman 0 i a man d, der kurz nach Vollendung seines 70. 
Lebensjah res gestorben ist. Die belgische Arbeiterpartei verlor 
Joseph Wau t e r S, den Begründer der Gewerkschafts- und Ge-
nossenschaftsbewegung Belgiens und den Vertreter de r Partei bei 
vielen internationalen Tagungen. Die amerikanischen Sozialisten 
beklagen den Tod Victor L. Be r ger S, des Parteivorsitzenden 
der Sozialistischen Partei der Vereinigten Staaten, der auch am 
Wiederaufbau der Internationale nach dem Kriege aktiven Anteil 
genommen hat. In der Nähe von Chicago sta rb auch der Führer der 
südsIawischen Sozialisten in Amerika, Joze Z ave r t n i k. Die 
lettische Sozialdemokratie verlor einen ihrer Mitbegründer, den 
Dichterphilosophen Ra i n i s. Einen unersetzlichen Verlust erlitt 
die ungarische EmigrantengruPDC "Vilagossag", mit ihr die ganze 
Arbeite rklasse Ungarns und die Internationale du rch den allzufrühen 
Tod Siegmund Ku n fis; noch auf dem Brüsseler Kongreß hatte er 
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in erschütternder Weise die Leiden des ungarischen Proletariats 
geschildert. Schwere Lücken hat der Tod in die Reihen der deut-
schen Sozialdemokratie gerissen. Sie verlo r den Sozialpolitiker 
Max Qua rc k, dann Paul Le v i, Adolf Kö s te r, Eduard Da v id 
und ihren Parteivorsitzenden Hermann Müll e r, der der deut-
schen Arbeiterbewegung an jeder Stelle, als Organisator, öffent-
licher funkt ionär, Vertreter in der Exekutive und im Bureau der 
Internationale unvergängliche Dienste geleistet hat. Die österreichi-
schen Sozialdemokraten trauern um franz Dom e s, den Vor-
kämpfer der Gewerkschaften und Arbeiterkammern, Matlhias E 1-
der s c h, einen der Schöpfer der österreichischen Sozialversiche-
rung, und friedrich Aus t e r I i t z, den Chefredakteur der Wiener 
"Arbeiter-Zeitung". Im Juli 1930 starb Camillo Pr a m pol i n i, 
dessen Andenken bei den italienischen Arbeitern auch die faschisti-
sche Gewalthe rrschaft nicht ausmerzen kann. Die schweizerische 
Sozialdemokratie verlor Camille G u g gen h e im; die Arbeiter-
bewegung Rumäniens ihren großen führer Jakob Pis ti n e r, 
gleich bedeutend als Politiker und als Journalist und Schriftsteller, 
der der Exekutive der S. A. I. seit ihrer Neugründung nach dem 
Krieg angehörte. Noe Ra m ich v i I i, einer der bedeutendsten 
Männer der georgischen Sozialdemokratie, fiel, in noch jungen 
Jahren, in Paris einem Attentat zum Opfer. In Zürich starb der 
SoZialphilosoph Eugen 0 i e t z gen. 
Es ist eine lange Reihe von Vorkämpfern, um die der inter-
nationale Sozialismus trauert, und noch viel größer ist die Zahl der 
"unbekannten Soldaten" des Klassenkampfes, die ihre ganze Kraft 
in den Dienst der sozialistischen Bewegung gestellt hatten. Aber in 
die Trauer mischt sich stets das Bewußtsein, daß -die Saat dieser 
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